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1. ZUSAMMENFASSUNG DER EMPFEHLUNGEN 

Wissenschaftsmanagement hat viele Facetten. 
Einige dieser Facetten, nämlich solche, in denen 
aus der Sicht des Verfassers Reformbedarf be-
steht, werden in den folgenden Empfehlungen 
angesprochen. Warum gerade diese Empfehlun-
gen Vorrang erhielten, wird in der Zusammen-
fassung kursorisch und im anschließenden Text 
ausführlich erörtert. Wer die Empfehlungen für 
problematisch hält, sollte deshalb weiterlesen. 

Leitbild der Auswahl ist die Steigerung der Qua-
lität von Wissenschaft in Deutschland durch 
Wettbewerb und Kooperation. Ein ganzheitli-
ches Modell von Wissenschaftsmanagement wird 
die spezifischen Bedingungen von Wettbewerb 
und Kooperation in der Wissenschaft, deren Re-
geln sich von denen der Wirtschaft unterschei-
den, zu berücksichtigen suchen. 

Mehr Wettbewerb ist auch in der Wissenschaft 
ein entscheidender Leistungsanreiz. Wie kann 
der wissenschaftliche Wettbewerb verstärkt wer-
den? Wettbewerb sollte nicht an den Grenzen 
der Wissenschaftsorganisationen halt machen, 
sondern organisationsübergreifend angelegt wer-
den, also nicht nur Universitäten, sondern auch 
die außeruniversitäre Forschung einschließen. 
Das ist heute nicht der Fall. Dazu sind neue 
Strukturen in der Förderung von Wissenschaft 
notwendig. 

Nicht nur mehr Wettbewerb, sondern auch 
grenzüberschreitende Kooperationen gehören 
zu einem erfolgreichen Wissenschaftsmanage-
ment. Dabei geht es um die transdisziplinäre 
Kooperation von Wissenschaftler(innen) aus un-
terschiedlichen Fachgebieten und um neue Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit von Wissen-
schaftler(innen), welche in unterschiedlichen 
Wissenschaftsorganisationen arbeiten. Es geht 
ferner um die Kooperation zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft. Denn Wissenschaftsma-
nagement ist zugleich Innovationsmanagement 
– eine Erkenntnis, die sich im Ressortzuschnitt 
der neuen Bundesregierung nur begrenzt wider-
spiegelt. Wissenschafts- und Innovationsmana-

gement als Ganzes bestimmt die künftige Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Landes. Plakativ for-
muliert: Es geht darum, durch gutes Manage-
ment nicht nur Geld in Wissen, sondern auch 
Wissen wieder in Geld zu verwandeln. 

Es wäre unter Reformaspekten nicht zielführend, 
bei der Definition von Wissenschaftsmanagement 
sich begrifflich einzuengen, etwa zwischen Wis-
senschaftsmanagement und Wissenschaftspoli-
tik eine Trennlinie ziehen zu wollen. Auch die 
Förderung von Wissenschaft durch Ministerien 
und von ihnen beauftragte Stellen ist Teil des 
deutschen Wissenschafts- und Innovationsma-
nagements. 

Wissenschaftsmanager(innen), welche diesen 
Prozess vorantreiben, sind eine knappe Ressour-
ce, aber von ihnen hängt es letztlich ab, ob Wett-
bewerb und Kooperation im Interesse der Qua-
lität von Wissenschaft gelingen kann. Deshalb 
soll diese Facette als erste thematisiert werden. 

Die knappe Ressource 
Wissenschaftsmanager(innen) 

Gutes Wissenschaftsmanagement beginnt dort, 
wo Entscheidungen in der Auswahl der Spitzen-
manager(innen) wissenschaftlicher Organisatio-
nen getroffen werden, im Senat, Aufsichtsrat oder 
Personalausschuss. Bisher sind die für die Aus-
wahl und Bestellung verantwortlichen Gremien 
in der Regel nicht angemessen mit Kompetenzen 
ausgestattet und nicht immer angemessen be-
setzt. Das können wir uns angesichts der Knapp-
heit an geeigneten Spitzenmanager(innen) und 
ihrer großen Verantwortung für die deutsche 
Forschung nicht länger leisten. Der Aufsichtsrat 
(oder Senat) einer Forschungseinrichtung ist kein 
Akklamationsgremium des Ministeriums. Seine 
Verantwortung muss ernst genommen werden, 
denn Entscheidungen der dort handelnden Per-
sonen, gegründet auf Wissen, Erfahrung und 
Menschenkenntnis, prägen die deutsche Wissen-
schaftslandschaft in nachhaltiger Weise. 
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1. Empfehlung 
Manager statt Beamte im Aufsichtsratsvorsitz 

Mit dem Vorsitz in Aufsichtsgremien außeruniversitä-
rer Forschungseinrichtungen sollten, wie in der Fraun-
hofergesellschaft (FhG) bereits vollzogen, nicht hoch-
rangige Beamte, sondern Manager(innen) aus der 
Wirtschaft oder der Wissenschaft betraut werden. Sie 
sollten ausreichende Verhandlungsspielräume erhalten, 
um die Besten für herausragende Positionen im Wis-
senschaftsmanagement zu gewinnen und dabei auch 
mit ihrer Autorität Vorschläge zur Dotierung und Aus-
stattung dieser Positionen machen können. Für sie wie 
für alle Mitglieder von Aufsichtsgremien sollten ange-
messene Aufwandsentschädigungen gezahlt werden. 

Wenn der Wettbewerb in der Forschung größe-
re Bedeutung erhalten soll, muss sich dies auch 
in der Gewinnung geeigneter Persönlichkeiten 
an der Spitze einer Universität oder einer außer-
universitären Forschungseinrichtung niederschla-
gen. Denn sie tragen ganz entscheidende Verant-
wortung für die Wettbewerbskraft ihrer Univer-
sität oder ihres Forschungszentrums. Wer solche 
Führungsaufgaben ausfüllt, sollte seiner Leis-
tung entsprechend bezahlt werden. 

2. Empfehlung 
Wissenschaftsmanager(innen) 

nach Leistung bezahlen 

Leistungsgerechte Bezahlung ist eine notwendige, 
wenn auch nicht hinreichende Bedingung, um die 
Besten gewinnen zu können. Es muss für Wissen-
schaftsmanager von Universitäten attraktiv sein, eine 
solche verantwortungsvolle Position zu übernehmen. 
Das gilt nicht nur für die Dotierung im engeren Sin-
ne, sondern auch für die Möglichkeit, einen hoch-
qualifizierten Leitungsstab aufzubauen und Verant-
wortung für schwierige Entscheidungen zu überneh-
men. Ähnliches gilt für das Management von außer-
universitären Forschungseinrichtungen. Dabei sind 
Zielvereinbarungen hilfreich, die in nachvollziehbarer 
Weise jährlich überprüft werden und einen variab-
len Teil des Einkommens bestimmen. 

Die Professionalisierung des deutschen Wissen-
schaftsmanagements erfordert spezifische Formen 
der Qualifizierung. Wissenschaftsmanagement 
kann man nicht auf Business Schools erlernen, 
aus Gründen, die weiter unten ausführlich disku-
tiert werden. Professionelles Wissenschaftsma-
nagement ergibt sich auch nicht ohne Weiteres 

aus einer überragenden fachlichen Kompetenz. 
Hinzukommen müssen weitere Eigenschaften und 
Erfahrungen, die trainiert werden können und 
trainiert werden sollten. Wer die Versäulung des 
deutschen Wissenschaftssystems beklagt, wird 
versuchen, dass künftige Führungspersonal früh-
zeitig zu vernetzen. Dazu kann eine organisati-
onsübergreifende Führungsakademie beitragen. 

3. Empfehlung 
Führungsakademie 

für die deutsche Wissenschaft 

Die Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen 
sollten sich gemeinsam auf die Gründung einer Füh-
rungsakademie einigen, die vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) finanziert wird, 
aber in weitgehender Autonomie und unter Berück-
sichtigung der Erkenntnisse, die in der Wirtschaft ge-
sammelt wurden, zu handeln vermag, um potentiell 
erstklassigen Führungsnachwuchs für die Leitung von 
Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen aus-
zuwählen und auszubilden. 

Wissenschaftsförderung als 
Innovationsmanagement 

Der Staat dominiert die Forschungsfinanzierung 
und die Ausbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Er trägt damit nicht nur die Ver-
antwortung für die Wissenschaftsförderung, 
sondern auch für eine in sich schlüssige Innova-
tionspolitik – eine Erkenntnis, die sich im poli-
tischen Raum noch durchsetzen muss. Wissen-
schaftsförderung wird anscheinend in den nächs-
ten Jahren innerhalb der öffentlichen Ausgaben 
wieder eine höhere Priorität erhalten und das 
wäre in Zeiten knapper Kassen eine hervorra-
gende Leistung der neuen Bundesregierung, die 
gar nicht hoch genug zu würdigen ist. Dem steht 
allerdings gegenüber, dass nicht allein die Höhe 
der Fördermittel über Qualität entscheidet. 

Forschungsförderung durch den Bund ist eine 
Managementaufgabe ersten Ranges, welche kla-
re Zielsetzungen und adäquate Strukturen er-
fordert. Wenn neben dem ohnehin schwierig zu 
bewältigenden Föderalismusproblem auch noch 
innerhalb der Bundesregierung die Verantwor-
tung für Forschungsförderung aufgesplittet wird, 
ist Innovationsmanagement aus einem Guss 
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schwierig. Diese Erkenntnis hat sich leider bei 
der Regierungsbildung auf Bundesebene auch 
dieses Mal nicht durchsetzen können. Offenbar 
haben in Deutschland die Wirtschaftsminister 
eine höhere Durchschlagskraft als die Innovati-
onsminister(innen). In der Sache ist es ausge-
sprochen kontraproduktiv, das BMBF weiter zu 
schwächen und nun zusätzlich auch noch Ver-
kehrsforschung und Raumfahrtforschung von 
der übrigen Forschung abzutrennen. Sinnvoll 
wäre es vielmehr, die gesamte Forschungsförde-
rung des Bundes, die Hochschulpolitik und die 
Innovationsförderung eng miteinander zu ver-
zahnen und aus dieser Vorstellung ein schlag-
kräftiges Innovationsministerium abzuleiten. 
Hier sind einige Bundesländer, wie Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein, schon weiter. 
Eine kritische Debatte auf Bundesebene, welche 
der Erneuerung in der Wirtschaft endlich den 
gleichen politischen Rang einräumt wie der Sa-
nierung der Sozialsysteme, ist überfällig. 

4. Empfehlung 
Innovationsministerium für Deutschland 

Kern eines Innovationsministeriums ist die Zusam-
menfassung aller Programme des Bundes zur Förde-
rung von Forschung und Technologie, die Zusam-
menführung aller öffentlichen Forschungseinrichtun-
gen des Bundes und ihre Verknüpfung mit den Hoch-
schulen. Ein solches Ministerium sollte auch die Rah-
menbedingungen für Innovationen gestalten können 
und deshalb u.a. für Normungen, Patentwesen und 
Unternehmensgründungen die Zuständigkeiten bün-
deln. Ein Ministerium für Bildung, Forschung und In-
novation hätte innerhalb der Bundesregierung das 
Gewicht eines wirklichen Zukunftsministeriums und 
wäre eines Vizekanzlers würdig, der etwas von Wirt-
schaft versteht und den Willen zur Erneuerung in 
Deutschland verkörpert. Es müsste sich als Quer-
schnittsminister verstehen und durch einen Kabinetts-
ausschuss unterstützt werden. 

Die öffentlich kaum sichtbaren und oft unter-
schätzten Projektträger des BMBF haben ent-
scheidenden Anteil an der Qualität und Innova-
tionsorientierung der deutschen Forschungsför-
derung. Bisher sind für einzelne Programme un-
terschiedliche Projektträger tätig. Sie sind in ver-
schiedenen Organisationen und an weit ausein-
ander liegenden Orten angesiedelt. Es gibt kei-
nen Masterplan zur Organisation der Zusam-

menarbeit von Projektträgerschaften. Der Trend 
zur transdisziplinären Forschung und zu pro-
gramm-übergreifenden Leitprojekten, der im 
BMBF bereits erste Spuren hinterlässt, macht 
auch eine neue Aufstellung der Projektträger 
dringlich. Die derzeitige Zersplitterung von Pro-
jektträgern macht in Zukunft keinen Sinn mehr. 
Sie wird zum Effizienzhindernis. 

5. Empfehlung 
Gründung einer Gesellschaft 

für Forschung und Innovation 

Die Projektträger des BMBF sollten in einer privatrecht-
lich organisierten Gesellschaft für Forschung und In-
novation (GFI) am Standort Bonn zusammengefasst 
werden. Die Konstruktion der Gesellschaft für Techni-
sche Zusammenarbeit (GTZ) ist dafür ein gutes Mo-
dell. Die GFI sollte sich aus Aufträgen der Referate des 
BMBF und auch anderer Bundesministerien finanzie-
ren und das Management von Programmen und Pro-
jektbewilligungen übernehmen. Die noch in Ministe-
rien angesiedelten operativen Funktionen sollten weit-
gehend auf diese Gesellschaft übertragen werden, um 
die Ministerien weiter zu verschlanken und auf Kern-
aufgaben zu konzentrieren. Die GFI könnte, wie heute 
bei einigen Projektträgern bereits üblich, auch für die 
Umsetzung von Programmen der Bundesländer ihre 
Dienstleistungen anbieten. Eine an der Leistung orien-
tierte Vergütung der Mitarbeiter(innen) würde die 
Attraktivität und Qualität der GFI erheblich fördern. 

Die für das effiziente Management von jährlich 
mehreren Milliarden Euro verantwortlichen Ma-
nager(innen) der Projektförderung, ob strategisch 
in den Ministerien oder operativ bei den Pro-
jektträgern, erfüllen eine äußerst anspruchsvol-
le Aufgabe, welche eine ständige Weiterbildung 
zwingend macht. Bisher gibt es dafür keine adä-
quate Lösung. 

6. Empfehlung 
Weiterbildung der Forschungsförderer 

in einer Führungsakademie 

Die in Empfehlung 3 vorgeschlagene Führungsakade-
mie für die deutsche Wissenschaft sollte zugleich ge-
nutzt werden, um für die Forschungsförderer in den 
Ministerien wie in der Gesellschaft für Forschung und 
Innovation Weiterbildungsangebote zu entwickeln und 
zu organisieren, welche im Sinne einer systematischen 
Personalentwicklung dazu beitragen, das Wissen-
schaftsmanagement im Förderbereich weiter voranzu-
bringen und den Führungsnachwuchs auf neue Funk-
tionen und Verantwortungsbereiche vorzubereiten. 
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Wissen in Geld verwandeln 

Innovationen, die sich aus der Forschung ent-
wickeln, haben der amerikanischen Wirtschaft 
entscheidende Impulse gegeben. In Deutschland 
ist dieser Weg der Erneuerung nach einigen Jah-
ren der Blüte wieder verkümmert und diese Tat-
sache wird zu Unrecht von der Politik nicht zur 
Kenntnis genommen. Wir pflanzen keine neuen 
Bäume mehr, die in Zukunft Früchte tragen kön-
nen. Wir glauben, auf Dauer mit den alten Bäu-
men auszukommen, wenn wir sie nur fleißig mit 
Fördermitteln und Steuererleichterungen dün-
gen. Das ist ein folgenschwerer Irrtum. 

Es wird Zeit zu erkennen, dass die Erneuerung 
des Unternehmensbestands im innovativen Be-
reich eine ganz entscheidende Voraussetzung für 
die langfristige Prosperität und Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Landes ist. Wissenschaftsmana-
gement als Innovationsmanagement darf an die-
ser Frage nicht vorbeigehen. Wir brauchen einen 
umfassend angelegten High-Tech-Masterplan 
für junge Technologie-Unternehmen. Die unter-
nehmerische Motivation der Wissenschaftler(in-
nen) ist nicht das Hindernis. Sie ist weiter ver-
breitet, als in öffentlichen Podiumsdiskussionen 
gelegentlich angenommen. Aber Motivation al-
lein reicht in der Regel nicht. 

7. Empfehlung 
Beteiligung der öffentlichen 

Forschung an Spin-Offs 

Um die Ausgründung von jungen Unternehmen aus 
der Forschung zu stimulieren, sollte das Wissenschafts-
management der öffentlich finanzierten Forschung 
(innerhalb und außerhalb von Universitäten) sich aktiv 
dafür einsetzen und Hindernisse beiseite räumen, die 
dem entgegenstehen. Dazu gehört die Motivierung 
der Institutsleiter(innen), Ausgründungen zu unterstüt-
zen, die Beratung der Gründer(innen) durch erfahrene 
Fachleute, die Bereitstellung von Know-how und Tech-
nik der öffentlichen Forschungsinstitutionen für jun-
ge Unternehmen, die mögliche finanzielle Beteiligung 
der Forschungsorganisation in der Seed-Phase und 
die enge Kooperation mit privatem Venture Capital. 

Junge Technologieunternehmen, die in einer glo-
balisierten Wirtschaft überleben wollen, müssen 
extrem schnell in internationale Dimensionen 
wachsen. Sie unterscheiden sich insofern funda-
mental von regional orientierten Unternehmens-

gründungen. Die Finanzierungskette, auf die sol-
che Unternehmen angewiesen sind, ist in Deutsch-
land seit dem Jahr 2000 weitgehend zusammen-
gebrochen. Das muss sich wieder ändern und da-
zu müssen in Deutschland ideologische Verklem-
mungen aufgelöst werden, welche die steuerli-
chen Rahmenbedingungen für junge Technologie-
Unternehmen, das in ihnen investierte Venture 
Capital und ihre Börsenfinanzierung betreffen. 

8. Empfehlung 
Private und öffentliche Förderung 
junger Technologie-Unternehmen 

Die Finanzierungskette für junge Technologie-Unter-
nehmen durch öffentlich gestützte Seed-Finanzierung, 
private Venture Capital Finanzierung und Wachstums-
finanzierung durch eine auf junge Technologie-Un-
ternehmen spezialisierte Börse muss gemeinsam von 
Staat und Wirtschaft neu geknüpft und nachhaltig 
aktiviert werden. Dabei sind nicht nur Förderpro-
gramme, sondern auch geeignete steuerliche Rah-
menbedingungen und aktive Hilfestellungen beim 
Gang durch die Bürokratie hilfreich. 

Das deutsche Wissenschaftsmodell 
weiterentwickeln 

Der Staat ist mit weitem Abstand der wichtigste 
Mäzen der Forschung. Er muss dafür sorgen, 
dass die Strukturen stimmen und die richtigen 
Prioritäten bei der Finanzierung der Forschung 
gesetzt werden. Das kann er nicht allein und 
vielleicht nicht einmal in erster Linie, auch wenn 
er die Finanzierungsverantwortung trägt. Er 
braucht die Wissenschaft als Partner. 

Richtige Prioritäten in der Forschung zu setzen 
erfordert eine Struktur, in der Berührungsängste 
zwischen politischen Instanzen und Wissen-
schaftsorganisationen keinen Platz haben. Not-
wendig sind klare Verantwortlichkeiten für die 
Qualität ihrer Entscheidungen in der Wissen-
schaft selbst. Notwendig sind aber auch Strate-
gien in der finanziellen Prioritätensetzung, bei 
deren Gestaltung Ministerien und Wissenschafts-
organisationen in transparenter Weise zusam-
menwirken. Das ist kein Widerspruch, wenn die 
jeweiligen Verantwortlichkeiten nicht verwischt 
werden. Wissenschaftsrat und DFG haben je für 
sich Modelle dafür entwickelt. 
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Bereits heute redet die Politik im Wissenschafts-
rat im Rahmen der Verwaltungskommission mit 
und respektiert die Kraft und Kompetenz der 
Entscheidungen der Wissenschaftlichen Kom-
mission des Wissenschaftsrates. Auch im Haupt-
ausschuss der DFG sind die Ministerien vertre-
ten, dort allerdings nicht auf politischer Ebene. 
Beiden Organisationen ist es gelungen, die Un-
abhängigkeit der Wissenschaft in vollem Um-
fang aufrecht zu erhalten und ihr eine Stimme zu 
geben, die von der Politik gehört wird. Warum 
verständigen sich Politik und Wissenschaft nicht, 
das Beste aus Wissenschaftsrat und DFG zu ver-
knüpfen und auf dieser Grundlage neue Wege zu 
gehen, um Wettbewerb und Kooperation im Rah-
men einer gemeinsamen Strategie zu fördern? 

9. Empfehlung 
Wissenschaftsrat und DFG 

strategisch verknüpfen 

Zusammenführung von Wissenschaftsrat und Deut-
scher Forschungsgemeinschaft zu einer Deutschen 
Wissenschaftsgemeinschaft, ausgestattet mit einem 
Budget zur Förderung der Grundlagenforschung, wel-
ches nicht in Bund/Länder-Mischfinanzierung ausge-
handelt, sondern zu 100 % vom Bund getragen wird. 
Die Deutsche Wissenschaftsgemeinschaft sollte nicht 
wie bisher Drittmittel nur für Hochschulen, sondern 
auch für die außeruniversitäre Forschung bereitstel-
len und damit den Wettbewerb säulenübergreifend 
in Gang bringen (DFG). Sie sollte als Grundlage dafür 
eine strategische Orientierung der deutschen Grund-
lagenforschung entwickeln und fortschreiben (Wis-
senschaftsrat). Mindestens 20 % der institutionellen 
Forschungsförderung sollten auf diesem Weg im 
Wettbewerb um Exzellenz an einzelne Institute oder 
Institutsverbünde vergeben werden. Die Deutsche 
Wissenschaftsgemeinschaft sollte grundsätzlich zu 
Vollkosten finanzieren, um Universitäten im Wettbe-
werb um Fördermittel gegenüber der außeruniversi-
tären Forschung nicht zu benachteiligen und die Ver-
netzung zu fördern. 

Forschung lebt von der ständigen Erneuerung und 
ist schon deshalb auf erstklassigen Nachwuchs 
angewiesen. Die deutschen Hochschulen haben 
international einen guten Ruf, aber es sind ganz 
überwiegend Massenuniversitäten. Die Erkennt-
nis setzt sich immer mehr durch: Deutschland 
braucht daneben auch kleine, aber feine Elitehoch-
schulen. Ein nachhaltiger Impuls zum Aufbau von 

international renommierten Forschungsuniversi-
täten als Elitehochschulen wird in Deutschland 
von einer Zusammenführung hervorragender Be-
reiche in Universitäten mit außeruniversitärer For-
schung erwartet werden können. Das ist mit der 
Exzellenzinitiative des BMBF in Gang gekom-
men. Aber es fehlen noch wesentliche Elemente. 

Ein ganz wichtiger Punkt wird vernachlässigt: 
Wir können es uns nicht länger leisten, dem 
hochbegabten Nachwuchs zunächst in Massen-
universitäten die Chance intensiver Betreuung 
in den ersten Semestern zu verwehren und ihm 
erst im Masterstudiengang und als Doktoranden 
die besonderen Bedingungen im Studium und 
in der Forschung zu verschaffen. 

Gerade bei Eliteuniversitäten mit internationaler 
Ausstrahlung haben Bund und Länder eine ge-
meinsame Verantwortung. An dieser Stelle führen 
die derzeitigen Überlegungen zur Föderalismus-
reform ganz offenkundig in eine Sackgasse. Schon 
wegen seiner Verantwortung für die außeruni-
versitäre Forschung sollte der Bund bei der Finan-
zierung von Eliteuniversitäten in enger Zusam-
menarbeit mit der DFG und dem Wissenschafts-
rat mittelfristig eine dauerhafte Verantwortung 
übernehmen. Hier könnte die neue Bundesregie-
rung Zeichen setzen und mit einer zweiten, sorg-
fältig vorbereiteten Phase der Exzellenzinitiati-
ve die Länder für einen neuen Weg gewinnen. 

10. Empfehlung 
Bundesfinanzierte Eliteuniversitäten 

Universitäten und außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen sollten gemeinsam Tochteruniversitäten 
gründen, die von vornherein nicht als Massenuniver-
sitäten, sondern als Forschungsuniversitäten angelegt 
werden. Der Zugang für Studierende sollte in jeder 
Phase des Studiums, auch unmittelbar nach dem Abi-
tur, auf der Grundlage von Prüfungen mit sehr hohen 
Leistungsanforderungen möglich sein. Jede(r) Studie-
rende sollte einen ausreichend dotierten Praktikums-
platz erhalten, um sein/ihr Studium schnell und gründ-
lich deutlich unter der sonst üblichen Regelstudien-
zeit zu absolvieren. Durch die Verbindung mit außer-
universitären Forschungseinrichtungen sollte von An-
fang an eine Integration des Studiums in anspruchs-
volle Forschung ermöglicht werden. Die Finanzierung 
dieser Universitäten und ihrer Studierenden sollte zu 
100 % durch den Bund erfolgen. Das fördert den 
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Wettbewerb zwischen den Ländern. Die Eliteuniver-
sitäten sollten rechtlich selbständige Stiftungen sein 
und ein hohes Maß an Autonomie genießen. Der 
Rechtsrahmen bleibt Ländersache. Wer auf Landes-
ebene den geeigneten Rechtsrahmen schafft und 
seine Landesuniversitäten überzeugt, sich an der Trä-
gerschaft zu beteiligen, verbessert seine Chancen im 
Standortwettbewerb. 

Die Brücke zwischen der Grundlagenforschung 
und der Erneuerung der deutschen Volkswirt-
schaft muss neue Pfeiler erhalten, um an Trag-
kraft zu gewinnen. Zwar spricht Einiges dafür, 
dass die Missionen der Fraunhofergesellschaft 
(FhG), der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und 
der Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) relativ klar 
definiert sind. Das gilt aber nicht für die Wissen-
schaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz 
(WGL) und das ist bedauerlich. Die häufig un-
terschätzte Leibnizgemeinschaft stellt vor allem 
in den Neuen Ländern ein Forschungspotential 
dar, welches gezielt für den Wiederaufbau der 
Wirtschaft eingesetzt werden sollte und könnte. 
Hier ist eine Strukturreform längst überfällig, 
denn vor allem in den Neuen Ländern ist die 
Wissenschaft die große, die alles entscheidende 
Chance zur Verbesserung der Wirtschaftskraft. 
Dazu müssten die dort angesiedelten Institute 
der WGL zunächst eine langfristige Perspektive 
erhalten, die auch nicht von einer Föderalismus-
reform in Frage gestellt wird. Ferner müsste sys-
tematisch die Fähigkeit honoriert werden, neue 
Unternehmen aus der Forschung heraus zu grün-
den. Das wäre die neuartige und anspruchsvol-
le Mission der WGL in den Neuen Ländern. 

11. Empfehlung 
HGF und Teile der WGL zusammenführen 

Die neue HGF sollte alle naturwissenschaftlich-tech-
nischen WGL-Institute in den Neuen Ländern und ei-
nige geeignete Institute in den Alten Ländern einbe-
ziehen. Sie sollte durch entsprechende Dotierung der 
Haushaltsmittel in die Lage versetzt werden, in den 
Neuen Ländern bei Bedarf neue Institute zu gründen. 
Dieser neue Bereich in der HGF sollte zunächst einen 
Sonderstatus erhalten, aber wie die Mutterorganisa-
tion HGF in der Programmförderung nicht der Misch-
finanzierung unterliegen, sondern mit einem Finan-
zierungsschlüssel „100 % Bund“ ausgestattet sein. 
Seine wichtigste Aufgabe ist die systematische Vor- 

bereitung der Gründung junger Technologieunter-
nehmen vor allem in den Neuen Ländern in enger 
Verknüpfung mit Hochschulen und Venture Capital-
Gesellschaften. Durch die Eingliederung in die HGF 
als „Sonderforschungszentrum Neue Länder“ sollten 
diese Institute von vornherein eine langfristige Per-
spektive erhalten, durch den Qualitätswettbewerb 
im Rahmen der Programmförderung einen hohen 
wissenschaftlichen Standard halten und durch die 
Bindung zusätzlicher Fördermittel an den Erfolg von 
Ausgründungen sich klar im Gefüge der außeruni-
versitären Forschung positionieren. 

Wissenschaftsmarketing 

Professionelle Öffentlichkeitsarbeit ist für die 
meisten Wissenschaftsmanager kein vorrangiges 
Thema, obwohl auch hier Ausnahmen die Re-
gel bestätigen. Der Umgang mit der Öffentlich-
keit und den Medien will gelernt sein und Ziel 
ist dabei nicht nur, die eigene Organisation ins 
Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Genau 
so wichtig ist es, generell der Wissenschaft im 
öffentlichen Bewusstsein einen hohen Stellen-
wert zu erkämpfen. 

12. Empfehlung 
Professionelle Öffentlichkeitsarbeit 

Wissenschaftsmanager(innen) sollten gemeinsam für 
Wissenschaft werben, wie im Rahmen von „Wissen-
schaft im Dialog“ bereits hervorragend demonstriert. 
Sie sollten sich eine(n) Sprecher(in) suchen, welcher 
als Stimme der deutschen Wissenschaft anerkannt 
und von der Politik gehört wird. Sie sollten darüber 
hinaus durch klare Profilbildung ihrer Universität oder 
Wissenschaftsorganisation dafür sorgen, dass sich ein 
unverkennbarer Markenname herausbildet, der im 
In- und Ausland Attraktivität ausstrahlt. 

Das größte Problem der deutschen Wissenschaft 
ist die Nachwuchssicherung. Das beginnt bereits 
in der Schule und deshalb ist es ein Alarmsignal, 
dass Schulen wachsende Schwierigkeiten haben, 
geeignete Lehrer(innen) in Mathematik, Natur-
wissenschaft und Technik zu finden. Von zen-
traler Bedeutung ist auch, Mädchen für diese 
Themen zu gewinnen, schon um alle Begabun-
gen auszuschöpfen. Nichts ist wichtiger als die 
intensive Werbung um den Nachwuchs, weil 
einmal begangene Versäumnisse nachhaltig die 
deutsche Wissenschaft schädigen. 
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13. Empfehlung 
Um den Nachwuchs werben 

Es ist eine der vornehmsten Aufgaben des Wissen-
schaftsmanagements in Deutschland, mitzuhelfen, 
dass sich mehr junge Menschen für Wissenschaft und 
Technik begeistern und darin auch eine Perspektive 
für ihr Berufsleben erkennen. Die bereits eingeleite-
ten Werbeaktivitäten und vor allem die Verknüpfun-
gen von Schule und Wissenschaft sollten gefördert 
und weiter verstärkt werden. Lehrer(innen) in diesen 
Fächern müssen, der Knappheit entsprechend, attrak-
tive Arbeitsbedingungen und soweit notwendig spe-
zifische Leistungszulagen erhalten und darüber hinaus 
die Chance bekommen, sich ständig weiter zu bilden, 
fachlich und pädagogisch. 

Deutschland hat einen Nachholbedarf in der Ak-
quisition privater Mittel für die Wissenschaft. Das 
ist angesichts der riesigen Beträge, die in den 
nächsten Jahren in Deutschland vererbt werden, 
eher verwunderlich. Warum sollten fleißige El-
tern faulen Kindern das ganze Erbe überlassen, 
statt einen Teil davon zu nehmen und sich ein 

Denkmal durch Förderung der Wissenschaft zu 
setzen, welches ihnen spätere Generationen dan-
ken? Traditionell gilt in Deutschland Wissen-
schaft als staatliche Aufgabe und das wird auch 
ganz überwiegend so bleiben. Aber das ist nur 
ein Teil der Antwort. Private Mittel können einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der deut-
schen Wissenschaftsinfrastruktur leisten und da-
für ist gutes Wissenschaftsmarketing entschei-
dend. 

14. Empfehlung 
Private Spenden für die Wissenschaft fördern 

Die Bedingungen für Stiftungen zur Förderung der 
Wissenschaft sollten deutlich verbessert werden. Da-
zu kann eine Reform des Erbschaftssteuerrechts in 
Verbindung mit dem Stiftungsrecht, dem amerikani-
schem Vorbild folgend, beitragen. Genau so wichtig 
ist die Bereitschaft des Wissenschaftsmanagements, 
sich privaten Stiftern zu öffnen und den Stiftern die 
Möglichkeit zu geben, ein Stück ihres Lebenswerks in 
Spenden für die Wissenschaft öffentlich sichtbar zu 
dokumentieren. 
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2. VORBEMERKUNGEN 

2.1 Zum Gegenstand der Unter-
suchung 

Zur Einführung drängt sich zunächst einmal die 
Frage auf: Wieso Stiefkind Wissenschaftsmanage-
ment? Ist Wissenschaftsmanagement in Deutsch-
land wirklich ein vernachlässigtes Thema? Es gibt 
ganz offenkundig vielfältige Aktivitäten, die Wis-
senschaftsmanagement schon im Namen tragen. 
Vor drei Jahren wurde am Forschungsinstitut 
für öffentliche Verwaltung in Speyer das Zen-
trum für Wissenschaftsmanagement gegründet, 
welches sich ganz besonders um wissenschafts-
adäquate Betriebswirtschaft kümmert, um Ma-
nagement für Wissenschaft. Einige Hochschulen 
in Deutschland bieten Aufbaustudiengänge in 
Wissenschaftsmanagement an. Es gibt sogar eine 
eigene Zeitschrift dieses Namens. 

Wieso also Stiefkind Wissenschaftsmanagement? 
Bevor die darin enthaltene Unterstellung weiter 
begründet, wird ist eine Eingrenzung des Gegen-
stands dieser Streitschrift geboten. Gegenstand 
ist das Management von Wissenschaft auf der 
Führungsebene, die selbst keine wissenschaft-
liche Forschung mehr betreibt. Dazu gehört das 
Management von Instituten und Organisationen, 
von Programmen und finanziellen Prioritäten, 
von Wettbewerb und Kooperation in der Wissen-
schaft und Kooperation von Wissenschaft und 
Wirtschaft, nicht dahin gehören dagegen Proble-
me und Techniken des Managements einzelner 
Forschungsprojekte. Es geht also nicht allein um 
Management für Wissenschaft, ein zentrales The-
ma des Zentrums für Wissenschaftsmanagement 
ZWM, sondern auch um Management der Wis-
senschaft. 

Wissenschaft als übergeordneter Begriff umfasst 
im allgemeinen Sprachgebrauch und dem Hum-
boldt’schen Bildungsideal nachfolgend Forschung 
und Lehre. Mit Wissenschaft sind zunächst die 
Handelnden und ihre Ergebnisse, mit Forschung 
und Lehre deren Handlung gemeint. Beides ge-
hört also ganz natürlich zusammen, auch wenn 
sich, meist als Folge politischer Ereignisse und 

Interessenkonstellationen, beim Wissenschafts-
management im politischen Raum immer wie-
der wechselnde Zuordnungen, seltsame Namen 
und merkwürdige Aufspaltungen ergeben. 

Die Geschichte der Namen und Zuständigkeiten 
des heutigen Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung zeigt das andauernde Ringen um 
diese Frage. Nach der Emanzipation vom Atom-
ministerium trug das Bonner Ministerium zu-
nächst den Namen „… für wissenschaftliche For-
schung“, was im rheinischen Karneval nicht un-
kommentiert blieb. In den Siebziger Jahren gab 
es dann zwei Zwillingsministerien, „… für Bil-
dung und Wissenschaft“ und „… für Forschung 
und Technologie“, weil zwei tüchtige Minister(in-
nen) bedient werden sollten. 

In dieser Zeit begann sich allmählich die Über-
zeugung durchzusetzen, dass öffentlich finan-
zierte Wissenschaft Voraussetzung für die Mo-
dernisierung der deutschen Volkswirtschaft ist, 
auch wenn neoliberale Volkswirte und Juristen 
im Bundeswirtschaftsministerium damals wie 
heute nicht so recht daran zu glauben vermoch-
ten. 

In den Siebziger Jahren wurde der Grundstein 
für nahezu alle Förderprogramme und Grund-
strukturen der deutschen Wissenschaftsorgani-
sation gelegt, die heute noch das BMBF prägen. 
Das ist rückblickend eine erstaunliche Erfolgs-
geschichte, die kaum gewürdigt wird. Die Fra-
ge ist berechtigt, welche Programme und Struk-
turen die nächsten dreißig Jahre prägen werden 
und ob in den nächsten Jahren ein ähnlich durch-
greifender Neuanfang gewagt werden wird, ein 
Neuanfang, welcher der sich verstärkenden 
Transdisziplinarität und Internationalität sowie 
der Notwendigkeit einer durchgreifenden Er-
neuerung des Unternehmensbestands in Deutsch-
land Rechnung trägt. Was für eine großartige 
Aufgabe für die neue Ministerin! 

Mitte der Neunziger Jahre wurde jedenfalls zu-
nächst einmal die erneute Zusammenführung 
der Zwillingsministerien als neues Zukunftsmi-
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nisterium gefeiert, ohne dass sich, von radika-
len Personaleinsparungen abgesehen, zunächst 
sonderlich viel geändert hätte. Mit der Übernah-
me der Regierung durch „Rot/Grün“ nannte 
sich das Ministerium dann für „… Bildung und 
Forschung“. Man wollte nicht den langen Na-
men: Bundesministerium für Bildung und Wis-
senschaft, Forschung und Technologie. Doch – 
nomen est omen – leider kam es dabei zur ver-
hängnisvollen Abspaltung eines kleinen, jedoch 
wichtigen Teils der Technologiepolitik. Einige 
Zuständigkeiten, darunter die Energie- und die 
Luftfahrtforschung und vor allem die Verant-
wortung für die Förderung junger Technologie-
unternehmen, wanderten in das Bundeswirt-
schaftsministerium, welches daraufhin vorüber-
gehend sogar die Technologie in seinen Namen 
aufnahm, jedenfalls in dessen Langfassung, nicht 
in der Abkürzung. In der Abkürzung blieb es 
beim BMWi und das kleine i stand leider nicht 
für Innovation. 

Die Technologie- und Innovationsförderung blieb 
im Wirtschaftsministerium immer das fünfte Rad 
am Wagen, eine Tendenz, die sich mit der Zu-
sammenlegung von Wirtschaft und Arbeit wei-
ter verstärkte. Aus dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium wurde durch die Zusammenlegung 
mit dem Arbeitsministerium politisch ein Sanie-
rungsministerium. Das war im Rückblick ein 
zentraler Fehler der früheren Bundesregierung, 
auch wenn er kaum als solcher diskutiert wird. 
Denn jede Regierung lebt davon, dass sie begrün-
dete Hoffnung auf eine bessere Zukunft durch 
Wachstum und Innovation vermittelt. Wenn Er-
neuerung nur Sanierung und nicht mehr Ver-
besserung heißt, ist in der Demokratie (wie in 
der Wirtschaft) bald jeder Glaube an die Zukunft 
am Ende. 

Dieser Fehler sollte von der neuen Bundesregie-
rung eigentlich wieder gut gemacht werden. Lei-
der geschah das aus Proporzgründen nur halb-
herzig und teilweise sogar kontraproduktiv, wie 
sich inzwischen gezeigt hat. Denn statt eines 
wirklichen Innovationsministeriums wurden 
weitere Förderprogramme und Forschungsinsti-
tutionen aus dem BMBF herausgelöst und da-
mit neue komplizierte Schnittstellen geschaffen, 
die den Innovationsprozess eher behindern als 

fördern, auch wenn man zugeben muss, dass es 
am Ende besser gekommen ist, als zunächst be-
fürchtet. 

Hinzu tritt jedoch nun die Gefahr, durch einen 
überzogenen Föderalismus neue Trennlinien zu 
befördern, die jedem, der sich im Wissenschafts-
betrieb ein wenig auskennt, als problematisch 
erscheinen. Warum die Föderalismusreformer so 
taub erscheinen und den Fachleuten nicht zu-
hören, werden sie eines Tages erklären müssen. 
Denn eigentlich geht es doch darum, zwar end-
lich klare Verantwortlichkeiten zu schaffen und 
den Wettbewerb zwischen den Bundesländern 
zu aktivieren, doch ohne dadurch die Koopera-
tion und den Wettbewerb auf nationaler Ebene 
zu behindern. 

Zwischen den Begriffen Wissenschaft und For-
schung soll im Folgenden, ähnlich wie im Bun-
desbericht Forschung 2004, nicht weiter differen-
ziert werden. Der formuliert sprachlich schlicht 
und in der Sache zutreffend: „Wissenschaft und 
Forschung sind zum Motor der technologischen 
und damit auch der wirtschaftlichen Entwick-
lung geworden.“ 

Unter Wissenschaftsmanagement auf der Füh-
rungsebene sollen, wie bereits gesagt, programm-
orientierte und institutionelle Führungsaufga-
ben sowie Regelungs- und Finanzierungskom-
petenzen im Zusammenhang mit Wissenschaft 
verstanden werden. Die hier vorgelegte Streit-
schrift ist notwendigerweise selektiv und sie er-
hebt auch keinerlei Anspruch auf Vollständig-
keit. Sie ist durch langjährige Erfahrungen ge-
prägt, gute und schlechte, und daher eher sub-
jektiv als theoretisch ausgefeilt. Vor allem aber 
beschränkt sie sich auf den öffentlich finanzier-
ten Wissenschaftsraum und die durch ihn ange-
stoßene Innovationskette. Letzteres hat einen ein-
fachen Grund. 

Deutschland wendet gegenwärtig etwas mehr 
als 2,5 % seines Bruttosozialprodukts für For-
schung und Entwicklung auf. Das ist im inter-
nationalen Vergleich ein guter Mittelplatz, nicht 
allzu weit von den USA (2,8 %) entfernt, mehr 
als Frankreich (2,2 %) und Großbritannien (1,9 %), 
aber auch ganz deutlich weniger als Schweden 
(4,3 %), Finnland (3,4) oder Japan (3,1). 
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Über rund ein Drittel der Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung entscheidet der 
Staat, die übrigen zwei Drittel bringt die Wirt-
schaft auf. Eingangsfrage: Dominiert also die 
Wirtschaft und wäre die Qualität von Wissen-
schaftsmanagement damit überwiegend mit den 
Maßstäben der Wirtschaft zu messen? Diese 
Schlussfolgerung wird, entgegen einer häufig in 
der Öffentlichkeit vertretenen Meinung, von den 
Fakten nicht getragen. Die Realität gewinnt erst 
Kontur, wenn die Begriffe Forschung und Ent-
wicklung je für sich betrachtet werden. 

Denn versucht man – und das gibt die offizielle 
Statistik des Stifterverbands für die Deutsche 
Wissenschaft leider nicht her – die Aufwendun-
gen für Forschung ohne Entwicklung zu bezif-
fern, so zeigt eine einfache Rechnung, dass die 
Finanzierung von Forschung (ohne Entwicklung) 
ganz überwiegend in der Verantwortung der öf-
fentlichen Hand liegt. Dabei ist zuzugeben, dass 
die Abgrenzung zwischen Forschung auf der 
einen Seite und Entwicklung auf der anderen 
alles andere als einfach ist. Zur Vereinfachung 
sollen deshalb die Akteure gefragt werden. 

Die Frage, welchen Anteil ihres FuE-Aufwands 
sie selbst als Forschung bezeichnen würden, wird 
in großen Unternehmen mit „unter 10 %“ beant-
wortet, wobei naturgemäß eine Grauzone vor-
handen ist, die aber eher den Prozentsatz ab-
senkt als erhöht. In kleinen und mittleren Unter-
nehmen wird, abgesehen von dem wichtigen Son-
derfall der jungen Technologieunternehmen in 
forschungsintensiven Branchen, kaum Forschung 
betrieben. Die öffentliche Hand finanziert dage-
gen weit überwiegend Forschung und überlässt 
die Aufwendungen für Entwicklung der priva-
ten Wirtschaft, von wenigen Großprojekten in 
kleinen, aber finanziell anspruchsvollen Branchen 
(Raumfahrt) einmal abgesehen. Deshalb ist die 
Annahme plausibel, dass die Finanzierung von 
Forschung zu mehr als 90 % von der öffentli-
chen Hand dominiert wird. Es ist gut, sich ge-
legentlich vor Augen zu führen, welche Last der 
Verantwortung für die Zukunft unseres Landes 
damit einher geht. 

Der wesentliche Unterschied zwischen Forschung 
und Entwicklung ist beileibe nicht in der Quali-

tät oder in der Ausbildung der damit befassten 
Menschen begründet, sondern im Zeithorizont 
sowie in der Tatsache, dass Entwicklung ganz 
überwiegend evolutionär, Forschung aber schon 
im Kern revolutionär ist. Ein neues Auto wird 
ganz überwiegend durch Entwicklung domi-
niert, ein neuer Antrieb oder ein neuer Werk-
stoff hat dagegen oft mit Forschung zu tun, die 
Durchbrüche bewirkt hat. Hier beginnt die In-
novationskette bereits in der Forschung. Und da-
bei spielt die Förderung von Verbundprojekten 
zwischen öffentlicher Forschung und Industrie 
durch das BMBF oft eine entscheidende Rolle, 
denn sie stärkt die Rolle der Forschung in Unter-
nehmen, eröffnet neue Möglichkeiten und gibt 
dadurch der Innovationskette neue Impulse. 

Wissenschaft und Forschung sind zum Motor 
der technologischen und damit auch der wirt-
schaftlichen Entwicklung geworden – wer wollte 
das heute noch ernsthaft bestreiten wollen? Das 
Management dieses Motors, Wissenschaftsmana-
gement im öffentlich finanzierten Wissenschafts-
raum, ist deshalb ein ganz entscheidender Fak-
tor für die Zukunftsgestaltung in Deutschland. 
Gemessen daran ist die Aufmerksamkeit, die dem 
Wissenschaftsmanagement und seiner Gestaltung 
gewidmet wird, unangemessen gering. Wissen-
schaftsmanagement ist ein Stiefkind der Wissen-
schaftspolitik und auch der Wissenschaft selbst 
geblieben. Über die Gründe kann man speku-
lieren. Vielleicht ist das ein erster Hinweis auf 
grundlegende Probleme im Spannungsfeld der 
Interaktion von Wissenschaft, Wirtschaft und 
Politik, denen weiter unten nachgegangen wer-
den soll. 

Die Finanzierung von Forschung ist in erster Li-
nie eine öffentliche Aufgabe. An dieser Tatsache 
kann niemand vorbei, solange er sich an Fakten 
hält. Aber was heißt das? Es heißt zunächst ein-
mal nichts anderes, als dass wir durchaus be-
achtliche Steuermittel einsetzen, um Geld in 
Wissen verwandeln. Die Frage ist aber, wie ef-
fizient und mit welchen Zielen und Erfolgen 
dieses Wissen wieder in Geld verwandelt wer-
den kann. Wie diese beiden äußerst komplexen 
Transformationen stattfinden, das wird ganz ent-
scheidend von der Qualität des Wissenschafts-
managements beeinflusst. 
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Wie intensiv und mit welcher Gestaltungskraft 
befassen wir uns mit dem Thema, mit der Meta-
ebene Wissenschaftsmanagement? Die Behaup-
tung, dass dies in Deutschland eher erratisch 
und unsystematisch geschieht, hat einiges an 
Plausibilität für sich. Dem steht auch nicht ent-
gegen, dass es zu Einzelthemen hervorragende 
Analysen gibt. 

Welche Rolle spielt beispielsweise die Gestaltung 
eines Institutionen übergreifenden Wettbewerbs 
bei der Optimierung des Wissenschaftssystems? 
Wettbewerb ist der Schlüssel zur Steigerung 
der Effizienz, auch in der Forschung. Theore-
tisch wird das nicht bestritten. In der Praxis je-
doch trifft Wettbewerb im Wissenschaftssystem 
auf vielerlei Hindernisse. Dazu gehört die oft 
beklagte Versäulung unserer Forschungsland-
schaft ebenso wie ein durchaus begründetes 
Misstrauen gegen äußere Einflüsse auf festge-
fügte und bewährte Strukturen des Wissen-
schaftsbetriebs. Wettbewerb ist nun einmal ein 
äußerer Einfluss. 

Was leisten die beteiligten Organisationen aus 
eigenem Antrieb, um die Qualität des Wissen-
schaftsmanagements zu sichern und durch mehr 
Wettbewerb zu steigern? Zu welchen Struktur-
anpassungen ist der öffentliche Wissenschafts-
raum aus eigenem Antrieb und ohne äußere 
Zwänge fähig? Wo muss Politik eingreifen und 
selbst gestalten? Die Fragen sind naheliegend 
und sie werden deshalb auch diskutiert, aller-
dings meist ganz behutsam, denn schließlich 
spielen hier wie überall Machtverhältnisse und 
Interessenkonflikte eine Rolle. 

Nur gelegentlich blitzt einmal die gebotene Schär-
fe auf und heftige Kritik wird laut. Pars pro toto 
seien hier die spannenden Arbeiten von Scharpf/ 
Mayntz und ihren Schülern genannt. Von ihnen 
wird die Welt der Wissenschaft in Deutschland 
brillant interpretiert und kritisiert. Sie müssen 
als unabhängige Wissenschaftler keine Rücksich-
ten nehmen. Jedem Einsichtigen wird in ihren 
Analysen vor Augen geführt, es käme eigentlich 
darauf an sie zu verändern, um einen bekannten 
Philosophen des 19. Jahrhunderts zu variieren. 

Aber wie? Der mangelnde Wettbewerb in einer 
von der Polarität von Bund und Ländern gepräg-

ten Wissenschaftswelt wird zwar schonungslos 
aufgezeigt. Die Schwierigkeiten, im Wissen-
schaftssystem und seiner Wechselwirkung mit 
Politik und Wirtschaft für Zielorientierung und 
Innovation zu sorgen, oder diese überhaupt zu 
definieren, werden ohne Umschweife dargestellt. 
Aber was sollte, was muss denn nun konkret ge-
ändert werden? Diese Debatte bleibt viel zu oft 
unter der Decke, sobald scheinbare oder reale 
Besitzstände angerührt werden. 

Dafür gibt es Gründe. Vor einigen Jahren hatte 
ein in den USA ansässiger deutscher Nobelpreis-
träger seinem Festvortrag, gehalten in der Bon-
ner Universität, als Motto vorangestellt: „Und 
deine Kühnheit wird zur Pflicht“ Auch wenn er 
dabei negiert, dass in dem einschlägigen von ihm 
genutzten Goethevers die Kühnheit sich weniger 
auf Wissenschaft als auf die Liebe bezog, wie 
bei Goethe kaum anders zu erwarten, ändert das 
nichts an der Relevanz seiner Feststellung: Än-
derungen im Wissenschaftsmanagement erfor-
dern Kühnheit und diese Kühnheit wird zur 
Pflicht. 

Vor allem im politischen Raum, aber nicht nur 
dort, ist Vorsicht geboten, wenn konkrete Schluss-
folgerungen gezogen werden, wie Veränderun-
gen denn aussehen sollen und wie sie durchge-
setzt werden können. So lange nur interpretiert 
und kritisiert wird, lauert die Polemik noch im 
Hintergrund. Wer allerdings aus der Kritik kon-
krete Veränderungsvorschläge abzuleiten ver-
sucht, wer sozusagen alle Vorsicht beiseite lässt, 
Kühnheit als Pflicht begreift und den Versuch 
unternimmt, den Reformstau bei den Hörnern 
zu packen, wenn dieses Bild erlaubt ist, der kann 
sich leicht den Zorn der Betroffenen zuziehen. 
Ihm/ihr wird der schlimmste Vorwurf gemacht, 
denn es in diesem Feld gibt, nämlich dass er/sie 
der Wissenschaft Schaden zufügt. 

Und das nicht einmal ganz zu Unrecht. Denn in 
der Wissenschaft geht es vor allem um Motiva-
tion. Erstklassige Wissenschaftler(innen) brau-
chen ein Umfeld, in dem sie gut aufgehoben sind, 
um gute Arbeit zu leisten. Nicht Druck, sondern 
Motivation führt in der Wissenschaft zu Spitzen-
leistungen. Wer das vergisst, kann tatsächlich 
viel kaputtmachen. Motivation ist daher die 
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Grundlage aller erfolgreichen Reformen im Wis-
senschaftssystem. 

Trotzdem kann das nicht bedeuten, dass immer 
alles so bleiben kann, wie es ist, weil jede Verän-
derung die Motivation vorübergehend in Frage 
stellen könnte. Vielmehr ist es ein Hinweis, die 
Menschen bei notwendigen Veränderungen so 
gut irgend möglich mitzunehmen und – notfalls 
wie in einem zunächst umstrittenen und inzwi-
schen positiv bewerteten Fall, nämlich der Fu-
sion von GMD und FhG – neutrale aber sach-
kundige Mediatoren einzusetzen. 

Viele notwendige Reformen beginnen zunächst 
einmal mit dem Versuch einer Antwort auf die 
Frage: Wie gut wird die Managementaufgabe 
der Transformation von Steuermitteln in Wissen 
in Deutschland bewältigt? Was ist zu tun, damit 
dem eingängigem Motto „Mehr Forschung fürs 
Geld“, vielleicht sogar „Bessere Forschung fürs 
Geld“ entsprochen wird? Welche Wege müssen 
dafür gefunden, welche Strukturen geändert, 
welche Menschen gewonnen und welche Wider-
stände müssen womöglich überwunden werden, 
wenn Wissenschaft bequem geworden ist? 

Skeptiker mögen einwenden, dass es gar nicht 
so viele Möglichkeiten gibt, die Welt der Wis-
senschaft durch gutes Management und sinn-
volle Strukturen zum Bessern zu verändern, weil 
wir nach ihrer Auffassung entweder bereits in 
der besten aller möglichen Welten leben, oder, 
falls das nicht der Fall sein sollte, die Kosten ei-
ner Veränderung immer größer seien als ihr Nut-
zen. Aber die Zahl dieser Skeptiker nimmt der-
zeit ab. Den dabei entstehenden Freiraum soll-
ten wir nicht ohne Not den großen Vereinfachern 
überlassen, die genau wissen, was zu tun wäre, 
indem sie in Richtung USA zeigen, als ob wir 
diese kopieren könnten und sollten. Deutsch-
land braucht einen eigenen Weg, gekennzeich-
net durch Respekt vor der Autonomie der Wis-
senschaft. Oder sollte es genauer heißen: mit 
Respekt vor der Autonomie des Wissenschafts-
managements (welches diese Autonomie weiter-
gibt oder garantiert)? 

Wie hängen gutes Wissenschaftsmanagement und 
Autonomie der Wissenschaft miteinander zu-
sammen? Sind sie gegensätzlicher Natur oder 

bedingen sie womöglich einander? Fest steht je-
denfalls: Die Autonomie des Wissenschaftsma-
nagements als Ganzes ist eine Legende, denn 
Wissenschaft braucht nun einmal Geld und muss 
sich dieses Geld im Verteilungskampf hart er-
kämpfen. Dabei gewinnt sie leider nicht immer. 

Umso erstaunlicher ist es, dass sich die soge-
nannte (Heilige) Allianz der Wissenschaftsor-
ganisationen nicht zu einer echten Lobby zu ent-
wickeln vermag, die der Wissenschaft insgesamt 
besseres Gehör verschafft. Der neutrale Beobach-
ter fühlt sich bei entsprechenden Diskussionen 
innerhalb dieser Allianz durchaus an das indi-
sche Kastenwesen erinnert und unterlässt besser 
nähere Erläuterungen, wer die Brahmanen und 
wer die Unberührbaren sind. 

Gerechterweise muss hier allerdings auf eine ganz 
hervorragende Stellungnahme dieser Allianz aus 
dem Februar 2004 hingewiesen werden, in der 
dem Wettbewerb in der Wissenschafts- und 
Hochschulpolitik ein hoher Stellenwert einge-
räumt wird und dabei zwei sich ergänzende In-
strumente genannt werden, nämlich erstens zu-
sätzliche Fördermittel und zweitens größere Au-
tonomie der Einrichtungen. 

Die Autonomie des Wissenschaftsmanagements 
als Ganzes ist zwar eine Legende, die Autonomie 
von Teilen des Wissenschaftsbetriebs ist es zum 
Glück nicht. Denn das Amt, die Verfügungsge-
walt über Haushaltsmittel, gibt nicht automatisch 
die Kraft zu sinnvollen detaillierten Eingriffen 
in die Wissenschaft. Autonomie bedeutet aller-
dings, oder sollte jedenfalls bedeuten, dass sie 
nur erhalten werden kann, wenn die Qualität 
der Ergebnisse wissenschaftlicher Arbeit ent-
sprechend ist. 

Aber wie kann man die Qualität von Ergebnis-
sen messen? Darüber macht sich die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft intensiv Gedanken. Das 
ist kein Zufall, denn diese Organisation ist im 
Wissenschaftsbetrieb ganz besonders vom Leis-
tungswettbewerb geprägt: Ohne herausragende 
Leistung kein Geld von der DFG, und das ist gut 
so. Die Verfügung über Haushaltsmittel, auf 
welcher Ebene und in welcher Organisations-
form auch immer, geht mit der Verpflichtung 
einher, alle Möglichkeiten zu nutzen, um die 
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Qualität von Wissenschaft in Deutschland zu 
steigern. Darauf soll weiter unten ausführlicher 
eingegangen werden. 

Universitäten ebenso wie die außeruniversitäre 
Forschung, die Projektförderung von Forschung 
durch Bund und Länder, nicht zu vergessen na-
türlich die Europäische Union mit ihren For-
schungsrahmenprogrammen, sie alle hängen 
hinsichtlich Zielorientierung, Leistungsfähigkeit 
in der Forschung und Nutzung der Ergebnisse 
offenkundig von der Qualität ihres jeweiligen 
Wissenschaftsmanagements ab. Warum fragen wir 
also bei der Bereitstellung und Vergabe öffentli-
cher Mittel so wenig nach der Qualität des Wis-
senschaftsmanagements, welches über diese Mit-
tel verfügt. Es geht um Menschen, ihre Auswahl 
und ihre Macht, und notwendigerweise auch um 
die Kontrolle dieser Macht. Wer bewertet ihre 
Qualität? Wer kann ihre Qualität bewerten? 

Die Kriterien, mit denen die Qualität von Wis-
senschaftsmanagement bewertet wird, sind aus 
der Nähe betrachtet manchmal geheimnisvoll 
und häufig unscharf. Geheimnisvoll, weil Kory-
phäen des Wissenschaftsbetriebs, und damit sind 
nicht nur Professor(inn)en gemeint, gelegentlich 
zur Unfehlbarkeit neigen und die externe Be-
wertung ihrer Managementleistung als persön-
lichen Angriff betrachten, den sie mit aller Schär-
fe zurückweisen. Ein solches Verhalten findet 
sich allerdings zugegebenermaßen nicht nur im 
Reich der Wissenschaft. 

Typisch für die Wissenschaft wie für die For-
schungsförderung ist vielmehr, dass hier, im 
Gegensatz etwa zur Wirtschaft, aus der Natur 
der Sache keine einfachen Qualitätskriterien 
greifen und abgeleitete Kennzahlen, etwa der 
Beitrag zur Modernisierung unserer Volkswirt-
schaft, die Publikationshäufigkeit und -qualität 
oder die Zählung von Patentanmeldungen not-
wendigerweise unscharf sind. In der Wirtschaft 
zählt am Ende der einfach messbare Erfolg. 
Wird der nicht erreicht, verschwindet das Un-
ternehmen oder sein Management. In der Wis-
senschaft, wie im Wissenschaftsmanagement, 
ist die Outputmessung sehr viel komplizierter 
und das Verschwinden dementsprechend selte-
ner. 

Die hier vorgelegten Ausführungen zum Wis-
senschaftsmanagement sind auf die überwie-
gend öffentlich finanzierten Wissenschaftsorga-
nisationen und ihre Förderer beschränkt, weil 
sich nicht nur deren Finanzierung, sondern eben 
auch die Entscheidungsstrukturen und -maßstä-
be radikal von denen in der Wirtschaft unter-
scheiden. 

In einer nach innen gerichteten Betrachtung geht 
es vor allem um die Frage, wie die Qualität und 
Zielorientierung dieser Wissenschaftsorganisa-
tionen durch geeignete Strukturen, durch moti-
vierende Maßnahmen (wie zum Beispiel durch 
wissenschaftlichen Wettbewerb und/oder durch 
Freiräume für die Grundlagenforschung) und 
durch verbesserte Führungsleistungen innerhalb 
der Organisation optimiert werden sollen und 
können. In der externen Betrachtung, in der Be-
trachtung des Umfelds, geht es um die Optimie-
rung der Interaktion zwischen dem politischen 
System, der Wissenschaft, der Wirtschaft und 
der Gesellschaft. Beides geht naturgemäß inein-
ander über, denn Wissenschaftsorganisationen 
sind keine abgeschlossenen Einheiten. 

2.2 Zu den Zielsetzungen 

Die Probleme von Wissenschaftsmanagement in 
Deutschland sollen in dieser Streitschrift nicht 
nur erneut und gelegentlich etwas anders als 
üblich interpretiert werden, sondern Anspruch 
ist es, Empfehlungen zu geben, wie Wissen-
schaftsmanagement sich in Deutschland weiter-
entwickeln sollte und zum Besseren verändert 
werden kann. Darüber lässt sich natürlich im Ein-
zelnen trefflich streiten. Man kann Vorschläge 
zum Beispiel als undurchdacht und inkompe-
tent bezeichnen und erspart sich dadurch die 
Mühsal der Argumente. Man kann den Streit als 
unwürdig ansehen und einfach wegschauen. 

Aber ist Streit nicht geradezu die Voraussetzung 
für strukturelle Innovationen, für einen neuen 
Aufbruch, für die Anpassung an veränderte Be-
dingungen? Die Universität von Göttingen leg-
te in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts das 
Fundament für ein Mekka der Naturwissenschaf-
ten, welches die Jahrhundertwende überdauerte 
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und erst mit der Machtergreifung der Nazis sei-
nen Rang einbüßte. Der geniale Mathematiker 
und visionäre Rektor Felix Klein hat darum ge-
litten und dafür gestritten und der preußische 
Wissenschaftsbeamte Althoff stand ihm loyal 
zur Seite, unterstützt von dem Unternehmer 
Böttiger. Gemeinsam hat dieses Trio alle Wider-
stände überwunden und die Universität Göttin-
gen neu erfunden. Wo ist diese Leistung, in der 
Wissenschaft, Wirtschaft und Staat ein Bündnis 
eingegangen sind, angemessen gewürdigt wor-
den? Was können wir daraus lernen? Wer sollte 
zusammenwirken, damit solche Leistungen auch 
heute wieder möglich werden? 

Veränderungsvorschläge sind vor allem dann 
ausgesprochen heikel, wenn ihr Fundament, näm-
lich das gemeinsame Verständnis dessen, was 
von Wissenschaftsmanagement erwartet wird, 
gar nicht solide gegründet ist. Genauer, wenn 
die Ziele, die verfolgt werden, keineswegs ein-
fach zu definieren sind, wenn diese Ziele nicht 
zuletzt den Interessengegensätzen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft voll ausgeliefert zu 
sein scheinen und ihre Plausibilität je nach 
Standort der Akteure schwankt. 

Deshalb sollen, wie bereits gesagt, zunächst ei-
nige praktische Zielsetzungen, die in dieser Un-
tersuchung als gemeinsame Basis unterstellt wer-
den, kursorisch erörtert und ohne Scheu vor Kri-
tik offengelegt werden, bevor später im Einzelnen 
analysiert und Empfehlungen verdichtet werden 
können. Die Annahmen über die mit dieser Op-
timierung verknüpften Zielsetzungen sollen al-
so explizit genannt und damit der kritischen Dis-
kussion ausgeliefert werden. Einige dieser Ziele 
dürften kaum umstritten sein, was nicht not-
wendigerweise auch für die daraus abgeleiteten 
Schlussfolgerungen gilt. 

Erstes Ziel: 
Mehr und bessere Forschung fürs Geld 

Ein Ziel hat der frühere Präsident der Helmholtz-
gemeinschaft, Professor Kröll, in seiner unnach-
ahmlichen Fähigkeit, den Nagel genau auf den 
Kopf zu treffen, schon einmal benannt: „Mehr 
Forschung fürs Geld“. Nun ist Forschung eine 
Qualität und Geld eine Quantität. Das macht die 

Sache nicht einfacher. Gleichwohl transportiert 
der Satz eine eigene Wahrheit. 

Zunächst einmal in dem eigentlich leicht nach-
zuvollziehenden Sinn, dass auch in der Forschung 
mit Geld haushälterisch umgegangen werden 
sollte. Es ist bemerkenswert, wie sehr dieses 
Prinzip gelegentlich noch vernachlässigt wird. 
Wenn zum Beispiel durch Outsourcing bestimm-
ter Dienstleistungen, etwa der IT-Dienstleistun-
gen, die gleiche Leistung mit weniger Aufwand 
oder eine höhere Leistung mit dem gleichen Auf-
wand erreicht werden kann, dann sollten die 
Wissenschaftsmanager(innen) den Druck in sich 
selbst oder notfalls auch kräftig von außen spü-
ren, dies zu veranlassen, um mehr Forschung 
fürs Geld betreiben zu können. Das ist leider im-
mer noch die Ausnahme, vorbildlich vorgeführt 
vom Deutschen Luft- und Raumfahrtzentrum 
(DLR) als Teil der Helmholtzgemeinschaft (HGF). 
Oder wenn durch gemeinsame Beschaffung 
günstiger eingekauft werden kann, dann sollte 
das ermöglicht werden, selbst über Organisati-
onsgrenzen hinweg, beispielsweise innerhalb 
der HGF, die eine beachtliche Marktmacht dar-
stellt. 

Darüber lässt sich theoretisch leicht Einigkeit er-
zielen, was noch lange nicht heißt, dass die prak-
tische Durchführung einfach ist, zumal das Thema 
Leistungs-/Kostenrechnung in Wissenschaftsor-
ganisationen sich leider, von Ausnahmen abge-
sehen, keiner großen Beliebtheit erfreut und 
schon deshalb Kosteneinsparungen sich oft nur 
schwer beziffern lassen. Auch ein wissenschafts-
adäquates Controlling wird leider viel zu oft mit 
Kontrolle übersetzt, obwohl es eigentlich Steue-
rung durch zuverlässige Information bedeutet. 
Es ist schon sehr gut, dass es einen Bundesrech-
nungshof gibt, der neue Impulse geben kann, 
selbst wenn dieser sich gelegentlich noch zu sehr 
auf das Zählen von Erbsen in alten Strukturen 
versteift, statt neue effektivere und damit auch 
schlankere Strukturen mit klaren Verantwortlich-
keiten zu unterstützen, wie es dem Beauftragten 
für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, der 
er auch ist, gut anstünde. 

Zum zweiten ist der Satz aber auch in dem sehr 
viel schwierigeren Sinn „Bessere Forschung fürs 
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Geld“ zu interpretieren. Was heißt das? Es heißt 
nichts anderes, als dass sich auch die Forschung 
dem Leistungswettbewerb unterwerfen sollte 
und dort, wo dieser Leistungswettbewerb nicht 
oder nur unzureichend funktioniert, dann auch 
Veränderung angesagt ist. 

Leistungswettbewerb in der Forschung heißt al-
lerdings im Gegensatz zum Wettbewerb in der 
Wirtschaft, dass Qualität bewertet werden muss, 
und zwar nicht durch Kunden, sondern durch 
uneigennützige Experten. Und es kann leider 
nicht bestritten werden, dass zwischen Uneigen-
nützigkeit und Expertise ein natürlicher Gegen-
satz besteht, der nie ganz aufgelöst werden kann. 
Das zeigt die Grenzen von Wettbewerb auf, der 
auf Schiedsrichter angewiesen ist und sich nicht 
ohne Weiteres an Kennzahlen, wie in der Wirt-
schaft, festmachen lässt. 

Denn erschwerend kommt hinzu, dass Wissen-
schaft sich immer wieder, das ist ja ihr eigentli-
cher Inhalt, in unbekannte Räume aufmacht, was 
bekanntlich bedeutet, dass beispielsweise die Ar-
beit an der Relativitätstheorie im Leistungswett-
bewerb von damals vermutlich keine Chance er-
halten hätte, jedenfalls ihr Verfasser nicht für die 
Arbeit daran finanziert worden wäre. Zum Glück 
hatte er einen bürgerlichen Beruf, der ihm aus-
reichend Zeit ließ, seinen Ideen nachzugehen. 

Ein Unterziel des Ziels „Bessere Forschung fürs 
Geld“ ist deshalb, für erstklassige Forschung, 
selbst wenn man sie selbst nicht mehr in vollem 
Umfang versteht, Freiräume zu erkämpfen, den 
Kollegenneid, falls vorhanden, zu dämpfen und 
die politische und sonstige Bürokratie draußen 
zu halten, eine Aufgabe, welche die höchsten 
Anforderungen an Wissenschaftsmanagement 
stellt, nämlich auf Unfehlbarkeit zu verzichten 
und sich selbst kritisch in Frage zu stellen. Wis-
senschaftler(innen), aus Altersgründen oder wa-
rum auch immer zu Wissenschaftsmanagern auf-
gestiegen, haben hier eine herausragende Ver-
antwortung. 

Ein weiteres Unterziel ist es, den Wettbewerb in 
der Wissenschaft so zu gestalten, dass er die In-
novationskette beflügelt. Neue Ideen mit wirt-
schaftlichem oder gesellschaftlichem Nutzen 
wachsen aus der Grundlagenforschung. Und neue 

Anwendungen wissenschaftlicher Erkenntnisse 
geben wiederum der Forschung neue Impulse. 
Bessere Forschung fürs Geld hat also auch etwas 
damit zu tun, Forschung und ihre Anwendung 
in Rückkopplungsprozesse einzubinden. Das 
klingt erst einmal theoretisch und soll deshalb 
weiter unten an Hand von praktischen Beispie-
len illustriert werden. 

Zweites Ziel: 
Attraktivität des Wissenschaftsstandorts 
Deutschland erhöhen 

Ein weiteres Ziel, hinter dem sich Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft seit einigen Jahren in 
der Konzertierten Aktion „Internationales Mar-
keting für den Bildungs- und Forschungsstand-
ort Deutschland“ versammelt haben, ist darauf 
gerichtet, die Attraktivität des deutschen Wis-
senschaftssystems für ausländische Begabungen 
zu erhöhen (und zugleich die einheimischen Be-
gabungen in Deutschland zu halten, ohne ihre 
Auslandsaufenthalte zu behindern). Eine profes-
sionelle Werbung im Ausland, die erfolgreiche 
Diskussion um eine Art deutsche Green Card 
für ausländische Wissenschaftler(innen) und 
letztlich die breite Unterstützung von allen Sei-
ten haben zu einem breiten Zustrom ausländi-
scher Studierender nach Deutschland geführt. 
Aber kommen auch die internationalen Eliten, 
kommen die Besten nach Deutschland oder fin-
den junge hochbegabte Wissenschaftler(innen) 
nicht doch eher den Weg an amerikanische Spit-
zenuniversitäten? 

Hier soll zunächst ein Missverständnis angespro-
chen werden, welches der deutsche Wissenschafts-
raum, von ferne betrachtet, zwar immer wieder 
nahe legt, ein Missverständnis übrigens, welches 
sogar von Kritikern innerhalb von Deutschland 
gern gepflegt wird, nämlich das Missverständnis 
von der schlechten Ausstattung der deutschen 
Wissenschaft bei Personal und Investitionen. 
Gern werden international renommierte ameri-
kanische Forschungsuniversitäten mit guten 
deutschen Universitäten verglichen und letzte-
re kommen dabei dann leider oft nicht gut weg. 
Der Vergleich macht zwar wenig Sinn, aber wer 
nimmt vor allem im Ausland oder in den deut-
schen Klagemedien diese Tatsache schon wahr. 
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Warum macht der Vergleich keinen rechten Sinn? 
Ein wichtiger Grund ist die ausdifferenzierte au-
ßeruniversitäre Forschung in Deutschland. Es 
gibt nun einmal in der Nachbarschaft der berühm-
ten Stanford University weder ein Max-Planck-
Institut noch ein Fraunhoferinstitut, denn an die-
ser Universität sind deren Funktionen bereits in 
den Forschungsbetrieb integriert. Daraus erge-
ben sich natürlich sehr viel günstigere Lehrer-
Schüler-Relationen und ganz andere Qualitäts-
maßstäbe. Wer mit realistischen Maßstäben zu 
vergleichen sucht, muss deshalb auch die inter-
national renommierten außeruniversitären Insti-
tute in Deutschland, die mit der jeweiligen Uni-
versität vielfältig verbunden und personell ver-
zahnt sind, in den Vergleich einbeziehen. 

Was folgt daraus für die Attraktivität des Wis-
senschaftsstandorts Deutschland? Ist das deut-
sche Modell etwa sehr viel besser, als internatio-
nale Rankings erkennen lassen? Zunächst ein-
mal müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass es 
wenig nützt, recht zu haben und besser zu sein. 
Man muss auch recht bekommen. Wir müssen 
dafür sorgen, dass die neuerdings als regionale 
Wissenschaftscluster oder Leuchttürme bezeich-
neten Verbünde von Hochschulen und außer-
universitärer Forschung international auch als 
solche wahrgenommen werden. Schon das ist 
nicht einfach. Es heißt aber vor allem, dass be-
währte Formen der Kooperation zwischen leis-
tungsfähigen Instituten der außeruniversitären 
Forschung und Hochschulen noch weiter ausge-
baut werden, um ausreichend zu leuchten und 
dadurch international sichtbar zu werden. Erste 
Schritte dahin sind nicht nur gemeinsame Beru-
fungen, sondern zum Beispiel erstklassige ge-
meinsame Forschungsgruppen oder die auf Eli-
teförderung ausgerichtete Nachwuchsförderung 
auf Graduiertenebene. Aber das sind eben nur 
erste Schritte. 

Es geht nicht allein um Vernetzung. Für die At-
traktivität des Wissenschaftsstandorts Deutsch-
land ist nicht nur die Kooperation zwischen 
Hochschulen und außeruniversitärer Forschung 
maßgebend. Vielmehr geht es auch darum, für 
Wissenschaftsinstitutionen ein unverwechselba-
res Profil zu entwickeln. Das ist der Max-Planck-
Gesellschaft (MPG) und der Fraunhofergesell-

schaft (FhG) durchaus gelungen. Weniger klar 
ist das, zumindest in der öffentlichen Wahrneh-
mung, bisher noch bei der Helmholtzgemein-
schaft (HGF) und nachgerade völlig verschwom-
men bei der Leibnizgemeinschaft (WGL). 

Dabei ist beispielsweise das Forschungszentrum 
Jülich (FZJ) für sich allein so groß wie 25 durch-
schnittliche Max-Planck-Institute. Es bietet auf 
seinem Campus hervorragende Bedingungen für 
transdisziplinäre Forschung und könnte ganz 
für sich allein in Deutschland wie eine Art Weiz-
mann-Institut funktionieren, wenn man die Leu-
te nur ließe. Ähnliches gilt für das Forschungs-
zentrum Karlsruhe. Wenn die HGF zur Star Al-
liance der deutschen Forschung werden will, zu 
einer Allianz international bekannter hervorra-
gender deutscher Forschungseinrichtungen, dann 
sollte sie mit ihren Pfunden wuchern und die 
neue wettbewerbsorientierte Form des Wissen-
schaftsmanagements, die unter der Überschrift 
„Programmförderung“ bei ihr eingerichtet wor-
den ist, in vollem Umfang nutzen, um interna-
tionales Renommee zu erwerben. Dieses Thema 
soll weiter unten noch genauer unter die Lupe 
genommen werden. 

Stichwort internationales Renommee: Wie attrak-
tiv sind wir zur Zeit für die international besten 
Nachwuchswissenschaftler(innen) und für in-
ternationale Spitzenforscher(innen)? Der „Paul 
Preis“ und der „Sofia-Kowalewskaja-Preis“ haben 
beide gezeigt, dass es unter bestimmten Voraus-
setzungen auch für internationale Spitzenfor-
scher(innen) außerordentlich attraktiv sein kann, 
sich um einen Platz in Deutschland zu bewerben 
und dafür selbst einen Ruf an amerikanische 
Spitzenuniversitäten hintan zu stellen. Warum 
hat die Politik die Finanzierung dieser Preise auf 
ein Minimum zurückgeführt und nur die Nach-
wuchsförderung im Rahmen des Sofia-Kowa-
leswkaja-Preises übrig gelassen? Fehlt es an Geld? 
Ist die Humboldt-Stiftung, die diese Preise ver-
leiht, nicht eine großartige Einrichtung, die es zu 
fördern gilt? Von hier führt die Reflexion über 
Ziele unmittelbar zu einem der groteskesten 
Streitfälle zwischen Bund und Ländern in der 
letzten Zeit, dem inzwischen beigelegten Streit 
um die sogenannten Eliteuniversitäten, um die 
Exzellenzinitiative des Bundes (und der Länder). 
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Drittes Ziel: 
International sichtbare Eliteuniversitäten 
in Deutschland schaffen 

Wie können wir in einer fruchtbaren Interakti-
on zwischen Wissenschaft und Politik dem Ziel 
näherkommen, Eliteuniversitäten in Deutschland 
aufzubauen, die in Qualität und Renommee mit 
den besten Forschungsuniversitäten der Welt 
vergleichbar sind und auch in internationalen 
Rankings vordere Plätze belegen, damit jeder 
weltweit sieht, wo Deutschland steht? Denn 
bräuchten wir überhaupt solche Preise, wie die 
gerade genannten, wenn es international bekann-
te Eliteuniversitäten in Deutschland gäbe? Zeigt 
nicht gerade die Max-Planck-Gesellschaft, mit 
ihrem Anteil von 30 % Wissenschaftler(inne)n aus 
dem Ausland, dass Qualität und Renommee, und 
zwar beides zusammen, die Besten der Welt an-
zuziehen vermag? 

Zwischen Hochschulen und der außeruniversi-
tären Forschung gibt es, wie bereits angespro-
chen, viele Berührungspunkte und Schnittmen-
gen, durch gemeinsame Berufungen und daraus 
folgend durch zahlreiche Nachwuchswissen-
schaftler(innen), die zwar noch an der Universi-
tät in der Ausbildung sind, aber trotzdem in In-
stituten der außeruniversitären Forschung arbei-
ten und forschen. Aber es gibt eben auch den 
Willen zur Abgrenzung von einander. 

Der eher von den Universitäten dominierte Wis-
senschaftsrat, dessen strategische Ratschläge dem 
deutschen Wissenschaftssystem schon sehr viel 
geholfen haben, erhebt von Zeit zu Zeit die For-
derung, die außeruniversitäre Forschung in die 
Universitäten zurück zu verlagern. Doch die füh-
renden Vertreter der außeruniversitären For-
schung fürchten wie der Teufel das Weihwasser 
den Kollegenstreit, die Gremien und die Büro-
kratie der Universitäten und sind froh, ihm ent-
ronnen zu sein. Aber, und darauf kommt es hier 
an, beide brauchen einander, wenn es um Elite-
ausbildung geht und die Verschwendung der 
kostbaren Zeit von Spitzenbegabungen an Mas-
senuniversitäten endlich aufhören soll. Gäbe es 
nicht auch ganz neue Wege? 

Warum sollte beispielsweise auf dem Campus 
des bereits genannten FZJ nicht in Zusammen-

arbeit mit umliegenden Universitäten und mit 
Unterstützung durch das Land oder den Bund 
eine kleine, aber feine Eliteuniversität aufgebaut 
werden, mit nicht mehr als 2000 Studierenden, 
mit strengen Zulassungsregeln, anspruchsvollen 
Curricula und direktem Zugang zu der hervor-
ragenden Ausstattung der Institute des FZJ? Eine 
solche Eliteuniversität könnte transdisziplinäre 
Curricula anbieten und mit Leben füllen, die an 
den klassischen Universitäten so kaum realisier-
bar sind. Sie wäre eine Forschungsuniversität 
ohne Massenbetrieb und könnte sich ein inter-
nationales Renommee erwerben, weil sie nur den 
Besten Zugang gewährt, und zwar bereits vom 
ersten Semester an, und diese dann auch fordert 
und fördert. 

Qualität und Renommee, darum geht es, nur 
eines von beiden reicht nicht aus. Ein Ziel wä-
ren also Eliteuniversitäten, in denen Hochbegab-
te schon zu Beginn ihres Studiums erstklassige 
Bedingungen vorfänden, wie sie an den Massen-
universitäten jedenfalls in den Anfangssemes-
tern nicht geboten werden können. Zu diesem 
Ziel gehört jedoch nicht nur, dass es erfüllt wird, 
sondern dass sich das auch weltweit herum-
spricht. Letzteres könnte bei dem jetzt zwischen 
Bund und Ländern ausgehandelten Kompromiss 
zur Exzellenzinitiative auf der Strecke bleiben, 
weil die Eliteausbildung voraussichtlich in den 
Massenuniversitäten versteckt bleibt, statt als ei-
genständiges Angebot sichtbar zu werden. Da-
rüber sollte noch einmal nachgedacht werden. 

Viertes Ziel: 
Mischfinanzierung weitgehend abschaffen 

Ein viertes Ziel gerät damit ganz automatisch in 
die Schusslinie, nicht nur zwischen Bund und 
Ländern, sondern auch zwischen Politik und 
Wissenschaft und innerhalb der Wissenschaft 
selbst, nämlich das Ziel, die „negative Koordi-
nierung“ in der Wissenschaftspolitik zu besei-
tigen oder wenigstens einzuschränken, indem 
die Mischfinanzierung der öffentlichen Forschung 
weitgehend, nämlich dort, wo sie hinderlich ist, 
abgeschafft wird. Hinderlich für wen? 

Niemand wird sich explizit dafür einsetzen wol-
len, dass der langsamste im Bund-Länder-Kon-
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voi das Tempo der institutionellen Forschungs-
förderung bestimmt. Aber ein wenig Mitsprache 
in der außeruniversitären Forschung möchten 
die Landesregierungen sich schon aus Stand-
ortsicherungsgründen gerne erhalten. Niemand 
sieht eigentlich gern, dass sich der Bund in die 
Belange der Universitäten einmischt, aber des-
halb gleich die Mitfinanzierung des Bundes bei 
Hochschulinvestitionen abzuschaffen, geht nicht 
nur dem Wissenschaftsrat gegen den Strich, son-
dern vor allem auch den ärmeren Ländern, die 
unter den weit überproportionalen Kosten ihrer 
Hochschulen ächzen, also vor allem den Stadt-
staaten, während es Bayern erfreut, einem der, 
bezogen auf die Bevölkerungsgröße, studieren-
denärmsten Länder Deutschlands. 

Hier ist ein Einschub erforderlich, welche nega-
tiven Wirkungen ein falsch konstruierter Föde-
ralismus haben kann. Unter den derzeitigen Be-
dingungen ist es beispielsweise für ein Bundes-
land wie Berlin im Grunde nicht attraktiv, weit 
überproportional zur Bevölkerung oder gar zur 
Finanzkraft die Ausbildung von Hochschulab-
solventen zu finanzieren und für Bayern ist es 
interessant, als Nettoimporteur von nicht im ei-
genen Land ausgebildeten Hochschulabsolven-
ten aufzutreten. Es ist für die Neuen Länder fi-
nanziell nicht attraktiv, bei zurückgehenden Abi-
turientenzahlen ihre Hochschulkapazitäten auf 
dem heutigen Stand zu halten. Was folgt daraus? 
Notwendig wäre ein kostendeckender Bildungs-
finanzausgleich, welcher die Länder, die einen 
unterproportionalen Beitrag zur Ausbildung von 
Hochschulabsolventen leisten, zur Kasse bittet, 
und zwar zugunsten derjenigen, welche bereit 
sind, einen überproportionalen Beitrag zu leis-
ten. 

Zurück zur Gefahr einer negativen Koordinie-
rung in der Wissenschaftspolitik. Auch die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft oder die Max-
Planck-Gesellschaft würden es nicht unbedingt 
begrüßen, wenn ihr Budget voll aus Bundesmit-
teln aufgebracht würde. Fürchten sie doch um 
ihre Autonomie und glauben den Beteuerungen 
der Politik, wie sehr sie diese Autonomie res-
pektieren, nur ungern. Sie fürchten das Druck-
mittel der Finanzierung, mit dem womöglich 
Wohlverhalten erzwungen werden könnte, und 

halten sich für stark genug, um den ganzen Bund-
Länder-Konvoi auf Trab zu halten und sich aus 
jeder parteipolitischen Umklammerung zu lösen. 
Diese Position erscheint kurzsichtig. Ist sie es 
wirklich? 

Hier stehen sich jedenfalls zwei mögliche Stand-
punkte gegenüber. Sehr einleuchtend klingt es, 
wenn im Zuge der Föderalismusreform endlich 
eine Entflechtung der Bund-Länder-Verantwor-
tungsbereiche zustande käme. Das würde die 
Handlungsfähigkeit stärken, so die Befürworter, 
und die Transparenz von Entscheidungen erhö-
hen. Handlungsfähigkeit klingt den Gegnern 
schon verdächtig. 

Die Gegner der Entflechtung argumentieren aber 
auch mit dem ernstzunehmenden Hinweis auf 
die zwingende Notwendigkeit einer engen Ko-
operation im Wissenschaftsbetrieb, zwischen 
Universitäten und außeruniversitärer Forschung, 
zwischen Bund und Ländern. Viele von ihnen 
würden deshalb am liebsten alles so lassen, wie 
es ist. Sie fürchten, dass neue Strukturen nicht 
eine Besserung, sondern eine Verschlechterung 
implizieren. 

Einige Grundregeln erscheinen jedenfalls unver-
rückbar: Nur eine kleine radikale Minderheit 
denkt zur Zeit ernsthaft daran, die Zuständig-
keit für Hochschulen ganz oder teilweise dem 
Bund zuzuordnen. Die wenigen Hochschulen 
des Bundes sind kein Gegenbeispiel. Das ist be-
dauerlich, denn vor allem wer Elite will, der 
muss auch international denken und handeln 
können. Das wäre mit Elitehochschulen des Bun-
des, die im Wettbewerb mit von den Ländern 
getragenen Hochschulen internationale Repu-
tation erwerben, ein ernst zu nehmender Ge-
danke. Die Schweiz als stramm föderal organi-
sierter Staat hat diesen Gedanken in die Tat um-
gesetzt. Die ETH Zürich hat den Auftrag, im in-
ternationalen Wettbewerb der Spitzenuniversi-
täten mitzuhalten und neue zukunftsweisende 
Gebiete zu erschließen. Sie erfüllt diesen Auftrag 
im Dienste der Schweiz, als national verankerte, 
international ausgerichtete Hochschule. 

Niemand denkt zugleich ernsthaft daran, die au-
ßeruniversitäre Forschung in die alleinige Ver-
antwortung der Länder zu stellen, sie sozusagen 
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zu provinzialisieren. Solche Gedankenspiele sind 
allenfalls auf die Leibnizgemeinschaft beschränkt 
und schaden dieser außerordentlich. Die außer-
universitäre Forschung ist und bleibt, in erster 
Linie zumindest, Sache des Bundes, die Hoch-
schulen überwiegend Sache der Länder, so je-
denfalls die Mehrheitsmeinung der Befürworter 
der Entflechtung. Die Entflechtungsgegner ar-
gumentieren nun, dass eine konsequente Tren-
nung der außeruniversitären Forschung von den 
Hochschulen als Folge einer Entflechtung der 
Verantwortlichkeiten von Bund und Ländern 
für die außeruniversitäre Forschung und für die 
Hochschulen sich verheerend auf das deutsche 
Wissenschaftssystem auswirken würde. Stimmt 
das? Diese Frage ist nicht einfach zu beantwor-
ten. 

Weiter hinten soll argumentiert werden, warum 
die Entflechtung der Finanzierungsverantwor-
tung eine vernünftige Kooperation zwischen 
Hochschulen und außeruniversitärer Forschung 
nicht ausschließt, es sei denn, es gibt keine ver-
nünftige Kooperation zwischen Bund und Län-
dern mehr. In diesem Fall stellt sich allerdings 
der Föderalismus selbst in Frage. 

Es ist zwar nicht zwingend, aber es machte schon 
Sinn, wenn die überregionale außeruniversitäre 
Forschung allein vom Bund finanziert und ver-
antwortet wird. Und es machte auch Sinn, wenn 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 
welche vor allem die Hochschulforschung för-
dert, nicht mehr anteilig und zu 42 % von den 
Ländern mitfinanziert, sondern ausschließlich 
vom Bund alimentiert wird, denn der Wettbe-
werb findet nun einmal auf Bundesebene statt. 
Wer Wettbewerb will muss Grenzen überschrei-
ten. Er muss auf Transparenz setzen und dafür 
klare Verantwortlichkeiten schaffen. Wie, da-
rüber wird noch zu reden sein. 

Bei jeder der möglichen Lösungen sollte die 
Transparenz in der Finanzierungsverantwor-
tung, die nur durch Vollkostenrechnung erreicht 
werden kann, grundsätzlich nicht in Frage ge-
stellt werden. Das heißt im Klartext, von der DFG 
werden alle Kosten der Projekte übernommen, 
die sie fördert. Und es heißt auch, dass Großge-
räte, die von außeruniversitären und von uni-

versitären Forschungs-Institutionen übergreifend 
genutzt werden, soweit irgend möglich, jeden-
falls was den Betrieb angeht, durch Nutzerge-
bühren finanziert werden, allerdings mit einem 
Minimum an bürokratischem Aufwand. Noch 
besser wäre es, wenn auch die Investitionen in 
Großgeräte auf diese Weise finanziert werden 
könnten, aber davon sind wir noch weit entfernt. 

Fünftes Ziel: 
Wissenschaft zum Innovationsmotor 
machen 

Ein fünftes Ziel, über das schon Goethe und 
Schiller in ihren Xenien raisonniert hatten, ist 
für Viele der eigentliche Clou eines erfolgreichen 
Wissenschaftsmanagements: „Wissenschaft, für 
die einen die hohe, die himmlische Göttin, für 
die anderen die Kuh, die sie mit Butter versorgt“, 
so schrieben sie in den Xenien. Jetzt soll also 
nicht von der Göttin der Grundlagenforschung, 
sondern von der Kuh die Rede sein, die uns alle 
weiterhin mit Butter versorgen soll. 

Dabei verliert allerdings die Unterscheidung 
zwischen den vielen und verschiedenen Formen 
von Grundlagenforschung und anwendungs-
orientierter Forschung zunehmend an Sinn. 
Wer Grundlagen vernachlässigt, führt die For-
schungsanwendung in eine Sackgasse, und wer 
Anwendungen für überflüssig hält, verzichtet 
auf wichtige Impulse, die gerade von diesen in 
der Grundlagenforschung ausgehen können. 
Deshalb gehört zu einer aktiven Innovations-
politik auch die Förderung der Grundlagenfor-
schung und eine gute Grundlagenforschung 
wird nach Möglichkeit auch ganz von selbst 
Innovationen beflügeln wollen. 

Weil die Wettbewerbskraft von Unternehmen 
auf Dauer nicht durch Kostensenkungen, son-
dern nur durch Innovationen erreicht wird, wie 
viele aktuelle Beispiele lehren, und weil Inno-
vationen entscheidend durch den technischen 
Fortschritt und damit durch wissenschaftliche 
Leistungen bestimmt werden, ist das erste Glied 
in der Innovationskette ein Wissenschaftsma-
nagement, welches den schnellen und ungehin-
derten Transfer der Ergebnisse der Forschung in 
die Wirtschaft im Visier hat und von da den 
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Markt bewegt, ohne den es keine Innovationen 
gibt. 

Doch wäre es zu eng, allein den Transfer in die 
Wirtschaft und die Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit zu betrachten. Der Transfer wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zur Lösung von gesell-
schaftlichen Problemen, etwa im Bereich des Ge-
sundheitswesens oder der nachhaltigen Entwick-
lung, und selbst die Wertevermittlung in der Bil-
dung gehören ebenfalls zu der Kuh, die uns mit 
Butter versorgen möchte. 

Der Transfer wissenschaftlicher Ergebnisse in 
neue Anwendungen geschieht auf vielfältige 
Weise. Besonders naheliegend ist der Transfer 
über Köpfe. Der Wissenschaftsbetrieb bildet 
Nachwuchswissenschaftler aus, die nach ihrem 
Wechsel in die Wirtschaft für Innovationen sor-
gen. Leider ist dieser Transfer heute ganz über-
wiegend eine Einbahnstrasse und es wäre zu 
wünschen, dass sehr viel häufiger auch aus der 
Wirtschaft ein Weg in die Wissenschaft zurück-
führt. Das würde Vieles vereinfachen. In Süd-
korea gab es beim Aufbau einer modernen Tele-
kommunikationsindustrie ein staatliches Institut 
für Kommunikationswissenschaften, welches, 
obwohl vom Staat getragen, die höchsten Gehäl-
ter in dieser Branche realisierte und damit die 
Besten versammelte und schließlich die Rück-
kopplung zur Selbstverständlichkeit werden ließ. 
Diese Art von Flexibilität müssen wir in Deutsch-
land wieder lernen. Interessanterweise gibt es 
derzeit in Frankreich, angestoßen durch den er-
folgreichen Unternehmer und Wissenschaftler 
Philippe Pouletty, einen Vorschlag, der in eine 
ähnliche Richtung weist und von der französi-
schen Regierung unterstützt wird. 

Einen anderen Weg zeigt idealtypisch die Fraun-
hofergesellschaft auf, von anderen Wissen-
schaftsorganisationen gelegentlich und zu Un-
recht als verlängerte Werkbank der Industrie ge-
scholten. Sie sorgt durch Auftragsforschung für 
eine enge Wechselwirkung zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft. Die Schwäche des Mo-
dells hängt mit seiner Stärke zusammen. Der re-
lativ schmale grundfinanzierte Forschungsteil 
tendiert in der Fraunhofergesellschaft naturge-
mäß dazu, unterbewertet zu werden, wenn nicht 

die Projektförderung durch das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung und ihre Inan-
spruchnahme durch aktive Institutsleiter(innen) 
rechtzeitig für Korrekturen sorgen, wie die Ver-
gangenheit immer wieder gezeigt hat. Länger-
fristige Vorausschau könnten sich manche Insti-
tutsleiter(innen) gar nicht leisten, wenn es nicht 
zusätzliche öffentliche Finanzierungsquellen 
für Forschungsprojekte gäbe und diese zusätz-
lichen Finanzmittel ihnen erst die Freiheit und 
die Kraft verschaffte, sich an der Front der For-
schung zu bewegen und so auf Zukunft vor-
zubereiten. Die Mikroelektronik oder die Bio-
technologie sind dafür interessante Beispiele. 

Der gerade auf dem Gebiet der Spitzentechnolo-
gien wichtigste Weg zu einer effizienten Gestal-
tung der Innovationskette scheint in Deutsch-
land allerdings, wie früher schon einmal, wieder 
versperrt zu sein, nämlich die Ausgründung von 
Unternehmen aus der Wissenschaft, die dann 
entweder selbst in internationale Größenordnun-
gen wachsen oder bestehende Unternehmen, von 
denen sie übernommen werden, befruchten. Wir 
pflanzen keine neuen Bäume mehr und das ist 
ein Fehler mit langfristig gravierenden Folgen. 

Die Biotechnologie oder die Informationstechnik 
leben in den USA geradezu von dieser Form der 
Wechselwirkung von Wissenschaft und Wirt-
schaft und schon von daher ist es kaum zu ver-
stehen, dass das Thema Ausgründungen aus 
der Wissenschaft in einer so skandalösen Wei-
se in Deutschland vernachlässigt wird. Schon 
allein deshalb ist das „Stiefkind Wissenschafts-
management“ ein politisches Thema ersten Ran-
ges mit einer ganz besonderen Bedeutung für 
die wirtschaftliche Gesundung in den Neuen 
Ländern. 

Was folgt aus diesen Zielen? 

Betrachtet man diese eher grob gerasterten fünf 
Ziele, so fällt erst einmal auf, dass sie vielfach 
miteinander vernetzt und auf unterschiedlichen 
Ebenen angesiedelt sind. 

Wir wollen mehr und noch bessere Forschung 
fürs Geld. Das ist eine übergreifende Zielsetzung, 
die jedermann unterschreiben wird, jedenfalls 
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solange sie ihn betreffend keine unangenehmen 
Konsequenzen zeitigt. Leistungswettbewerb ist 
das entscheidende Mittel, um dieses Ziel zu er-
reichen. 

Im Rahmen der Förderung durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft wird niemand daran 
zweifeln, dass Wettbewerb Sinn macht. In der 
außeruniversitären Forschung ist das allerdings 
weniger selbstverständlich. Denn es gibt zwei 
leicht nachvollziehbare, wenn auch entgegenge-
setzte Gründe, die Wettbewerb dort wenig at-
traktiv erscheinen lassen: Entweder die Wissen-
schaftler(innen) sind ohnehin überzeugt, die 
Besten zu sein – dann ist Wettbewerb ein büro-
kratisches Hindernis, welches es zu umgehen 
gilt – oder sie sind davon nicht überzeugt, dann 
ist Wettbewerb eine Gefährdung der eigenen 
Existenz. 

Wir wollen eine höhere Attraktivität des deut-
schen Wissenschaftssystems für ausländische 
(und einheimische) Begabungen und in engem 
Zusammenhang damit Eliteuniversitäten von 
internationalem Rang. Dabei sind vor allem die 
USA das große Vorbild. Aber was können wir 
erreichen, wenn alle 16 Bundesländer einzeln 
darüber entscheiden wollen, ohne dass es eine 
Gesamtverantwortung gibt, die für einen bun-
desweiten Wettbewerb und für internationale 
Sichtbarkeit sorgt? Müssen wir dann nicht mit 
Fehlentwicklungen rechnen, die das ganze Ziel 
kompromittieren? 

Wir fordern die Beseitigung der „negativen Ko-
ordinierung“ in der Wissenschaftspolitik durch 
einen fehlgeleiteten Föderalismus. Damit sind 
wir mitten in einer grundsätzlichen Auseinan-
dersetzung um unseren Staatsaufbau und bege-
ben uns damit möglicherweise in einen unfrucht-
baren Streit, weil wir das Unlösbare versuchen 
zu lösen, statt uns auf das Lösbare zu konzen-
trieren. Doch manchmal muss auch das schein-
bar Unlösbare gedacht werden. Unser föderales 
System braucht ein modernes Wissenschafts-
system und wer es reformieren will, sollte zu-
mindest die Wissenschaft und die Wirtschaft 
vorher befragen. 

Schließlich geht es um die Lösung bundesweiter 
und internationaler wirtschaftlicher und gesell-

schaftlicher Probleme mit Hilfe der Wissen-
schaft. Das ist zwar auf den ersten Blick kaum 
umstritten, aber wenn es um die Umsetzung 
geht, werden ideologische Differenzen selbst in 
politischen Gruppierungen sichtbar, wo man sie 
gar nicht vermutet hätte. 

Die Forschung mit sogenannten embryonalen 
Stammzellen ist dafür ein bemerkenswertes Bei-
spiel. Ausgerechnet bei den Grünen, die sich in 
ihrer Anfangszeit für straffreie Abtreibung stark 
gemacht haben und die Spirale für eine legitime 
Empfängnisverhütung halten, obwohl sie das 
Ziel hat, embryonale befruchtete Stammzellen 
zu töten, bevor sie die Gebärmutter als rettendes 
Ufer erreichen, wenden sich viele gegen diese 
Art der Forschung zur Bekämpfung von schreck-
lichen Krankheiten, obwohl aus solchen Zellen, 
wenn sie am Ende nicht in die Gebärmutter ein-
gepflanzt werden, gar kein Leben entstehen 
kann. 

2.3 Zur Interaktion von Wissenschaft 
und Politik 

Die Frage drängt sich auf, was nun eigentlich 
Wissenschaftsmanagement zur Erreichung die-
ser fünf Ziele beitragen soll und kann? Handelt 
es sich nicht ganz einfach um politische Fragen, 
die auch politisch gelöst werden müssen? Sollte 
man nicht deutlich zwischen Wissenschaftsma-
nagement und Wissenschaftspolitik unterschei-
den? Wer das glaubt, verkennt die konsensualen 
Strukturen der Wissenschaftspolitik, die nicht 
nur in Deutschland Geltung erfahren. Politik ist 
in der Regel gar nicht in der Lage, eigenständig 
und isoliert Ziele zu verfolgen oder auch nur zu 
definieren. Wissenschaftspolitik funktioniert 
nicht von oben herab. Es braucht den Konsens 
in der Gesellschaft und die Motivation in der 
Wissenschaft, um ehrgeizige Ziele zu setzen und 
zu verfolgen. Deshalb ist eine Trennung von Wis-
senschaftspolitik und Wissenschaftsmanagement 
eher schädlich als nützlich. 

Es braucht aber andererseits auch auf Respekt 
gegründete Führungskraft, um Menschen und 
Institutionen im Reformprozess mitzunehmen. 
Führungskraft gekoppelt mit Wissenschaftsver-
ständnis und Wirtschaftskenntnis – daraus er-



Stiefkind Wissenschaftsmanagement 

26 

wächst der Respekt. Das sind die eigentlichen 
Kriterien für die Besetzung der Führung eines 
deutschen Innovationsministeriums, Kriterien, 
die nicht immer erfüllt werden, weil hier, wie 
überall in der Politik, andere Prozesse walten. 
Letztlich sind dies jedoch die Persönlichkeiten, 
die über Zukunft in Deutschland entscheiden 
und die hoffentlich dabei den Mut finden, sich 
in ihren Vorurteilen immer wieder selbst in Fra-
ge zu stellen. Sie sind insofern integraler Teil des 
deutschen Wissenschaftsmanagements. 

Das gilt auch für die Spitzenvertreter(innen) des 
deutschen Wissenschaftsmanagements im enge-
ren Sinne. Sie können mehr als jeder andere 
darüber entscheiden, welchen Weg die deut-
sche Forschung einschlägt. Darüber dann auch 
öffentlich zu debattieren und zu streiten ist je-
denfalls kein Fehler. Wie viele Journalisten be-
teiligen sich in Deutschland an dieser Debatte? 
Auf welchem Niveau findet diese Debatte statt? 
Wer riskiert am Ende den Streit auf der Meta-
ebene des deutschen Wissenschaftsmanagements, 
wenn es um Reformen geht? 

Zurück zum eigentlichen Thema. Die dreifache 
Frage ist: a) woher gewinnen wir das professio-
nelle Management, (b) welches sind problem-
adäquate Strukturen und wie schaffen wir c) die 
angemessenen Interaktionen zwischen Politik, 
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft, um 
diese Ziele zu befördern? Neuerdings werden 
solche Fragen unter dem angelsächsischen Be-
griff „Governance“ gebündelt, der so wunder-
bar unscharf ist, dass alles hineinpasst, die Re-
gierung, die Wissenschaft, die Wirtschaft und 
die Gesellschaft. 

Schließlich folgt dann noch eine weitere gleich 
doppelte Frage: Wie setzen wir durch und mit 
welchen Mechanismen stellen wir sicher, dass die 
berechtigten Forderungen von Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft von der Wissenschaft auch ge-
hört werden. Oder anders herum, und damit fängt 
alles an: wie können wir Freiheit der Wissen-
schaft, Nutzenorientierung, Kreativität und ho-
hen Qualitätsanspruch unter einen Hut bringen? 

Ob und wie theoretisch abgeleitete Forderungen 
am Ende bei den verantwortlichen Akteuren in 
der Praxis der Interaktion von Wissenschaft und 

Politik schließlich auch Gehör finden, dafür be-
gründete Hoffnung zu vermitteln ist ein weite-
res Thema, dem vermutlich nur mit dem Mut 
zur Vorläufigkeit genüge getan werden kann. 
Dazu müsste zunächst einmal das Stiefkind Wis-
senschaftsmanagement nicht mehr in der Ecke 
stehen, sondern stärker ins Zentrum der Debat-
te rücken und auch die Wissenschaft müsste 
rückhaltlos ehrlich Kritik und Veränderungsvor-
schläge formulieren können, ohne sich dadurch 
ins Abseits zu stellen oder zu stellen meinen. 

Trotz alledem, und auch wenn nicht alles gleich 
umgesetzt wird, was Vielen vernünftig erscheint, 
sollte man nicht schwarz malen, was die Erneue-
rungsfähigkeit des deutschen Wissenschaftssys-
tems angeht. Denn tatsächlich ist manches schon 
auf dem Wege, auch wenn es noch an vielen 
Stellen klemmt. Was kann Wissenschaftsmanage-
ment leisten und wo bedarf es der politischen 
Führung, um nach vorn zu kommen? Ist nicht 
schon deshalb auch politische Führung ein be-
sonders anspruchsvoller und unverzichtbarer 
Teil des Wissenschaftsmanagements? 

Zum Glück kann man feststellen: Bildung und 
Forschung sind in Deutschland wieder ein 
Thema, selbst wenn gelegentlich noch Lippen-
bekenntnisse überwiegen. Es gibt glücklicher-
weise einen parteiübergreifenden Konsens, dass 
Bildung und Forschung die höchste Priorität 
haben sollten, wenn es um den Einsatz knapper 
Mittel geht. Nur hat dieser Konsens nichts mit 
der realen Debatte zu tun, wenn Minister um 
Ressourcen streiten. Dann geht es viel einfacher 
zu als der/die Wähler(in) sich das vorzustellen 
vermöchte, ohne den Glauben an Politik gänz-
lich einzubüßen. 

Das Ziel, im Jahr 2010 3 % vom BIP für FuE aus-
zugeben, gilt zwar nach wie vor und wird im-
mer wieder aufgewärmt, wenn schon alle Hoff-
nung dahingeschwunden ist, aber es ist jeden-
falls bisher, trotz aller Fortschritte, ein Lippen-
bekenntnis geblieben. Die dafür notwendigen 
Maßnahmen in der Wirtschaft und beim Staat 
blieben aus und die Debatte zwischen den Pro-
tagonisten beim Staat zu diesem Thema wirkte 
oft geradezu gespenstisch. Es schien, als ob in der 
Auseinandersetzung um Haushaltszahlen es sich 
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nicht um die Zukunft unseres Landes, sondern 
um ein Spiel zwischen Akteuren im politischen 
Raum handelt, die in schimmernder Rüstung 
miteinander kämpfen, wobei der Verlierer im-
mer schon feststand. So sollte es nicht bleiben 
und es besteht Hoffnung, dass die notwendigen 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Zieles nun 
tatsächlich ergriffen werden. 

Zum Glück hat auch die Wissenschaft, wenn sie 
sich einig ist, eine starke Stimme. Die Wissen-
schaft ist sich jedenfalls nicht mehr zu schade, 
in der politischen Debatte Stellung zu beziehen, 
Führungsstärke zu zeigen, um Ressourcen zu 
kämpfen und zum Beispiel auch einen überzo-
genen Föderalismus zu geißeln, und dies den 
Medien zur Kenntnis zu geben. Die Knüppel, die 
der hessische Ministerpräsident einer vernünfti-
gen Kooperation in der Wissenschaftspolitik von 
Bund und Ländern vorübergehend zwischen die 
Beine geworfen hat, werden ihn noch lange be-
gleiten. Jedenfalls ist das zu hoffen. Und für ei-
nen klugen Politiker, und das ist er, gibt dies 
vielleicht Anlass, einen Lernprozess einzuleiten. 

Schließlich ist nicht zu übersehen: Tiefgreifende 
Reformen wie die Programmförderung in der 
Helmholtzgemeinschaft, d.h. die Einführung von 
Leistungswettbewerb in der größten Forschungs-
organisation, haben sich trotz aller Widerstände 
durchsetzen lassen. Nun fehlt nur noch, dass sich 
die Wissenschaft selbst über ihr Management 
nicht nur mehr Gedanken macht, sondern sich 
auch selbst in Zweifel zieht, sich nicht mehr in 
der besten aller möglichen Wissenschaftswelten 
wähnt und schon deshalb plausible Reformvor-
schläge für sich selbst entwickelt und mutig um-
setzt. 

Denn neben allen strukturellen und politischen 
Fragen und Notwendigkeiten zur Veränderung 
geht es am Ende um die Menschen, die Wissen-
schaftsmanagement verantworten und damit 
letztlich die Zukunft unseres Landes in ihren 
Händen halten. Gutes Management kann sogar 
in einem schlechten System sehr viel erreichen, 
schlechtes Management dagegen ein gutes Sys-
tem ruinieren. 

Gerade die Interaktion zwischen Wissenschaft 
und Politik wirft viele Fragen auf, von denen 

einige in den folgenden Kapiteln vertieft behan-
delt werden sollen, um daraus Empfehlungen 
ableiten zu können. 

Mit welchen strukturellen und womöglich büro-
kratischen Hindernissen müssen sich deutsche 
Wissenschaftsmanager(innen) auseinanderset-
zen? Noch dominiert im Verhältnis zwischen 
den Wissenschaftsinstitutionen und dem Staat 
viel zu häufig ein Denken, welches den Input 
zu kontrollieren sich berufen fühlt. Beamte des 
Finanzministeriums haben in Aufsichtsgremien 
von Wissenschaftsorganisationen nichts zu su-
chen (es sei denn, sie begreifen sich als Lernen-
de). Der optimale Ressourceneinsatz ist nicht Sa-
che des Staates, sondern muss von den Wissen-
schaftsorganisationen selbst verantwortet wer-
den, aber nicht als Selbstbedienung. Der Staat 
muss Wege suchen, nicht den finanziellen In-
put, sondern das Ergebnis zu messen, um dann 
aber auch mit aller Energie einzugreifen, wenn 
dieses ungenügend ist. Ein Wissenschaftstarif-
vertrag muss Leistung belohnen und sollte nicht 
den Fesseln eines Tarifrechts unterworfen wer-
den, welches den gesamten öffentlichen Dienst 
reguliert. 

Es trifft zu: Learning by doing in eingefahrenen 
Strukturen dominiert in Deutschland in aller Re-
gel. Wer dabei eingefahrene Strukturen des Wis-
senschaftsmanagements in Deutschland in Fra-
ge stellt und zu verändern sucht, muss mit hef-
tigem Widerstand rechnen, wie das Beispiel der 
Fusion der Gesellschaft für Mathematik und Da-
tenverarbeitung GMD mit der Fraunhofergesell-
schaft oder die Einführung der Programmförde-
rung in der Helmholtzgemeinschaft gezeigt ha-
ben. Aber es ist nicht so, dass das Wissenschafts-
management in Deutschland sich Veränderun-
gen verschließt. Denn das zeigen gerade diese 
zwei Beispiele mit aller Deutlichkeit. Das Ma-
nagement an der Spitze war offen für diese Re-
formschritte. 

Das ist ein deutlicher Hinweis auf die Bedeutung 
von hochqualifiziertem Wissenschaftsmanage-
ment. Wie wird in Deutschland diese Manage-
mentaufgabe gelöst? Nach welchen Kriterien, in 
welchen Organisationsformen, mit welchen Men-
schen und welchen Zielen? Offenkundig spie-
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len diejenigen, welche die Wissenschaftler(in-
nen) führen und darüber entscheiden, wer am 
Ende wie viel Geld zur Verfügung bekommt, 
eine ganz entscheidende Rolle. Wo kommen 
diese Manager(innen) eigentlich her, was befä-
higt sie dazu, wie und von wem werden sie aus-
gewählt. Nach welchen Kriterien und mit wel-
chen Motiven handeln sie? Noch ist es die Regel, 
dass für Führungspositionen in Wissenschafts-
organisationen nur unter größten Schwierigkei-
ten adäquat qualifizierte und zugleich bezahl-
bare Führungskräfte gefunden werden können. 
Weiter unten soll deshalb über die Frage einer 
Führungsakademie für Wissenschaftsmanage-
ment nachgedacht werden. Eine solche Akade-
mie geht deutlich über den bisher geltenden An-
spruch des Zentrums für Wissenschaftsmanage-
ment in Speyer hinaus, denn es geht nicht nur 
um Management für Wissenschaft, sondern auch 
um Management der Wissenschaft. 

Die Politik greift an vielen Stellen in die Wissen-
schaft ein, nicht nur bei der Steuerung der Fi-
nanzierung von Wissenschaft, sondern auch bei 
Personal- und Strukturentscheidungen im öffent-
lichen Wissenschaftsraum und durch Gesetze, 
die Wissenschaft hemmen oder fördern können. 
Sie ist insofern Teil des Wissenschaftsmanage-
ments, ein Teil, der sich angesichts seiner Macht-
fülle ganz besonders kritischen Fragen stellen 
muss. Aber wer sind die Menschen, die im Mi-
nisterium oder im Bundestag jedes Jahr über 
Milliarden entscheiden? Welche Qualifikation 
haben eigentlich die Berichterstatter des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages, 
die nach eigenem Gutdünken Schwerpunkte set-
zen können, die anschließend kaum ernsthaft 
diskutiert und in Frage gestellt werden, selbst 
wenn sie offenkundig auf Vorurteilen und nicht 
auf Problemkenntnis beruhen? Warum sollen 
solche Probleme nicht von einer kritischen und 
informierten Öffentlichkeit hinterfragt werden, 
unterstützt zum Beispiel von einer hochangese-
henen Wissenschaftsakademie oder einer strate-
gisch orientierten Deutschen Wissenschaftsge-
meinschaft in Verbindung mit entsprechend an-
spruchsvollen Medien? 

Welche direkten und indirekten Beiträge leistet 
gutes Wissenschaftsmanagement zur Innovati-

onskraft und Erneuerungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft? Es geht ja nicht nur darum, (öffent-
liches) Geld in Wissen zu verwandeln. Eine min-
destens so relevante und überaus diffizile Frage 
ist auch: wie wird Wissen in Deutschland wie-
der in Geld verwandelt? Was ergeben sich da-
raus für Anforderungen an Wissenschaftsmanage-
ment? Welche Transformationsprozesse sind er-
forderlich, damit aus Wissen Geld wird, damit 
die Ingenieure nicht nur das Wissen geliefert 
bekommen, sondern auch die Tools, um damit 
umgehen zu können. 

Nicht zuletzt stellt sich diese Frage in aller Dring-
lichkeit im Hinblick auf den Neuaufbau in Ost-
deutschland. Er wird nur gelingen, wenn An-
siedlung bestehender Unternehmen und Grün-
dung und Wachstum neuer Unternehmen Hand 
in Hand gehen. Es ist schon skandalös, dass der 
beklagenswerte Zustand bei der Finanzierung 
junger Technologieunternehmen in Deutschland 
die Expertenzirkel nicht verlässt. Wer sich für 
eine neue Gründerzeit stark macht, der muss 
auch die dafür notwendigen Bedingungen schaf-
fen. Gezielte steuerliche Förderung, wie im fran-
zösischen „Plan Innovation“, zur Zeit ein Unwort 
in Deutschland, ist nun einmal eine der Voraus-
setzungen, um besonders wirksam Wissen in 
Geld und in Arbeit zu verwandeln. 

Ist das deutsche System mit seinem versäulten 
Wissenschaftssystem ausreichend handlungs-
fähig? Oder bedingt die Versäulung Blockaden, 
weil sie notwendige Vernetzungen in der For-
schung behindert? Mit dem Vernetzungsfonds 
der HGF, aber auch mit ähnlichen Initiativen in 
anderen Säulen unseres Wissenschaftssystems 
wird versucht, über institutionelle Grenzen hin-
weg eine bessere Vernetzung zu erreichen. Das 
macht durchaus Sinn. Aber es stößt schnell an 
Grenzen. Was fehlt, ist zum Beispiel die Mög-
lichkeit, dass die DFG auch die außeruniversitä-
re Forschung umfassend einbeziehen kann, wie 
bei der WGL bereits realisiert. Was ferner fehlt, 
ist eine „virtuelle anwendungsorientierte DFG“ 
(sprich die Projektträger des BMBF), welche an-
wendungsorientierte transdisziplinäre Verbund-
projekte auch zwischen öffentlichen Forschungs-
einrichtungen fördern können sollte. Es war eine 
der unsinnigsten Entscheidungen der letzten Zeit, 
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in Nachahmung der untergegangenen Haun-
schild-Doktrin, Forschungseinrichtungen die Teil-
nahme an Verbundprojekten zu erschweren. 

Wie wirkt sich die vom deutschen Föderalismus 
geprägte Struktur aus und was müsste sich än-
dern, um im föderalen System die Handlungs- 
und Leistungsfähigkeit der universitären und au-
ßeruniversitären Forschung zu erhöhen? Macht 
die institutionelle Trennung zwischen univer-
sitärer und außeruniversitärer Forschung über-
haupt Sinn? Oder gibt es die starre Trennung 
in der Realität gar nicht? Gibt es womöglich 
zwischen beiden mehr Durchlässigkeit, als auf 
den ersten Blick erkennbar? Gerade wenn man 
die Balance sucht zwischen einem Minimum an 
bürokratischer Belastung und einem Maximum 
an Kooperation bietet dieser Dualismus zwischen 
außeruniversitärer Forschung und Forschung und 
Lehre an Hochschulen möglicherweise große 
Chancen, die zu ergreifen sich lohnt. 

Zum Wissenschaftsmanagement gehört schließ-
lich auch das Wissenschaftsmarketing, gehört 
das Zusammenwirken zwischen Wissenschaft und 
Politik und der Dialog mit der Öffentlichkeit. Wie 
können wir dazu beitragen, dass junge Menschen 
Vertrauen und Begeisterung für die Wissenschaft 
entwickeln? Und wie entstehen Prioritäten in der 
Forschungsfinanzierung, wie funktioniert die For-
schungslobby und wer findet Gehör? Muss das al-
les hinter verschlossenen Türen stattfinden, in Ex-
pertenzirkeln, die keiner kennt? Brauchen wir 
nicht eine Summer School für kritische Journalis-
t(inn)en, die sie darauf vorbereitet, kritisch hinzu-
schauen, wenn es um Geld und Prioritäten geht? 

Diese Fragen sollen quer zu den Zielen in fünf 
Kapiteln zunächst genauer formuliert werden. 
Im Lichte praktischer Erfahrungen und explizi-
ter Zielsetzungen soll sodann nach Antworten 
gesucht werden, um daraus umsetzbare Emp-
fehlungen zu verdichten. 
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3. BETRACHTUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 

3.1 Die knappe Ressource Wissen-
schaftsmanager(innen) 

„Im Durchschnitt konnte ein Vorstandsmit-
glied bei einem Dax-Unternehmen für seine 
Arbeit im vergangenen Jahr 1,6 Millionen 
Euro einstreichen. Das waren acht Prozent 
mehr als im Vorjahreszeitraum.“  
Bezüge deutscher Manager steigen  
(in Süddeutsche Zeitung, 21.9.2005, S. 19) 

In diesem Kapitel geht es um das wichtigste The-
ma im Wissenschaftsmanagement, nämlich um 
die handelnden Personen, an erster Stelle zu-
nächst um ihre Rekrutierung. Wo kommen die 
Wissenschaftsmanager(innen) her, wie werden 
sie ausgewählt, welche Spielräume haben sie 
und wie intensiv haben sie sich mit dem Wissen-
schaftsmanagement größerer Organisationen vor 
Übernahme der Verantwortung auseinanderset-
zen können? 

Jeder, der beteiligt war, Wissenschaftsmana-
ger(innen) für herausgehobene Positionen zu ge-
winnen, wird festgestellt haben, dass Universi-
tätspräsidenten und Vorstandsmitglieder von 
großen Forschungseinrichtungen mit Manage-
menterfahrung in Deutschland nicht leicht zu 
finden sind, jedenfalls unter den derzeitigen Be-
dingungen. Industriemanager(innen) mit ver-
gleichbarer Verantwortung erzielen nicht nur ein 
sieben- bis achtmal höheres Einkommen. Sie wer-
den überdies auch nicht mit kleinlichen bürokra-
tischen Ansinnen geplagt, die von der Größe des 
Dienstwagens bis zur Bezahlung ihrer engsten 
Mitarbeiter reichen. Sie haben in aller Regel ei-
ne faszinierende internationale Verantwortung, 
denn Unternehmen, die sich Forschung leisten 
können, sind immer international ausgerichtet. 
Schon deshalb ist es schwierig, ausgewiesene 
Manager der Wirtschaft für Leitungspositionen 
in der Wissenschaft zu gewinnen. Das gelingt in 
der Regel nur, wenn sie aus Unternehmen mit 
einer hohen Abfindung ausscheiden und danach 
noch einmal etwas anderes machen möchten. Die 
FhG wurde von einem solchen Manager von 
Grund auf renoviert. Aber solche Persönlichkei-

ten sind große Ausnahmen, welche die Regel be-
stätigen. Oder, um es noch härter zu formulie-
ren: sie sind meistens schon zu alt, um ausrei-
chend Zeit zu haben, Dinge voranzubringen. 

Andererseits gibt es kaum einen reizvolleren 
Verantwortungsbereich, der jedenfalls im In-
haltlichen so viele Freiräume bietet, wie das 
Wissenschaftsmanagement in Führungsposi-
tionen öffentlicher Forschung. Diese Freiräume 
sind weit größer als bei einer Tätigkeit in Unter-
nehmen mit ihren wirtschaftlichen Zwängen, 
denen sich niemand entziehen kann. Die Frei-
räume in der öffentlich finanzierten Forschung 
sind zwar beachtlich. Zugleich aber, und das ist 
die eigentliche Herausforderung, ist der Erfolg 
nur begrenzt messbar und, jedenfalls in der Re-
gel, nicht kurzfristig erreichbar. Hinzu kommen 
die spezifischen Bedingungen des öffentlichen 
Dienstes, die nur erfolgreich bewältigt werden 
können, wenn Management für die Wissenschaft 
im administrativen Bereich und Management 
der Wissenschaft im wissenschaftlichen Bereich 
eine Symbiose einzugehen verstehen. 

Für notwendige Veränderungen ist bei den han-
delnden Teams ein langer Atem wünschenswert. 
Wie lang der Atem ist, wird natürlich auch vom 
Alter bei Übernahme der Position entschieden. 
An entscheidenden Positionen sind die ausge-
wählten Manager(innen) oft schon 60 Jahre alt, 
wenn sie ihre Tätigkeit beginnen und das ist in 
der Regel entschieden zu alt. Wer Exzellenz in 
der Forschung durch gutes Wissenschaftsma-
nagement befördern will, der braucht mindestens 
zwei Berufungsperioden, 10 Jahre und mehr an 
verantwortlicher Position. Die Autorität des fort-
geschrittenen Alters auf Grund einer langen Le-
bensleistung genügt in der Regel nicht, um ent-
scheidende Weichenstellungen vornehmen zu 
können. Denn Weichenstellungen in der Wissen-
schaft können nicht einfach befohlen werden. 
Sie erfordern ein tiefes Verständnis der spezifi-
schen Bedingungen, welche gute Forschung her-
vorbringt und einen langen Atem bei der Beset-
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zung von Schlüsselpositionen. Auf das Thema 
Motivation wurde bereits hingewiesen. Was folgt 
daraus? Bevor dieser Frage nachgegangen wer-
den kann, zunächst ein Blick auf die Auswahl-
mechanismen für Wissenschaftsmanager(innen). 

Wer wählt die Universitätspräsidenten und Vor-
standsmitglieder von großen Forschungseinrich-
tungen und Forschungsorganisationen eigentlich 
aus? Die Antwort ist differenziert, extrem diffe-
renziert bei deutschen Universitäten, aber auch 
sehr unterschiedlich in der außeruniversitären 
Forschung. Sie wäre eine wissenschaftliche Un-
tersuchung wert. Denn eben weil die Erfolgsmaß-
stäbe, die Benchmarks, in der Wissenschaft we-
niger offenkundig sind, weil sie Zeithorizonte 
erfordern, welche die Wirtschaft nicht kennt – 
man möchte sagen, leider nicht mehr kennt – gibt 
es auch eine große Unsicherheit bei den Aus-
wahlkriterien und Persönlichkeitsprofilen. 

Selektion von Spitzenmanagern in der 
außeruniversitären Forschung 

Formal gesehen haben die außeruniversitären 
Forschungsorganisationen Aufsichtsgremien. 
Wenn sie auf Äußerlichkeiten Wert legen und/ 
oder in der Rechtsform von Vereinen organisiert 
sind, werden diese Aufsichtsgremien häufig Se-
nat genannt und ihre Mitglieder Senatoren (Es 
ist bemerkenswert, das es kaum Senatorinnen 
gibt). Wenn sie etwas schlichter in der Rechts-
form von Forschungs-GmbHs daherkommen, 
sind es Aufsichtsräte. 

Wer entscheidet über die Besetzung dieser 
Schlüsselpositionen für die Auswahl von Spit-
zenmanagern? In den Aufsichtsräten der HGF-
Forschungszentren haben hochrangige Beamte 
den Aufsichtsratsvorsitz inne und entsprechend 
präsidieren sie den Personalausschüssen. Im Se-
nat der FhG oder der MPG sind zwar häufig for-
mal die Minister(innen), faktisch aber Beamte 
des BMBF vertreten. Dort haben sie zwar nicht 
den Vorsitz, aber gleichwohl erheblichen Ein-
fluss. Sehr vereinfacht hat das Forschungsmi-
nisterium entscheidenden Einfluss auf die Beset-
zung der Spitzenpositionen, mit Ausnahme der 
MPG. 

Wenn Beamte über solche wichtigen Positionen 
entscheiden, zwar in Abstimmung mit Vertretern 
von Wirtschaft und Wissenschaft, aber doch mit 
einer absolut führenden Stimme, kann man sich 
schon fragen, ob es nicht noch bessere Lösungen 
geben könnte, ohne gleich in die beliebte Beam-
tenschelte zu verfallen. Zwar wissen Beamte über 
die von ihnen betreuten Forschungseinrichtun-
gen meist sehr gut Bescheid. Und sie kennen auch 
alle Fallstricke, zum Beispiel solche, die der Bun-
desrechnungshof oder das Finanzministerium 
auslegen könnte. Aber ihre Erfahrung im Ma-
nagement großer komplexer Organisationen und 
in der schwierigen Bewertung der Persönlich-
keit und Qualifikation von Wissenschaftsmana-
ger(innen) ist doch eher begrenzt. 

Zwar gilt nicht automatisch für Vertreter der 
Wirtschaft, dass sie mögliche Fehlbesetzungen 
besser vorhersehen können. Denn ihr Erfah-
rungshorizont ist durchaus unterschiedlich von 
dem der Wissenschaft und sie sind geschult, we-
niger langfristig zu denken als in der Wissen-
schaft erforderlich. Aber sie haben doch, richtig 
ausgewählt, eine umfassendere Managementer-
fahrung erwerben können als die Vertreter(innen) 
der Ministerien. Und sie haben mehr Gewicht 
in der öffentlichen Debatte. Sie können eventuell 
sogar den/die Minister(in) kritisieren und dann 
wird Wissenschaft erst richtig interessant für die 
Medien. 

Denn hinzu kommen, und das ist unter grund-
sätzlichen Überlegungen fast noch wichtiger, 
eventuelle Interessenkollisionen in der diffizilen 
Frage bzgl. Freiheit und Notwendigkeit von Wis-
senschaft vs. Engpässe in öffentlichen Haushal-
ten. Im Klartext: Beamte sind in die Regierungs-
disziplin eingebunden und müssen Haushalts-
kürzungen verteidigen, auch wenn sie diese als 
Aufsichtsratsvorsitzende eigentlich öffentlich 
geißeln müssten. 

Was folgt daraus? Am Beispiel der Forschungs-
allianz der HGF wäre zumindest zu erwägen, ob 
der Vorsitz im Aufsichtsrat (von FZJ, FZK, HMI, 
GBF etc.) oder im Senat (von DLR und DKFZ) 
nicht von erfahrenen Vertretern aus der Wirt-
schaft übernommen werden sollte, beispielswei-
se auf Vorschlag des Präsidenten der HGF. Die 
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Reaktion ist klar: begrenzte Begeisterung bei den 
hochrangigen Beamten des BMBF, große Schwie-
rigkeiten geeignete und motivierte Kandidaten 
zu finden, massive Unterstützung durch den 
neuen Präsidenten der HGF (und vielleicht durch 
die Politik?). Das wäre zumindest ein Weg. Es 
gibt noch andere. 

Hier soll noch ein anderer Weg erörtert werden. 
Bei aller Kritik, die in Wirtschaftsunternehmen 
an der Praxis geübt wird, erfahrene Manager in 
die Aufsichtsräte ihrer Unternehmen zu beru-
fen, hat diese Praxis doch einen großen Vorteil. 
Sie kennen die Probleme des Unternehmens und 
wissen selbst aus eigener Erfahrung, wie schwie-
rig es ist, damit fertig zu werden. Gilt das nicht 
auch für Forschungsorganisationen? Warum 
sollten bewährte und erfahrene Forschungsma-
nager(innen) nach ihrem Ausscheiden nicht auch 
für den Vorsitz im Aufsichtsrat besondere Qua-
lifikationen mitbringen? Warum wird diese kost-
bare Ressource nicht häufiger genutzt? Sie ken-
nen die Probleme und die Personen. Natürlich 
ist ein wichtiger Einwand, dass damit dem „Wis-
senschaftsklüngel“ Vorschub geleistet werden 
könnte. Deshalb darf es nicht zu einem Automa-
tismus kommen, dass ehemalige Vorstandsvorsit-
zende von Forschungseinrichtungen ganz automa-
tisch den Aufsichtsratsvorsitz übernehmen. Aber 
es sollte eben auch nicht ausgeschlossen werden. 
Denn ihre Erfahrung ist ein kostbares Gut, wel-
ches in dieser Funktion Gutes bewirken kann. 

Wenn wir ernsthaft über die Verbesserung des 
Wissenschaftsmanagements nachdenken wollen, 
dann geht es hier um die wichtigste Funktion, 
die es gibt. Denn Eines ist klar, die Professiona-
lisierung des Wissenschaftsmanagements fängt 
dort an, wo die Personalentscheidungen fallen. 
Dann müssen die Besten gefunden werden, um 
die Aufsichtsgremien zu führen oder in ihnen 
vertreten zu sein. Gerade weil hier die Qualität 
der Personen entscheidet, ist es so wichtig, auch 
über diese Frage nachzudenken und nicht ein-
fach die Vergangenheit fortzuschreiben. Die Er-
fahrungen beispielsweise der FhG mit Senats-
vorsitzenden aus der Wirtschaft sind insgesamt 
eher ermutigend, obwohl auch sie in der Regel 
sich stark auf das Ministerium gestützt und Prä-
sidenten in einem verhältnismäßig fortgeschrit-

tenen Alter berufen haben. Die Erfahrungen mit 
Aufsichtsratsvorsitzenden aus dem Wissenschafts-
management stehen noch aus. Den Versuch ist 
es wert. 

Das Nachwuchsproblem im Wissenschaftsma-
nagement wird wohl erst dann wirklich gelöst 
werden können, wenn mehr und jüngere geeig-
nete Bewerber(innen) für Führungspositionen 
auch wirklich zur Verfügung stehen. Dieses The-
ma soll weiter unten wieder aufgegriffen werden. 

Selektion von Universitätspräsidenten 

Bei den Universitäten gibt es viele Varianten, aber 
es ist des Nachdenkens wert, wie das israelische 
Modell aus deutscher Tradition und amerikani-
scher Erfahrung den für das Management ver-
antwortlichen Präsidenten und denn für die 
Wissenschaft verantwortlichen Rektor sozusagen 
parallel installiert hat, wobei der Präsident in 
der Regel das Sagen hat, aber klug genug ist, den 
Rektor einzubeziehen. 

Wer eine Universität mit einem riesigen Etat und 
einem hochkomplexen Beziehungsgeflecht zu 
verantworten hat und fortdauernde Reformen 
in den Gremien durchsetzen muss, womöglich 
ganze Fakultäten schließen und neue Curricula 
und Forschungsfelder durchsetzen soll, der kann 
nicht nur nach innen, er (oder sie) muss auch nach 
außen verantwortlich sein und sich von inneren 
Zwängen lösen können. Sonst hat er keine Chan-
ce, sich durchzusetzen. Deshalb sind Modelle, 
in denen Universitätspräsidenten von überwie-
gend extern besetzten Gremien berufen werden, 
zukunftsweisender als solche, die das ganz über-
wiegend als inneruniversitären Vorgang begrei-
fen. Viele Universitäten und Bundesländer ha-
ben das begriffen, aber die Frage, wer letztlich im 
Auswahlverfahren ausschlaggebend ist, wird 
damit noch nicht beantwortet. 

Wahrscheinlich wird sie auch erst in einem grö-
ßeren Zusammenhang beantwortet werden kön-
nen, der mit Wettbewerb in der Wissenschaft zu 
tun hat. Noch haben wir in Deutschland zwar 
auf der Ebene der Forschungsgruppen, schon 
durch die DFG, einen ausgeprägten Wettbewerb. 
Aber zwischen den Hochschulen, unter Ein-
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schluss der Lehre und der Bewertung eines er-
worbenen Abschlusses, ist der Wettbewerb schon 
deshalb nicht so ausgeprägt, weil die Auswahl 
der Studierenden durch die Hochschule lange 
Zeit eng begrenzt war und weil die zuständigen 
Landesministerien nur begrenzt die Elitebildung 
in ihrem Lande zu fördern bereit waren, denn 
auch sie unterliegen regionalen Zwängen. 

Es ist interessant zu beobachten, wie differenziert 
in den USA zum Beispiel die Berufung und Do-
tierung von Präsidenten und den nachfolgenden 
Managementpositionen Provost und Dekan nach 
dem Ranking der jeweiligen Universität erfolgt. 
Von einem solchen Wettbewerb sind wir in 
Deutschland zwar noch weit entfernt, aber fest-
zuhalten ist, dass wir uns mit großer Geschwin-
digkeit darauf zu bewegen. Und das ist gut so. 
Dann ist aber die Frage, wer die Wissenschafts-
manager von Universitäten beruft und die Be-
dingungen für ihren Vertrag verhandelt, von ent-
scheidender Bedeutung. Warum sollten nicht er-
fahrene Industriemanager oder bewährte ehe-
malige Universitätspräsidenten dabei ein ent-
scheidendes Wort bekommen. 

Ob das gelingen wird, hängt nicht zuletzt da-
von ab, ob bei der neuen Exzellenzinitiative des 
BMBF sich am Ende kleinliche Länderinteressen 
durchsetzen oder mit Hilfe der vereinten Kräfte 
des Wissenschaftsrats und der DFG ein wirkli-
cher länderübergreifender Wettbewerb zustande 
kommt. Das führt ganz unmittelbar zur Tabu-
frage der Dotierung. 

Dotierung von Führungspositionen im 
Wissenschaftsmanagement 

Ganz einfach gefragt: Darf der Vorstandsvorsit-
zende einer öffentlichen Forschungseinrichtung 
oder der Präsident einer renommierten Univer-
sität mehr verdienen als zum Beispiel ein Lan-
desminister? Die Antwort darauf lautet: Ja, er 
sollte es dürfen. 

Das ist allerdings ein Thema, das in Deutschland 
öffentlich nicht gern diskutiert wird, obwohl wir 
in einer kapitalistischen Gesellschaft leben, in 
der sich das Ansehen auch nach dem erzielten 
Einkommen bemisst, wenn auch zum Glück nicht 

durchgängig. In der Wissenschaft, so wird gern 
behauptet, und bei ihren kreativsten Köpfen trifft 
das gelegentlich sogar zu, käme es nicht auf das 
Einkommen, sondern auf die Arbeitsmöglichkei-
ten an. Bei Berufungsverhandlungen wird aller-
dings der Einkommensaspekt in der Regel nicht 
negiert. Vielleicht ist mehr Ehrlichkeit in diesem 
Punkt auch nicht verkehrt. 

Das beginnt schon bei einem Thema, welches 
Beamte aus den Finanzministerien in ganz be-
sonderer Weise bewegt. Wer dazu berufen wird 
und sich entschließt, in den Aufsichtsrat eines 
großen Unternehmens einzutreten, der kann in 
der Regel mit einer Entschädigung rechnen, die 
im Jahr eine sechsstellige Summe erreichen kann, 
wenn er oder sie den Vorsitz übernimmt. Ob 
das nun angemessen ist oder nicht, sei dahinge-
stellt. Wer sich zu einem solchen Schritt in der 
öffentlich finanzierten Forschung entschließt, 
bekommt gar nichts, nur die Ehre. Und wer vor-
schlägt, diesen Zustand zu ändern, der bekommt 
es mit Vertretern des Finanzministeriums im 
Aufsichtsrat zu tun, die dort eigentlich wenig zu 
suchen haben, es sei denn, man begreift ihre Be-
rufung als Beitrag zur Weiterbildung. 

Zwar macht es keinen Sinn, Mitglieder von Auf-
sichtgremien der außeruniversitären öffentlich fi-
nanzierten Forschung nach Maßstäben der In-
dustrie honorieren zu wollen. Aber eine ange-
messene Aufwandsentschädigung würde die 
Qualität dieser Gremien spürbar erhöhen und 
im Umkehrschluss vielleicht die Dominanz von 
Beamten reduzieren, welche ohnehin solche Ent-
schädigungen ablehnen müssten. Letztlich zählt, 
was die Qualität der öffentlich finanzierten For-
schung weiter voranbringt, und man kann sich 
sehr gut international besetzte Aufsichtsgremien 
vorstellen, die den Vorständen in ihrer Arbeit 
Impulse geben, weil sie von der Sache viel ver-
stehen und bei Bedarf und mit ihrer Sachkennt-
nis die richtigen Personen aus dem In- und Aus-
land berufen können. Deshalb sollte für ein sol-
ches Engagement auch eine angemessene Ent-
schädigung gezahlt werden. 

Nun zum Thema Führung im Wissenschaftsma-
nagement. Wer sind überhaupt die richtigen Per-
sonen für verantwortliches Wissenschaftsma-
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nagement? Wer ist derzeit interessiert an solchen 
Positionen und dem häufig damit verbundenen 
Einkommensverzicht? Auch darüber wird nicht 
gern geredet, weil gerade die Einkommen von 
Universitätsprofessor(innen) außerordentlich di-
vergieren. Die Möglichkeit, hohe Einkommen, 
vergleichbar der Industrie, als Lehrstuhlinha-
ber(in) zu erzielen, ist nicht auf Chefärzte be-
schränkt. Renommierte Wissenschaftler(innen) 
an Universitäten haben hier ganz beachtliche 
Möglichkeiten. Das ist auch der Grund für die 
wenig bekannte Tatsache, dass Institutsleiter der 
FhG, formal gesehen, die Institutsleitung in der 
FhG nur nebenamtlich ausüben und hauptamt-
lich Lehrstuhlinhaber einer Universität sind. Denn 
dort können sie ihre Nebeneinkünfte leichter 
verteidigen. 

Wenn also ein erfolgreicher Professor oder eine 
erfolgreiche Professorin mit erheblichen Neben-
einkünften sich für das Amt des Universitäts-
präsidenten interessiert, ist das häufig mit einem 
spürbaren Einkommensverlust verbunden. Ei-
gentlich sollte das nicht der Fall sein. Im Grun-
de sollte die Verantwortung, die mit der Position 
eines Universitätspräsidenten einhergeht, auch 
angemessen honoriert werden. Im Klartext: Wer 
einer erstklassigen Universität als Präsident 
Impulse gibt, der sollte auch erstklassig bezahlt 
werden. Ähnliches gilt für Dekane und andere 
Führungskräfte von Universitäten. Wer hier spart, 
der spart an der falschen Stelle. Umgekehrt gilt, 
wer die Leistung in solchen Funktionen nicht 
bringt, der gehört abgelöst. Aber wenn sich nun 
keine geeignete Persönlichkeit mehr bereit er-
klärt? An dieser Stelle könnte der Anreiz einer 
ordentlichen Dotierung Wunder wirken. 

Aber dann muss es ein Gremium geben, welches 
Entscheidungen treffen kann, die in der Sache 
fundiert sind, und das ist ein Problem, welches 
auch in der Governance von Wirtschaftsunter-
nehmen immer wieder neu gelöst werden muss. 
Mit dem Unterschied, dass Fehlverhalten in 
Wirtschaftsunternehmen früher oder später nicht 
mehr gedeckt werden kann und dann womög-
lich der Aufsichtsratsvorsitzende mit dem Vor-
standsvorsitzenden untergeht, leider manchmal 
zu spät und fast immer mit üppigen Abfindun-
gen versüßt. 

In Universitäten ist die Frage, inwieweit exter-
ner Sachverstand helfen kann, noch prekärer als 
in Wirtschaftsunternehmen. Am Ende entschei-
det der gerade amtierende Minister, der weiß, 
was er gerade in diesem Punkt von der Boule-
vardpresse zu gewärtigen hat. Wie viel Urteils-
vermögen er hat und wie viel Durchsetzungs-
vermögen gegenüber seinem Finanzministerkol-
legen, das ist eine offene Frage. Kein Zweifel, 
dass die Antwort auf diese Frage von entschei-
dender Bedeutung für die Entwicklung der deut-
schen Universitäten ist. 

Was für Universitäten gilt, trifft auch die Situa-
tion in der außeruniversitären Forschung. Vor-
standsmitglieder solcher Forschungseinrichtun-
gen sind in aller Regel in grotesker Weise unter-
bezahlt, vergleicht man ihr Einkommen mit Ma-
nagern in der Industrie oder auch nur mit erfolg-
reichen Lehrstuhlinhabern in lukrativen Fach-
richtungen. Wenn das Prinzip gelten soll, dass 
Verantwortung und Einkommen korreliert sind, 
dann müsste sich hier Grundlegendes ändern. 
Diejenigen, die über die Besetzung von Füh-
rungspositionen entscheiden, sollten auch aus-
reichende Freiräume in der Verhandlung über 
die damit verbundenen Einkommen und über 
sonstige Fragen, wie die Größe des Dienstwa-
gens und die Dotierung des Büros, erhalten. Ge-
rade auf dem Gebiet von Dienstwagengröße und 
tarifliche Einstufung der Assistent(inn)en feiert 
der Bundesrechnungshof Exzesse, die in der 
Wirtschaft kaum vorstellbar sind. Das ist zwar 
durchaus populär, weil offenbar das Dienen der 
hohen, der himmlischen Göttin nicht mit niede-
ren pekuniären Betrachtungen vermischt werden 
soll. Aber gerade weil es um sehr viel Geld geht, 
welches in die öffentlich finanzierte Forschung 
fließt, sollte diese sich auch die Besten und Best-
bezahlten leisten können. 

Autorität 

Wie können Wissenschaftsmanager(innen) die 
Autorität erwerben, welche notwendig ist, um 
gute Wissenschaftler(innen) anzuziehen und zu 
fördern? Zunächst einmal dadurch, dass sie 
selbst beachtliche wissenschaftliche Leistungen 
demonstriert haben? Das ist zweifellos von Vor-
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teil und für ihre Autorität möglicherweise un-
abdingbar, darf aber am Ende nicht dazu füh-
ren, dass erst im gesetzten Alter, sozusagen als 
Altersruhesitz, Wissenschaftler(innen) zu Wis-
senschaftsmanager(innen) in hochrangigen Füh-
rungspositionen werden. 

Erstklassige Wissenschaftsmanager(innen) soll-
ten auch nicht zwangsläufig bis zur Pensionie-
rung diese Tätigkeit ausüben. Warum sollten sie 
nicht, wenn sie dazu in der Lage sind, entweder 
in die Wissenschaft selbst zurückkehren, oder, 
noch besser, in der Wirtschaft Verantwortung 
übernehmen. Letzteres wäre schon deshalb zu 
wünschen, damit der Trend der deutschen Groß-
industrie, Sanierung vor Innovation zu stellen 
statt Sanierung und Innovation zugleich zu be-
treiben, nicht weiter anhält. Es gibt eben in der 
Wirtschaft inzwischen viel zu viele Manager, die 
nur wissen, wie man Sanierungen durch Kosten-
senkungen durchsetzt, aber die Innovationen, 
die in ihrem Unternehmen notwendig wären, 
um sich im Markt zu behaupten, weder von der 
Ausbildung noch von den intellektuellen Fähig-
keiten her verstehen und beherrschen. Aber das 
ist ein anderes Thema, welches im Unterkapitel 
3.3 unter einem anderen Blickwinkel noch ein-
mal aufgegriffen werden soll. 

Hier ein Einschub zum Status von Wissenschafts-
manager(innen) in der außeruniversitären For-
schung. Zum Glück ist in den Sechziger Jahren 
vermieden worden, die öffentlich finanzierte For-
schung generell in Bundesanstalten der Verbe-
amtung zu unterwerfen. Die Forschungs-GmbHs 
waren damals ein mutiger Schritt und die dafür 
Verantwortlichen hatten Visionen von Forschungs-
unternehmen, die zu schaffen wären. Sie haben 
damals den Föderalismus in kreativer Weise für 
ihre Ziele eingespannt, nicht ahnend, dass daraus 
auch einmal Nachteile erwachsen könnten. 

Freilich ist der Unterschied zwischen Forschungs-
GmbHs und Bundesanstalten am Ende nicht so 
groß geworden, wie er zunächst geplant war. 
Die Wissenschaftsmanager(innen) in der außer-
universitären Forschung sind in aller Regel Pro-
fessoren und damit Beamte, die von ihrer Uni-
versität beurlaubt sind. Der Abschied vom Be-
amtenstatus im Ausgleich gegen eine höhere 

Dotierung wird selten angeboten und noch sel-
tener angenommen. Es gibt allerdings einige we-
nige Beispiele und es sind nicht die Schlechtes-
ten, die sich zu diesem Schritt entschließen, wie 
das Beispiel der Gesellschaft für Biotechnologi-
sche Forschung (GBF) anschaulich demonstriert. 

Für Mitarbeiter(innen), die tariflich bezahlt wer-
den und nicht befristet beschäftigt werden, gilt 
nach 15 Jahren die Unkündbarkeit und damit 
auch ein beamtenähnlicher Status, der sogar in-
sofern noch starrer ist, als Versetzungen von 
Angestellten ungleich schwieriger sind als Ver-
setzungen von Beamten. Dadurch hat sich in 
Deutschland die Unsitte durchgesetzt, jungen 
Leuten grundsätzlich nur Zeitverträge anzubie-
ten statt hier ein vernünftiges Kündigungsrecht 
durchzusetzen, welches die Betroffenen auch 
durch angemessene Abfindungen schützt, aber 
zugleich die Interessen der Forschung zu wah-
ren ermöglicht. 

Zurück zum Thema Autorität. Es gibt keine Au-
torität ohne Vertrauen, Vertrauen in die Füh-
rungskompetenz derjenigen, welche führen sol-
len. Vertrauen erzeugen heißt zunächst einmal 
zuhören können und verstehen, worum es geht. 
Während es in der Wirtschaft nicht unmöglich 
ist, dass ein Manager aus der Getränkeindustrie 
ein High-Tech-Unternehmen zu führen versucht, 
wenn auch in diesem und in den meisten Fällen 
mit begrenztem Erfolg, ist es im Wissenschafts-
management gar nicht erst denkbar, dass Füh-
rung ausgeübt werden könnte, ohne wenigstens 
den 2. Hauptsatz der Thermodynamik zu ken-
nen und zu begreifen. 

Einfach formuliert: Gründliche Kenntnisse, Er-
fahrungen und Erfolge in der Wissenschaft sind 
eine notwendige Bedingung für gutes Wissen-
schaftsmanagement. Aber wie neuerdings die 
Managementliteratur von der 360°-Erfahrung 
spricht, gilt auch im Wissenschaftsmanagement, 
dass zum Beispiel ohne soziale Kompetenz kein 
Erfolg möglich ist, ohne Kenntnisse in der Kos-
ten-Leistungsrechnung keine Kontrolle ausge-
übt und ohne einen Schuss Marketingtalent nicht 
genügend Geld erkämpft wird. 

Wir stehen, nicht zuletzt in der außeruniversitä-
ren Forschung, vor einem Generationswechsel. 
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Wie soll er bewältigt werden? Forschungsma-
nager(innen) aus der Industrie sind in der Regel 
unbezahlbar, selbst wenn sie eine Erfahrung 
mitbringen könnten, die für die öffentliche For-
schung neue Dimensionen eröffnet. Es ist jedes 
Mal ein Erlebnis, wenn es zu Personalgesprächen 
mit erfolgreichen Managern der Wirtschaft über-
haupt einmal kommt, ihr ungläubiges Staunen 
zu erleben, wenn endlich die mögliche Dotierung 
angesprochen wird. 

Ist die angestrebte weitgehende Autonomie der 
Hochschulen ohne entsprechende Führungskräf-
te überhaupt realistisch? Was machen beispiels-
weise Präsidenten von Hochschulen in Israel, 
die täglich um die Finanzierung kämpfen müs-
sen, anders als in Deutschland? Brauchen wir in 
Deutschland ein ähnliches Modell, wenn wir zu-
nehmend auf Wettbewerb setzen und Drittmit-
tel von wachsender Bedeutung sind? 

Wie bewältigen wir den Abschied von der Ka-
meralistik in der Forschung? Stimmen unsere Fi-
nanzierungsmodelle oder führen sie eher zur 
Verschwendung von kostbaren Ressourcen? Wie 
lösen wir den häufig beschworenen Widerspruch 
zwischen konsequenter Kosten- und Leistungs-
rechnung und der Minimierung bürokratischer 
Belastung von Forschung? 

Wie sollen eigentlich Wissenschaftler(innen) sich 
mit dem Thema Marketing überhaupt anfreun-
den können? In Wirklichkeit gilt auch in der Wis-
senschaft, dass nicht allein die Leistung, sondern 
auch die Verpackung zählt, so unerfreulich das 
Traditionalisten erscheinen mag. 

Training von Wissenschafts-
manager(innen) 

Was folgt daraus? Wir brauchen eine eigene Füh-
rungsakademie für Wissenschaftsmanager(innen), 
z.B. nach französischem Muster, dass heißt in 
einer harten Bestenauslese und in einer Alters-
stufe zwischen 40 und 50. Wir können nicht ein-
fach auf renommierte Wissenschaftler(innen) 
zurückgreifen, obwohl sie nicht über einschlä-
gige Managementerfahrungen verfügen, in der 
Hoffnung, dass sie es schon lernen werden. Das 
Prinzip Hoffnung können wir uns nicht mehr 
leisten. Wer sollte die Initiative ergreifen? 

Wenn man davon ausgeht, dass im Lebensalter 
zwischen 20 und 40 die kreativste wissenschaft-
liche Phase erreicht wird, sollte es jedenfalls für 
eine ausgewählte Gruppe von Wissenschaft-
ler(innen) durchaus attraktiv sein und Sinn ma-
chen, danach im Wissenschaftsmanagement eine 
herausragende Verantwortung zu übernehmen. 
Wie können solche Persönlichkeiten ausgewählt 
und auf eine solche Verantwortung vorbereitet 
werden? Die Antwort lautet auch hier: im Wett-
bewerb. 

Zunächst einmal sollte die Versäulung des deut-
schen Wissenschaftssystems nicht dadurch ze-
mentiert werden, dass eine solche Auswahl nur 
innerhalb der eigenen Organisation stattfindet 
oder jede Wissenschaftsorganisation eine eige-
ne Führungsakademie aufbaut. Eine Führungs-
akademie für Wissenschaftsmanagement sollte 
gemeinsam von den Wissenschaftsorganisationen 
getragen werden, unter Einschluss der Univer-
sitäten. Die (Heilige) Allianz der Wissenschafts-
organisationen hätte hier eine Aufgabe, welche 
die Qualität des Wissenschaftsmanagements auf 
eine neue Stufe heben könnte, wenn sie nur ihr 
Kastendenken überwinden könnte. 

Versuchte man, eine solche Führungsakademie 
zu skizzieren, wäre zunächst einmal eine gemein-
same Trägerschaft und eine übergreifende Fi-
nanzierung, zum Beispiel durch das BMBF, ein 
vernünftiger Weg. Dieser Weg hätte nicht nur 
den Vorteil, dass auf ein größeres Reservoir ge-
eigneter Persönlichkeiten zurückgegriffen wer-
den könnte. Auf diesem Weg würde auch ein 
Korpsgeist im deutschen Wissenschaftsraum ent-
stehen, welcher der Versäulung entgegenwirkt 
und ein informelles Netzwerk entstehen lässt, 
welches eine zu starke Fokussierung auf die ei-
gene Organisation wirkungsvoll verhindert. 

Das Beispiel der französischen Atomenergiekom-
mission ist dabei vielleicht hilfreich. Das CEA ist 
auf vielen Gebieten tätig, nicht nur im Energie-
bereich, sondern beispielsweise auch in der Na-
notechnologie, und trainiert jedes Jahr in Som-
merkursen sorgfältig ausgewählte Nachwuchs-
manager. Diese werden, wie in Frankreich nicht 
anders zu erwarten, im Wettbewerb ausgewählt. 
In den Sommerkursen werden sie mit hochrangi-
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gen Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Politik konfrontiert und müssen zeigen, dass sie 
das Potential für entsprechende Führungspositio-
nen entwickeln können. Wer dabei einmal mitge-
wirkt hat, ist beeindruckt, welches Niveau die 
Diskussionen in solchen Sommerkursen erreichen. 

Natürlich gibt es viele mögliche Varianten, wie 
eine Führungsakademie für Wissenschaftsma-
nagement zu gestalten wäre. Aber allen gemein-
sam muss ein hoher Anspruch an die Leistungs-
kraft derjenigen sein, die dafür ausgewählt und 
zugelassen werden. Allen gemeinsam muss ein 
sorgfältiges Assessment der Teilnehmer sein, um 
auf diese Weise Anhaltspunkte zu erhalten, wer 
geeignet ist, später einmal im Wissenschaftsma-
nagement eine herausgehobene Verantwortung 
zu übernehmen. Wenn dann der eine oder an-
dere von der Wirtschaft abgeworben wird, ist 
das kein Schaden, sondern ein Zeichen, dass die 
Führungsakademie erstklassigen Führungsnach-
wuchs ausbildet und fördert. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Bei aller kritischen Betrachtung der knappen 
„Ressource“ Wissenschaftsmanager(innen) ist 
damit keine Pauschalkritik an den derzeit han-
delnden Personen impliziert. Natürlich gibt es 
sehr viele überzeugende Beispiele für hervorra-
gendes Wissenschaftsmanagement an deutschen 
Hochschulen, Universitäten und Fachhochschu-
len und erstklassige Manager(innen) in der außer-
universitären Forschung, im rein wissenschaftli-
chen wie im administrativen Bereich. Und na-
türlich gibt es Probleme und Fehlbesetzungen, 
wie sie auch im Management in der Wirtschaft 
immer wieder vorkommen. 

Vielmehr geht es darum, wie das Feld von po-
tentiellen Wissenschaftsmanager(innen) so be-
stellt werden kann, dass die Besten zum Zuge 
kommen. Es geht darum, wie die Besten gefun-
den werden können und in Verbindung damit, 
wie sie auf diese schwierige und verantwor-
tungsvolle Tätigkeit noch besser vorbereitet wer-
den, in ihrem Interesse und vor allem im Inte-
resse der Wissenschaft. 

In der Wirtschaft berufen die Gesellschafter den 
Aufsichtsrat, der dann allerdings ein erhebliches 

Maß an Verantwortung aufgebürdet bekommt 
und seit einigen Jahren bei Fehlentscheidungen 
auch belangt werden kann. In der öffentlich fi-
nanzierten Wissenschaft treten Politiker an die 
Stelle der Gesellschafter. 

Sie können, jedenfalls in der außeruniversitären 
Forschung, mit kleinen Einschränkungen relativ 
frei entscheiden, wen sie berufen, von der MPG 
einmal abgesehen. Allerdings gibt es hier wie in 
der Wirtschaft Gewohnheitsrechte, welche die 
Realität prägen, im Guten wie im Schlechten. 
Wegen der großen Personalverantwortung, wel-
che diese Aufsichtsgremien und insbesondere 
ihre Vorsitzenden haben, sollte die Politik nach 
sorgfältiger Prüfung vor allem Vertrauen inves-
tieren und in Personalentscheidungen, aber auch 
in wichtigen strategischen Fragen, die Aufsichts-
gremien so behandeln, wie in Aktiengesellschaf-
ten üblich. Die Vorsitzenden der Aufsichtsgre-
mien sind nicht automatisch die Vertreter der 
Politik oder des Ministeriums. Sie haben eine 
doppelte Verantwortung, nämlich das allgemei-
ne Interesse im Auge zu behalten und das Inte-
resse ihrer Forschungseinrichtung notfalls auch 
öffentlich zu vertreten. 

1. Empfehlung 
Manager statt Beamte in Aufsichtsgremien 

Mit dem Vorsitz in Aufsichtsgremien außeruniversitä-
rer Forschungseinrichtungen sollten, wie in der FhG 
bereits vollzogen, nicht hochrangige Beamte, sondern 
Manager(innen) aus der Wirtschaft oder der Wissen-
schaft betraut werden. Sie sollten ausreichende Ver-
handlungsspielräume erhalten, um die Besten für 
herausragende Positionen im Wissenschaftsmanage-
ment zu gewinnen und dabei auch mit ihrer Autori-
tät Vorschläge zur Dotierung und Ausstattung dieser 
Positionen machen können. Für sie wie für alle Mit-
glieder von Aufsichtsgremien sollten angemessene 
Aufwandsentschädigungen gezahlt werden. 

Wenn der Wettbewerb zwischen Universitäten 
oder mit Instituten der außeruniversitären For-
schung ernst genommen werden soll, muss sich 
dies auch in der Gewinnung geeigneter Persön-
lichkeiten an der Spitze einer Universität oder 
einer außeruniversitären Forschungseinrichtung 
niederschlagen. Sie tragen eine große Verant-
wortung für die Entwicklung ihrer Universität 
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oder ihres Forschungszentrums. Wer solche Füh-
rungsaufgaben ausfüllt, sollte daher auch ent-
sprechend bezahlt werden. 

2. Empfehlung 
Wissenschaftsmanager(innen) 

nach Leistung bezahlen 

Leistungsgerechte Bezahlung ist eine notwendige, 
wenn auch nicht hinreichende Bedingung, um die 
Besten gewinnen zu können. Es muss für Wissen-
schaftsmanager von Universitäten attraktiv sein, eine 
solche verantwortungsvolle Position zu übernehmen. 
Das gilt nicht nur für die Dotierung im engeren Sin-
ne, sondern auch für die Möglichkeit, einen hoch-
qualifizierten Leitungsstab aufzubauen und Verant-
wortung für schwierige Entscheidungen zu überneh-
men. Ähnliches gilt für das Management von außer-
universitären Forschungseinrichtungen. Dabei sind 
Zielvereinbarungen hilfreich, die in nachvollziehbarer 
Weise jährlich überprüft werden und einen variab-
len Teil des Einkommens bestimmen. 

Die dringend notwendige systematische Profes-
sionalisierung des deutschen Wissenschaftsma-
nagements erfordert spezifische Formen der 
Qualifizierung. Wissenschaftsmanagement kann 
man nicht auf Business Schools erlernen. Profes-
sionelles Wissenschaftsmanagement ergibt sich 
auch nicht quasi automatisch aus einer überra-
genden fachlichen Kompetenz, eine Erkenntnis, 
die sich in der Wirtschaft längst durchgesetzt 
hat. Hinzukommen müssen weitere Eigenschaf-
ten und Erfahrungen, die trainiert werden kön-
nen und trainiert werden sollten. Dabei spielt 
nicht zuletzt die Frage eine Rolle, wie im Wis-
senschaftsmanagement ein organisationsüber-
greifender Korpsgeist entwickelt werden kann. 

3. Empfehlung 
Führungsakademie für die 

deutsche Wissenschaft 

Die Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen 
sollten sich gemeinsam auf die Gründung einer Füh-
rungsakademie einigen, die vom BMBF finanziert 
wird, aber in weitgehender Autonomie und unter 
Berücksichtigung der Erkenntnisse, die in der Wirt-
schaft gesammelt wurden, zu handeln vermag, um 
potentiell erstklassigen Führungsnachwuchs für die 
Leitung von Wissenschaftsorganisationen und Hoch-
schulen auszuwählen und auszubilden. 

3.2 Wissenschaftsförderung als 
Innovationspolitik 

„Also not much use is being made of strate-
gies that would systematically promote com-
peting research approaches… While clearly 
inconsistent with the prescriptions of the 
economic theory of optimal control, this pat-
tern seems to correspond much better to the 
recommendations of participatory or group-
decision making in organizations.”  
Mayntz/Scharpf (Chances and Problems in the Po-
litical Guidance of Research Systems) 

Die Reform des Föderalismus steht auf der Ta-
gesordnung – im Bereich der Wissenschaft ein 
kompliziertes Thema, bei dem endlich auch Fach-
leute aus der Wissenschaft gehört werden soll-
ten und zwar nicht nur als Alibiveranstaltung. 
Die Föderalismusreform im Bereich Wissenschaft 
eignet sich nicht für ideologisch vorbestimmte 
Lösungen, sondern bedarf der Differenzierung, 
wenn Schaden vermieden werden soll. Dabei 
wird über Kooperation zwischen Bund und Län-
dern genau so nachgedacht werden müssen wie 
über eine Entflechtung von Verantwortungsbe-
reichen, welche dem Bund mehr Aufgaben zu-
weist. Beides ist notwendig. Vielleicht ist es so-
gar möglich, das Schweizer Modell der ETH Zü-
rich als denkbare Variante zu reflektieren. Aber 
es gibt ein Feld, in dem sich der Föderalismus 
nicht selbst im Weg ist und der Leistungswett-
bewerb dominiert, die Projektförderung von For-
schung durch den Bund. Die einschlägige For-
mulierung der Föderalismusreform ist hier be-
sonders irreführend. 

Gegenstand dieses Kapitels ist diese Form der 
Forschungsförderung durch den Bund, genauer 
die Rolle der Entscheidungsträger in der For-
schungsförderung. In der Projektförderung gibt 
es zum Glück den Ruf nach einer föderalen 
Lösung bisher nicht ernsthaft, auch wenn die 
Grundsatzvereinbarung zur Föderalismusreform 
in diesem Punkt zumindest missverständlich ist. 
Hier sind die Verantwortungsbereiche entfloch-
ten. Die Projektförderung der Forschung ist ganz 
überwiegend Sache des Bundes. 

Aber auch die Projektförderung der Länder ist 
deren Angelegenheit, in die der Bund nicht hi-
neinredet, obwohl natürlich die reichen Länder 



Betrachtungen und Empfehlungen 

39 

über sehr viel mehr Spielräume zu einer eigenen 
Projektförderung verfügen als die armen Länder. 
Zum Glück gibt es hier den Beihilfegedanken 
nicht, der sich auf europäische Ebene so negativ 
auswirkt und immer wieder Blockaden verur-
sacht. Hier geht es um einen bundesweiten Leis-
tungswettbewerb und nicht etwa um eine mög-
lichst gleichmäßige Verteilung von Mitteln in den 
einzelnen Bundesländern. Vor allem geht es hier 
auch nicht darum, den Ländern vorzuschreiben, 
was sie fördern dürfen und was nicht. Das soll-
te auch so bleiben. 

Die Struktur der Forschungsförderung des Bun-
des und die Rolle der Projektträger wird erstaun-
licherweise kaum wissenschaftlich untersucht 
und systematisch diskutiert, obwohl sie in der 
Förderung von Forschung in der Industrie wie 
in der Drittmittelforschung von Universitäten 
und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen eine ganz entscheidende Rolle spielt. Sie ist 
die flexibelste Form der Forschungsförderung 
und bringt Akteure zusammen, die sonst kaum 
gemeinsame Projekte durchführen würden. Wie 
wird diese Art der Forschungsförderung gema-
nagt? Was tun Projektträger, welche Projektträ-
ger sind besonders erfolgreich und warum? Und 
wie ist das Zusammenspiel zwischen den Ma-
nager(innen) in Ministerien und Projektträgern 
organisiert? 

Projektförderung 

Schon ein oberflächlicher Blick auf das bisher 
und wohl auch in Zukunft in der deutschen For-
schungsförderung dominierende Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung zeigt zwei Ar-
ten der Forschungsförderung, die sich deutlich 
unterscheiden und im Mitteleinsatz etwa die 
Waage halten: die institutionelle Förderung und 
die Projektförderung. Die institutionelle Förde-
rung wird in Kapitel 3.4 ausführlich behandelt. 
Die Projektförderung ist eine Milliardenaufga-
be, deren einzige gesetzliche Grundlage das jähr-
liche Haushaltsgesetz ist. Zwar hat es immer 
wieder Versuche gegeben, ein Forschungsförde-
rungsgesetz zu institutionalisieren, aber bisher 
ist das nicht gelungen und das ist auch sehr zu 
begrüßen. 

Grundlage der Projektförderung sind Program-
me, die in einem aufwändigen Prozess mit Sach-
verständigen (und Interessenten) formuliert wer-
den. Sind die Programme reif zur Verabschie-
dung durch den/die zuständige Minister(in), 
müssen sie noch eine Hürde nehmen, für deren 
Errichtung in den Siebziger Jahren in Brüssel ak-
tive Vertreter des Bundeswirtschaftsministeri-
ums durchaus mit gesorgt haben. Die Program-
me und im Extremfall sogar einzelne Projekte 
(z.B. FuE-Projektförderung im Schiffbau) müssen 
der EU-Kommission zur Genehmigung vorge-
legt werden, welche prüft, ob es sich womöglich 
um eine wettbewerbsverzerrende und damit un-
erlaubte Beihilfe handelt. Dazu fragt diese auch 
die Mitgliedsländer, gleich ob diese nun eine 
nennenswerte nationale Forschungsförderung be-
treiben und insofern kompetent sind oder nicht. 

Bei der Verabschiedung des entsprechenden Bei-
hilfeparagraphen hatten vermutlich nur Wenige 
verstanden, was für eine bürokratische Hürde 
damit geschaffen worden ist. Die führenden For-
schungsländer der EU haben nun die Beihilfere-
gelung wie einen Mühlstein am Hals und Macht, 
die einmal von Brüssel erworben worden ist, 
lässt sich bedauerlicherweise kaum wieder re-
nationalisieren. Dafür sorgen schon diejenigen 
Mitgliedsländer, die glauben, in einem solchen 
Fall zu kurz zu kommen. Warum Europa sich 
auf diese Weise selbst beschädigt hat, wäre eine 
Untersuchung wert. Es wäre dabei auch interes-
sant zu sehen, wie sich der für Forschung zu-
ständige Kommissar mit dem für die Beihilfe-
genehmigung verantwortlichen Kommissar von 
Zeit zu Zeit anlegt, um wenigstens die Prozedu-
ren zu beschleunigen. Denn ersterer weiß: Gutes 
Management hat immer mit richtigem Timing 
zu tun. Dem für Beihilfeprüfungen zuständigen 
Kommissar ist das in der Regel eher gleichgül-
tig, wie sich in der Praxis gezeigt hat. 

Ist ein Programm einmal verabschiedet, werden 
zur Umsetzung des Programms Ausschreibun-
gen formuliert. Dabei geht es um konkrete Ziel-
setzungen für Anträge, die auf Grund der Aus-
schreibung eingereicht und geprüft werden sol-
len. In der Regel handelt es sich bei den Anträ-
gen um Verbundprojekte, in denen mehrere Un-
ternehmen und Forschungseinrichtungen für ei-
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nige Jahre zusammenarbeiten. Ihnen wendet sich 
das Ministerium zu, falls sie die Hürde der Be-
gutachtung erfolgreich nehmen und deshalb hei-
ßen sie Zuwendungsempfänger. 

Im Sonderfall gibt es auch sogenannte indirekt 
spezifische Programme und der Begriff ist nur 
zu deuten, wenn man die Auseinandersetzungen 
der Siebziger Jahre rekapituliert, was hier nicht 
geschehen soll. Indirekt spezifische Programme 
wenden sich vorwiegend an kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU). Das erfolgreichste Vorbild 
war Anfang der Achtziger Jahre das Programm 
zur Anwendung der Mikroelektronik, welches 
vor allem den mittelständischen Investitionsgü-
terherstellern und -zulieferern einen enormen 
Innovationsschub gegeben hat. Es war auf drei 
Jahre befristet, funktionierte nach dem Wind-
hundverfahren (wer zu spät kam, fiel heraus) 
und arbeitete mit einem Minimum an bürokra-
tischem Aufwand. 

Welche Probleme und Chancen sind mit der 
Projektförderung verbunden? Die entscheiden-
de Chance der Projektförderung ist der Wett-
bewerb. Während in der institutionellen Förde-
rung Wettbewerbskräfte nur in engen Grenzen 
wirken können, dominiert in der Projektförde-
rung der Wettbewerb. Dort gibt es seit vielen 
Jahren keine freihändige Vergabe mehr, sieht 
man einmal von einigen wenigen Großprojekten 
ab, für die es nur einen Antragsteller geben kann. 

Eine weitere Chance ist die Kooperation zwi-
schen öffentlicher Forschung und privaten Un-
ternehmen, und zwar für beide Seiten. Aber na-
türlich gibt es dort, wo Chancen sind, auch Pro-
bleme. Kritiker der Projektförderung pflegen zu 
behaupten, schon die Auswahl der Förderthe-
men sei willkürlich: Woher sollten denn Beamte 
wissen, was zukunftsweisend in der Forschung 
ist und was nicht? Diese Kritiker haben in der 
Regel die aufwändigen Diskussionen um Priori-
täten der Forschungsförderung nicht vor Augen. 
Sie würden sie vermutlich wegen ihrer in der 
Regel begrenzten naturwissenschaftlich-techni-
schen Kenntnisse auch nicht ohne Weiteres nach-
vollziehen können. Ebenso wenig kennen sie die 
intensiven Diskussionen, die der Formulierung 
von Programmen vorausgehen. Deshalb meinen 

sie, dass tatsächlich Beamte des Ministeriums in 
einer Art Willkürakt sich Prioritäten und Pro-
gramme ausdenken. 

Das eigentliche Problem liegt aber ganz woan-
ders, nämlich im Beharrungsvermögen derjeni-
gen, die bereits Zuwendungsempfänger sind. Es 
ist nur natürlich, dass sie alles versuchen, um die 
Einstellung der einmal erlebten Förderung zu 
verhindern. Ein weiteres sehr reales Problem ist, 
wie schon erwähnt, der natürliche Widerspruch 
zwischen Unabhängigkeit und Expertise. Schon 
deshalb brauchen die Beamten ein gehöriges 
Maß an Urteilsvermögen, um trotz dieses Wider-
spruchs die Prioritäten immer wieder neu zu 
justieren. 

Eine Lösung für diese Probleme ist ein syste-
matisches Audit von Programmen. Hier wurden 
in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte 
gemacht, die öffentlich bisher allerdings kaum 
zur Kenntnis genommen worden sind. Grund-
sätzlich werden Programme nur dann fortge-
schrieben, wenn sie vorher ein Audit positiv 
durchlaufen haben, in dem Zielsetzungen und 
Ergebnisse der Förderung kritisch unter die Lu-
pe genommen werden. Das ist nicht immer ein-
fach und kostet natürlich kostbare Zeit. Aber es 
ist notwendig und inzwischen im Ministerium 
auch allgemein akzeptiert. Es ist nicht zuletzt 
ein Instrument der Leitung des Ministeriums, 
die Arbeit der Referate durch externen Sachver-
stand zu überprüfen. Möglicherweise ist dies 
neben Personal- und Haushaltsentscheidungen 
und der Genehmigung von Programmen und 
Ausschreibungen das wichtigste Instrument, um 
ein so komplexes und mit Sachverstand aufge-
ladenes Ministerium wie das bisherige und nun 
weiter abgemagerte BMBF einigermaßen unter 
Kontrolle zu halten und zu führen. 

Forschungsförderer 

Wie rekrutiert eigentlich das BMBF seine mäch-
tigen Forschungsmanager(innen), die jährlich 
über mehrere Milliarden € verfügen? Viele von 
ihnen kommen selbst aus der Forschung, weni-
ge aus der Wirtschaft, kaum einer wechselt zwi-
schen Ministerium und Unternehmen, was eine 
nützliche Erfahrung sein kann, die beispielswei-
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se in Frankreich die Regel ist. Bewerber für eine 
Tätigkeit im BMBF müssen sich einem durchaus 
schwierigen Auswahlprozess unterziehen und 
bleiben dann in der Regel ein Arbeitsleben lang 
im Ministerium. 

Der Vergleich mit dem legendären japanischen 
MITI (heute METI genannt) zeigt allerdings deut-
liche Unterschiede auf. Während im METI vor 
allem Juristen mit Korpsgeist, in der Regel Ab-
solventen der Eliteuniversität in Tokio, und, wie 
manchmal behauptet, aus Samuraifamilien stam-
mend, tätig sind, und diese ständig von einem 
Verantwortungsbereich zu einem anderen wech-
seln, gilt für das BMBF in allen Punkten das Ge-
genteil. Im Fördergeschäft dieses Ministeriums, 
und das ist in anderen Ressorts der Bundesre-
gierung völlig anders, überwiegen naturwissen-
schaftlich-technisch vorgebildete Beamte. Sie 
bleiben auch oft viele Jahre im gleichen Verant-
wortungsbereich. Das hat den Vorteil, dass sie 
meist sehr genau wissen, wovon sie reden. Es 
birgt natürlich auch die Gefahr der Klüngelbil-
dung mit ausgewählten Wissenschaftler(innen) 
und Zuwendungsempfängern aus der Wirt-
schaft. 

Bemerkenswert ist die stark dezentrale Organi-
sation der Verantwortung, die allerdings schon 
von der Komplexität des Gegenstands der For-
schungsförderung erzwungen wird. Die Refe-
ratsleiter(innen) sind mächtig, wissen ihr För-
derfeld zu verteidigen, haben im Ministerium 
praktisch ein Monopol bei den Außenkontakten 
und entscheiden letztlich über die Qualität der 
Förderung. Aber sie entscheiden über diese Qua-
lität im Grunde durch die Auswahl der Gutach-
ter und Berater. Um die Gefahr der Klüngelbil-
dung zu bannen, ist es notwendig, nicht so sehr 
die Zahl der Gutachter, wie von Zeit zu Zeit vom 
Deutschen Bundestag gefordert, aber ihren Be-
stand zu variieren. 

Das Management der Förderprogramme ist je-
doch nicht allein Sache der Referate im BMBF. 
Zum Bild gehören etwa 800 Mitarbeiter(innen) 
in den verschiedenen Projektträgern, die im Auf-
trag des BMBF (und anderer Ministerien von 
Bund und Ländern) tätig sind. Diese Arbeitstei-
lung, bei der das Ministerium sich mehr und 

mehr auf das strategische Geschäft zurückzog 
und das operative Geschäft der Förderung an 
Projektträger abgab, entstand in den Siebziger 
Jahren. Ursprünglich war der Anlass höchst tri-
vial. Die Aufgaben des damaligen BMFT nah-
men rapide zu, ihr Personal nicht. Also wurden 
in den unterschiedlichsten Organisationen, von 
Großforschungseinrichtungen bis zum VDI, Pro-
jektträger eingerichtet, für die bis zu 5 % der For-
schungsmittel aufgewendet werden durften. Sie 
sollten die Förderung managen und kontrollie-
ren. Ob das am Ende wirtschaftlicher war als ei-
ne Personalausweitung im Ministerium selbst, 
ist offen. Aber Stellen sind nun einmal ein heili-
ges Gut der öffentlichen Finanzpolitik und ihre 
Einsparung ein Erfolgsnachweis. Die Rekrutie-
rung des Personals der Projektträger ist Sache 
der Trägerorganisation, die Beauftragung Sache 
der Förderreferate im Ministerium. Auf den Stel-
lenplan der Projektträger hat das Finanzministe-
rium keinen Einfluss, was man durchaus als Vor-
teil begreifen kann. 

Das Selbstverständnis der Projektträger hat im-
mer wieder darunter gelitten, dass die tatsächli-
che Macht über die Fördermittel im Ministerium 
verblieb. Und dieses Selbstverständnis hat sich 
andererseits daran hochgearbeitet, dass im Lau-
fe der Zeit ihr enger Kontakt zu Zuwendungs-
empfängern und ihren Problemen ihnen einen 
Informationsvorsprung verschaffte. Deshalb gibt 
es auch ein natürliches Spannungsverhältnis 
zwischen Projektträgern und dem Ministerium. 
Aber die Trennung ist nicht komplett. Zwischen 
beiden etwa gleich großen Organisationen gibt 
es immer wieder einen Personalaustausch. Ge-
gen ein höheres Gehalt übernehmen Referats-
leiter(innen) Leitungsfunktionen bei Projektträ-
gern. Im Rahmen der Personalausleihe werden 
Mitarbeiter(innen) von Projektträgern in das Mi-
nisterium abgeordnet, in der Regel mit der be-
gründeten Hoffnung, später ganz übernommen 
zu werden. Es ist sogar schon einmal vorgekom-
men, dass der Leiter eines großen Projektträgers 
als Abteilungsleiter in das Ministerium berufen 
wurde. 

Aus heutiger Sicht war die Bildung von Projekt-
trägern am Ende die einzige Lösung, um Förder-
programme des BMBF (und anderer Ministerien) 
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sachgerecht managen zu können, obwohl es lan-
ge Zeit bei einigen Referaten den Versuch gab, 
die Beauftragung von Projektträgern zu vermei-
den. Zwei Schwächen des Modells dürfen gleich-
wohl nicht übersehen werden. 

Das erste Problem hat mit dem Ansehen im 
Dualismus Projektträger und Ministerium und 
mit der Bezahlung von Mitarbeiter(innen) von 
Projektträgern zu tun. Erstklassige Mitarbei-
ter(innen) von Projektträgern müssen entweder 
von ihrer Aufgabe so überzeugt sein, dass sie 
dafür auch Konsumverzicht in Kauf nehmen. 
Das tun erstaunlich viele, obwohl es bei den Bes-
ten an Angeboten aus der Wirtschaft nicht fehlt, 
die gelegentlich auch angenommen werden. 
Sehr zu Unrecht wird ihnen manchmal unter-
stellt, dass es für eine wissenschaftliche Karrie-
re nicht gereicht habe und sie deshalb bei einem 
Projektträger Unterschlupf gesucht hätten. 

Forschungsförderung ist ein anspruchsvolles 
Geschäft und eine eigenständige Karriere der 
darin Tätigen sollte nicht gering geschätzt wer-
den. Wer mit soviel Geld umgeht, sollte in seinem 
Fördergebiet hervorragend ausgewiesen sein, um 
mit Gutachtern professionell verhandeln zu kön-
nen, und er braucht auch ein hohes Verantwor-
tungsbewusstsein, um eventuellen Verlockungen 
von Zuwendungsempfängern zu widerstehen. 

Eine zweite Schwäche ist angesichts der Verän-
derungen in der Projektförderung noch gravie-
render und erzwingt ein gründliches Umdenken 
der Struktur von Projektträgern. Mehr und mehr 
erfordert eine intelligente Förderung Querbezie-
hungen zwischen den Programmen. Biologie und 
Nanotechnologie sind in der Realität bei zukunfts-
weisenden Projekten oft nicht zu unterscheiden. 

In den letzten Jahren ist im BMBF daher eine 
neue Sichtweise entstanden, die sich in soge-
nannten Leitprojekten niederschlägt. Leitpro-
jekte haben eine klare Zielsetzung, aber was 
noch wichtiger ist, sie sind ihrer Natur nach pro-
grammübergreifend. Damit sind sie auch refe-
ratsübergreifend, oft sogar abteilungsübergrei-
fend. Gerade wegen der dezentralen Entschei-
dungsmechanismen im BMBF stellen sie damit 
die Akteure vor ganz erhebliche Probleme. Denn 
am Ende geht es nicht zuletzt darum, wer aus 

welchem Haushaltstitel was finanziert und da-
mit seinen Einflussbereich erweitert. Es ist eine 
der erstaunlichsten Erscheinungen der letzten 
Jahre, dass die Referatsleiter(innen) im BMBF die 
damit verbundene Herausforderung angenom-
men haben und inzwischen in zahlreichen Leit-
projekten eng zusammenarbeiten. Eine neue Ko-
operationskultur ist entstanden, die das Ministe-
rium in Zukunft immer stärker prägen wird. 

Was bedeutet das aber für die Projektträger, die 
diese Projekte managen müssen? Für diese ist 
es schon deshalb schwierig, weil sie sowohl von 
der Trägerschaft her als auch vom Ort, an dem 
sie agieren, im Gegensatz zum Ministerium er-
hebliche Distanzen überwinden müssen. Wenn 
es stimmt, und dafür spricht einiges, dass pro-
grammübergreifende Leitprojekte die Forschungs-
förderung in den nächsten Jahren sehr viel stär-
ker prägen werden, müssen daraus auch Schluss-
folgerungen für die Organisation des Projektträ-
gerwesens gezogen werden. 

Ein weiteres Feld ist die zunehmende internatio-
nale Zusammenarbeit. Auch hier arbeiten die 
Projektträger und das Ministerium eng zusam-
men. Das gilt nicht nur für grenzüberschreitende 
Forschungsprojekte, ob bilateral, etwa zwischen 
Frankreich und Deutschland, oder multilateral 
im Rahmen der EUREKA-Initiative. Es gilt ganz 
besonders für die Aufgabe, deutsche Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen im Rahmen 
der Förderung durch die EU-Rahmenprogram-
me angemessen zu platzieren. Hier können wir 
in Deutschland zum Beispiel von Großbritanni-
en noch sehr viel lernen. 

Welche Rolle spielt die Europäische Union in 
der Forschungsförderung, in die Deutschland 
jedenfalls deutlich mehr einzahlt als zurücker-
hält? Das ist nicht Thema dieser Untersuchung. 
Es wäre eine eigene Untersuchung wert, in der 
zum Beispiel der Verlauf der Debatte über den 
European Research Council ein interessanter 
Gegenstand wäre. 

Aber die Tatsache, dass die EU-Forschungsför-
derung in Europa nur einen kleinen Teil der ge-
samten öffentlichen Forschungsförderung in 
Europa ausmacht, der deutlich unter 10 % liegt, 
muss bedacht werden. Sie zeigt, dass der euro-
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päische Forschungsraum vor allem von den na-
tionalen Förderprogrammen aufgespannt und 
verwirklicht wird. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die Projektförderung des BMBF hat ihren Auf-
schwung in den Siebziger Jahren genommen, als 
es sowohl um die Modernisierung der deutschen 
Volkswirtschaft ging als auch um die Lösung 
gesellschaftlicher Probleme, etwa im Gesund-
heitswesen oder in den Verkehrstechnologien. 
Sie hat aber auch immer eine große Bedeutung 
für die Grundlagenforschung gehabt. Gleichwohl 
kann mit Fug und Recht die These vertreten 
werden, dass im Grunde das BMBF ganz über-
wiegend keine unabhängigen Ressortziele ver-
folgt, sondern die Ziele des Ministeriums sich 
in anderen Fachressorts spiegeln müssen, ob im 
Bereich Wirtschaft, Verkehr, Umwelt oder Ge-
sundheit. Das ist ein Hinweis darauf, dass For-
schungsförderung in enger Wechselwirkung mit 
anderen Politikfeldern steht und das BMBF sich 
schon deshalb als ein Querschnittsministerium 
begreifen muss. 

In einer Zeit, in der es vor allem um die Erneue-
rung der Innovationskräfte in Deutschland geht, 
ist es notwendig, auch über alternative Modelle, 
wie dies zu realisieren ist, nachzudenken. Das 
umso mehr, als es eine enge Wechselwirkung 
zwischen rechtlichen Rahmenbedingungen und 
Innovationen gibt. Erst eine zukunftsorientierte 
Umweltpolitik macht oft die Förderung neuer 
Lösungen praxistauglich, wie zum Beispiel die 
Energieforschung ganz plastisch vor Augen 
führt. Deren wichtigster Teil ist die Energieein-
sparung. Innovationen, die zu einem sparsame-
ren Einsatz von Energie führen sollen, entstehen 
nur dann, wenn auch die Rahmenbedingungen 
stimmen. 

Andererseits ist die freie Grundlagenforschung, 
die zunächst keinem anderen konkreten Ziel un-
terworfen ist als dem, neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse zu gewinnen, gleichwohl ein wichti-
ger Beitrag zur Stärkung der Innovationskräfte. 
In den nächsten Jahren wird beispielsweise die 
Quantenmechanik entscheidend dazu beitragen, 

die Informations- und Kommunikationstechnik 
weiter voranzubringen. 

Schon deshalb war die Abspaltung eines Teils 
der Technologieförderung vom BMBF im Jahr 
1998 ein gravierender Fehler. Dagegen wäre es 
durchaus ein interessantes Modell, wirtschafts-
politische Verantwortung und wissenschaftspo-
litische Zuständigkeit in einem der Innovation 
verpflichteten Ministerium zusammenzuführen. 
Allerdings macht das nur Sinn, wenn der Drei-
klang aus Technologiepolitik, institutioneller For-
schungsförderung und Hochschulpolitik erhal-
ten bleibt und ein neues Bundesministerium für 
Wirtschaft und Innovation sich wirklich der In-
novation verpflichtet fühlt. Insofern ist die in 
Schleswig-Holstein gewählte Lösung ein interes-
santes Modell. Dagegen ist ein abgemagertes 
Ministerium für Bildung, Hochschulen, DFG und 
Grundlagenforschung bei Abspaltung wichtiger 
Aufgaben die schlechteste aller möglichen Lö-
sungen, die niemand wirklich wollen kann. Es 
ist ein Rückfall in alte Zeiten, als Innovationsför-
derung noch durchaus umstritten war, ein Rück-
fall, der eigentlich längst überwunden schien. 

4. Empfehlung 
Innovationsministerium für Deutschland 

Kern eines Innovationsministeriums ist die Zusam-
menfassung aller Programme des Bundes zur Förde-
rung von Forschung und Technologie, die Zusam-
menführung aller öffentlichen Forschungseinrichtun-
gen des Bundes und ihre Verknüpfung mit den Hoch-
schulen. Ein solches Ministerium sollte auch die Rah-
menbedingungen für Innovationen gestalten kön-
nen und deshalb u.a. für Normungen, Patentwesen 
und Unternehmensgründungen die Zuständigkeiten 
bündeln. Ein Ministerium für Bildung, Forschung und 
Innovation hätte innerhalb der Bundesregierung das 
Gewicht eines wirklichen Zukunftsministeriums und 
wäre eines Vizekanzlers würdig, der etwas von Wirt-
schaft versteht und den Willen zur Erneuerung in 
Deutschland verkörpert. Es müsste sich als Quer-
schnittsminister verstehen und durch einen Kabinetts-
ausschuss unterstützt werden. 

Wenn es zutrifft, und dafür spricht sehr viel, dass 
in Zukunft eine Matrixstruktur der Innovations-
förderung realisiert werden muss, in der For-
schungsprogramme und quer zu den Program-
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men liegende Leitprojekte zu einem Ganzen zu-
sammengeführt werden müssen, so erfordert 
das nicht nur im Ministerium selbst, sondern 
auch bei den Projektträgern ein sehr viel höhe-
res Maß an Kooperation als bisher. Dann macht 
es keinen Sinn, die verschiedenen Projektträger 
über viele Institutionen und Orte zu verteilen. 
An ihre Stelle sollte eine neue Förderorganisa-
tion für die angewandte Forschung treten, die 
sich allerdings nicht am Muster der DFG, son-
dern eher an der Organisation der Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit GTZ orientie-
ren sollte, die eng mit dem BMZ zusammenar-
beitet. 

5. Empfehlung 
Gründung einer Gesellschaft 

für Forschung und Innovation 

Die Projektträger des BMBF sollten in einer privat-
rechtlich organisierten Gesellschaft für Forschung 
und Innovation GFI am Standort Bonn zusammen-
gefasst werden. Die Konstruktion der GTZ ist dafür 
ein gutes Modell. Die GFI sollte sich aus Aufträgen 
der Referate des BMBF und auch aus Aufträgen ande-
rer Bundesministerien finanzieren und das Manage-
ment von Programmen und Projektbewilligungen über-
nehmen. Die noch in Ministerien angesiedelten ope-
rativen Funktionen sollten weitgehend auf diese Ge-
sellschaft übertragen werden, um die Ministerien 
weiter zu verschlanken und auf Kernaufgaben zu 
konzentrieren. Die GFI könnte, wie heute bei einigen 
Projektträgern bereits üblich, auch für die Umsetzung 
von Programmen der Bundesländer ihre Dienstleis-
tungen anbieten. Eine an der Leistung orientierte 
Vergütung der Mitarbeiter(innen) würde die Attrak-
tivität und Qualität der GFI erheblich fördern. 

Das Wissenschaftsmanagement im Ministerium 
und bei den Projektträgern ist eine anspruchs-
volle Aufgabe, die eine ständige Weiterbildung 
erfordert. Dabei spielt nicht nur der schnelle na-
turwissenschaftlich-technische Fortschritt eine 
Rolle, sondern genauso Fragen der wirtschaftli-
chen Umsetzung, der sozialen Kompetenz, der 
internationalen Orientierung oder der Rahmen-
bedingungen für Innovationen. Zur Zeit gibt es 
keine adäquate Fortbildung in diesem wichtigen 
Bereich, sondern eher ein erratisches Angebot, 
welches keine systematische Personalentwick-
lung unterstützt. 

6. Empfehlung 
Weiterbildung der Forschungsförderer 

in einer Führungsakademie 

Die in Empfehlung 3 vorgeschlagene Führungsaka-
demie für die deutsche Wissenschaft sollte zugleich 
genutzt werden, um für die Forschungsförderer in 
den Ministerien wie in der Gesellschaft für Forschung 
und Innovation Weiterbildungsangebote zu entwi-
ckeln und zu organisieren, welche im Sinne einer sys-
tematischen Personalentwicklung dazu beitragen, 
das Wissenschaftsmanagement im Förderbereich wei-
ter voranzubringen und den Führungsnachwuchs auf 
neue Funktionen und Verantwortungsbereiche vor-
zubereiten. 

3.3 Wissen in Geld verwandeln 

Am Dienstag, den 11. Mai 1998, um 8.20 Uhr, 
wurden die Aktien der IDS Scheer AG zum 
ersten Mal am Neuen Markt in Frankfurt börs-
lich notiert. An diesem Tag hatte sich mein 
„American Dream“ verwirklicht. Wie Vorbil-
der im Silicon Valley hatte ich aus einem For-
schungsinstitut, meinem Institut für Wirt-
schaftsinformatik der Universität Saarbrücken, 
ein Unternehmen ausgegründet, es interna-
tional erfolgreich gemacht und an die Börse 
gebracht.  
(August Wilhelm Scheer, Unternehmen gründen 
ist nicht schwer …, Springerverlag 2000) 

Im Jahr 2000 war Deutschland in Europa noch 
das mit Abstand erfolgreichste Land für High-
Tech-Start-Ups. Privates Kapital floss in großem 
Umfang in solche Unternehmen, der Neue Markt 
an der Frankfurter Börse war noch nicht zusam-
mengebrochen. Bis heute verdankt Deutschland 
sein großes Potential in der Biotechnologie nicht 
etwa den großen Konzernen, sondern Neugrün-
dungen, vor allem aus der Grundlagenforschung, 
wie sie beispielsweise im Max-Planck-Institut in 
Martinsried vorbildlich betrieben wird. In der 
Zwischenzeit findet diese Form der Erneuerung 
unserer Wirtschaft aus der Forschung heraus 
nicht mehr statt, während in Großbritannien und 
Frankreich der Zusammenbruch des Internethype 
bereits überwunden zu sein scheint. Ein wichti-
ger Teil der Innovationskette in Deutschland ist 
unterbrochen. Wir pflanzen die jungen Bäume 
nicht mehr, deren Früchte wir in Zukunft ernten 
wollen. 
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Das dritte Unterkapitel handelt davon, welche 
Managementfähigkeiten im Wissenschaftsbetrieb 
gefordert oder zu entwickeln sind, damit Aus-
gründungen aus der Forschung den schwierigen 
Transformationsprozess aus der Wissenschaft in 
die Wirtschaft bewältigen. Warum war gerade 
das Max-Planck-Institut in Martinsried bei Un-
ternehmensgründungen so erfolgreich, obwohl 
dort ganz überwiegend Grundlagenforschung 
betrieben wird? Dieser Abschnitt behandelt aber 
zugleich auch die Rahmenbedingungen, die er-
forderlich sind, damit privates Kapital in Kom-
bination mit öffentlicher Förderung Unterneh-
mensgründungen unterstützt und ihr Wachstum 
begleitet. 

Zunächst ist die Frage berechtigt, warum unter 
der Überschrift „Wissen in Geld verwandeln“ 
nur das Thema Ausgründungen aus der For-
schung behandelt wird. Tatsächlich ist der Tech-
nologietransfer aus der Forschung in bestehen-
de Unternehmen mittelfristig sehr viel bedeu-
tender. Aber ein Blick über den großen Teich 
zeigt, dass es die High-Tech-Start-Ups sind, die 
heute als Weltunternehmen die wirtschaftliche 
Stärke der USA begründen. Während unter den 
zehn amerikanischen Firmen mit der höchsten 
Marktkapitalisierung an der Börse sechs nach 
1968 gegründet wurden, ist in Europa erst auf 
Platz 73 ein neues Unternehmen dieser Katego-
rie zu finden (SAP). Mit Venture Capital finan-
zierte Unternehmen, die häufig als Ausgrün-
dungen aus der Forschung anfangen, erzielen, 
bezogen auf ihr Eigenkapital doppelt so hohe 
Exporterlöse, geben dreimal so viel für Forschung 
und Entwicklung aus und bezahlen dreimal so-
viel Steuern wie andere US-Unternehmen. Weil 
diese Tatsachen in Deutschland gegenwärtig so 
wenig zur Kenntnis genommen werden, ist die-
ses Kapitel auf das Thema Ausgründungen aus 
der Forschung konzentriert. 

Diese Form der Erneuerung der Wirtschaft ist in 
Deutschland zum Erliegen gekommen und das 
können wir uns nicht länger leisten. Wir kön-
nen es uns schon deshalb nicht leisten, weil der 
dringend notwendige Wirtschaftsaufschwung in 
den Neuen Ländern stagniert und diese Stagna-
tion nicht nur die deutschen Finanzen ruiniert, 
sondern zugleich einen ganz erheblichen Teil der 

dortigen Bevölkerung dauerhaft vom Wirtschafts-
leben ausschließt, unabhängig von ihrer Qualifi-
kation. Ansiedlungen allein werden das Problem 
nicht lösen. 

Freilich darf der Erfolg dieser Form der Innova-
tionspolitik nicht kurzatmig gemessen werden. 
Bevor ein junges Unternehmen eine Schlüssel-
rolle im Weltmarkt spielen kann, wie Intel in der 
Halbleitertechnik (letztlich über den Umweg 
Fairchild, einer Ausgründung aus der Forschung 
in den Bell Laboratories), vergehen durchaus 
Jahrzehnte. Aber ohne Intel wäre ein wichtiger 
Teil der amerikanischen Exportindustrie gar nicht 
denkbar. Warum nehmen wir diese Chancen in 
Deutschland nicht mehr wahr? Eine Begründung 
geht von einer anderen Einstellung von Wissen-
schaftlern in den USA aus. Aber das hat sich 
längst als Legende erwiesen. 

Die Legende von der Risikoscheu 
deutscher Wissenschaftler 

Es trifft zu, dass vor einigen Jahrzehnten Wis-
senschaftler, die in der MPG tätig waren, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen nicht im Traum 
daran gedacht hätten, ein eigenes Unternehmen 
zu gründen oder ihr Wissen in der Wirtschaft zu 
vermarkten. Inzwischen ist in Deutschland eine 
neue Generation herangewachsen, die hervor-
ragende Forschung betreibt und sich nicht ge-
niert, daraus auch wirtschaftliche Vorteile zu 
ziehen, wenn es möglich erscheint. 

Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für ex-
traterrestrische Forschung haben erkannt, dass 
die statistischen Methoden, mit denen das Phä-
nomen der Schwarzen Materie beschrieben wird, 
auch ganz handfeste Anwendungen in der Wirt-
schaft finden können. In der Biotechnologie hat-
te die MPG zeitweilig auf dem Höhepunkt des 
Neuen Marktes das Problem, mit den horrenden 
Börsengewinnen der von ihr ausgegründeten 
Unternehmen, an denen sie beteiligt war, um-
zugehen. Die wachsende Begeisterung für selb-
ständiges Unternehmertum und das steigende 
Misstrauen gegenüber großen bürokratischen 
Strukturen, wie sie sich auch in Konzernen und 
Forschungsorganisationen finden, ist das eigent-
liche Geheimnis des deutschen Erfolgs in der 
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Biotechnologie. Ihr Risiko ist der Zusammen-
bruch der Wachstumsfinanzierung durch das 
Scheitern des Neuen Marktes. 

Eine Umfrage im Rahmen des BMBF-Programms 
EXIT, mit dem Ausgründungen aus Universitä-
ten unterstützt werden, hat für zwei Technische 
Universitäten in Baden-Württemberg ergeben, 
dass mehr als ein Viertel ihrer Studierenden sich 
beruflich am liebsten selbständig machen wür-
den. Eine ähnliche Umfrage hat allerdings an 
der TU Dresden eine sehr viel geringere Bereit-
schaft ergeben, das Risiko der Selbständigkeit 
einzugehen. Durch das Vorbild erfolgreicher 
Ausgründungen würde sich aber auch dort die 
Einstellung sehr schnell verändern. 

Interessant wäre beispielsweise, wenn ein er-
folgreiches Netzwerk wie das Munich Network, 
welches im Raum München Technologie-Wachs-
tumsunternehmen unterstützt und dabei viel Er-
fahrung gesammelt hat, auch für die Technolo-
gieregion Dresden die Patenschaft übernimmt. 
Gespräche in dieser Richtung sind bereits im 
Gang. Das Munich Network bietet seit 1996 mit 
beachtlichem Erfolg aktive Unterstützung für 
Gründung und Wachstum von Technologie-Un-
ternehmen. Zu seinen Programmen gehören der 
Münchener Business Plan Wettbewerb, die Mu-
nich Entrepreneur Academy und das Munich 
Business Angel Network. 

Längst ist es in Deutschland nichts mehr so wie 
vor vierzig Jahren, als Hochschulabsolventen, 
die in die Wirtschaft strebten, vor allem die For-
schungslabors der Großindustrie ansteuerten. 
Inzwischen ist eine ganze Generation von jun-
gen Unternehmern und Unternehmerinnen he-
rangewachsen, die sich auch von vorüberge-
henden Schwierigkeiten nicht abschrecken las-
sen. Und nur die ältere und saturierte Genera-
tion beklagt gelegentlich in fast peinlicher Wei-
se die Risikoscheu der jungen Leute. 

Die Frage ist also nicht: Wie können Wissen-
schaftler(innen) motiviert werden, Unternehmen 
zu gründen? Zu fragen ist vielmehr, wie können 
sie befähigt werden, die Risiken und Chancen 
einer Gründung professionell abzuschätzen und 
in den Griff zu bekommen. Die weitere Frage 
ist dann, welche Möglichkeiten der Start- und 

Wachstumsfinanzierung die öffentliche Hand 
und, noch wichtiger, der Kapitalmarkt bieten. 

Die Verantwortung des Wissenschafts-
managements 

Das deutsche Wissenschaftsmanagement sollte 
sich entschließen, Ausgründungen konsequent 
zu unterstützen, denn wir brauchen eine neue 
Gründerzeit. Deshalb müssen zunächst einmal 
Interessenkonflikte zwischen Drittmittelforschung 
und Ausgründungen, wie sie in der FhG und an 
vielen Drittmittel einwerbenden Hochschulinsti-
tuten immer noch bestehen, aufgelöst werden. 
Darüber wird an anderer Stelle noch zu sprechen 
sein. Ausgründungen aus der Forschung müs-
sen sich für alle daran Beteiligten auszahlen. 
Ein Beispiel dafür: Die Forschungsorganisatio-
nen sollten sich im Rahmen einer klaren Rege-
lung in begrenztem Umfang am Kapital von 
Start-Ups beteiligen können. Mögliche Erträge 
aus solchen Beteiligungen sollten ihnen in vollem 
Umfang für weitere Beteiligungen oder eigene 
Forschungszwecke zufließen. 

Hochschulen sollten durch praxisorientierte Stif-
tungsprofessuren interessierten Studierenden 
das Rüstzeug für erfolgreiche Unternehmens-
gründungen vermitteln. Im Grunde kann man 
nur aus der Praxis lernen, woran Neugründun-
gen oft scheitern und wann Businesspläne sich 
als hohl erweisen. Deshalb sollten solche Stif-
tungsprofessuren beispielsweise mit erfahrenen 
Venture Capital-Managern besetzt werden. 

In der außeruniversitären Forschung sollten, wie 
in der FhG und der MPG ansatzweise bereits er-
folgt, eigene Organisationseinheiten sich um po-
tentielle Gründer kümmern und den Instituts-
leiter(inne)n helfen, wenn es um konkrete Über-
gangslösungen geht. Dabei können auch Koope-
rationen mit Venture Capital-Gesellschaften hilf-
reich sein, solange das nicht zu monopolartigen 
Strukturen führt, wie derzeit in der FhG zu be-
fürchten. 

Die Gründer(innen) selbst sollten die Möglich-
keit erhalten, (wie in einem Inkubator) in einer 
Übergangszeit sich auf die eigentliche Gründung 
soweit vorzubereiten, bis ein plausibler Business-
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plan und ein Finanzierungskonzept steht. Wenn 
sie danach aus ihrem Vertragsverhältnis aus-
scheiden, sollten sie für drei Jahre ein Rückkehr-
recht erhalten, bevor ihr Vertragsverhältnis end-
gültig gelöst wird. Sie sollten ferner für mehre-
re Jahre gegen einen Deckungsbeitrag auf die 
technische Ausstattung ihres Mutterinstituts zu-
rückgreifen können. Das vorhandene Know-how 
einschließlich möglicher Patente sollte den Grün-
der(inne)n zunächst unentgeltlich zur Verfügung 
stehen, vertraglich geregelte Lizenzverpflichtun-
gen sollten erst nach Erreichen der Wirtschaftlich-
keitsschwelle des Unternehmens Geltung erlan-
gen. 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
Gründung und schnelles Wachstum von Tech-
nologie-Unternehmen aus der Forschung heraus 
stimmen in Deutschland derzeit nicht. Der noch 
zu niedrig dotierte High-Tech-Gründerfonds des 
Bundeswirtschaftsministeriums ist nur ein erster 
Schritt, um in die Seed-Finanzierung von High-
Tech-Start-Ups wieder Bewegung hineinzubrin-
gen. Leverage privater VC-Fonds durch öffent-
liche Banken, wie zur Zeit angeboten, können 
ebenfalls zur Wiederbelebung der Szene beitra-
gen, aber sie reichen nicht aus. 

Der Staat schafft das eben nicht allein durch För-
dermaßnahmen. Ein wirklicher Durchbruch wird 
erst dann stattfinden, wenn zwei Bedingungen 
für den Zufluss privaten Kapitals in junge Tech-
nologie-Unternehmen erfüllt werden. 

Zum einen müssen die ideologischen Vorbehalte 
gegenüber einer spezifischen steuerlichen För-
derung der Gründerszene und ihrer Finanzierer 
endlich aufgegeben werden. Der französische 
„Plan Innovation“ könnte hier als Orientierung 
dienen. Konkret heißt das für Deutschland: Ver-
lustvorträge für solche Unternehmen voll erhal-
ten, Stock Options steuerlich begünstigen, um 
erstklassige Manager(innen) zu gewinnen, An-
leger in VC-Fonds, welche sich auf die Seed- und 
Early Stage-Finanzierung junger Technologie-
Unternehmen spezialisieren, steuerlich begünsti-
gen und im übrigen bundesweit Rechtssicherheit 
in der VC-Szene schaffen. Ein typisch deutsches 

Beispiel eines nicht funktionierenden Föderalis-
mus war die lange Zeit bestehende und von Bun-
desland zu Bundesland differierende Bewertung 
von VC-Fonds im Hinblick darauf, ob sie als ver-
mögensverwaltend und damit steuerlich trans-
parent oder als gewerblich einzustufen seien. 

Den zu Recht auf Steuereinnahmen hoffenden 
Finanzministern in Deutschland sollte deutlich 
sein: Wenn die steuerlichen Rahmenbedingun-
gen für junge Unternehmen nicht stimmen, gibt 
es viele dieser potentiellen Unternehmen gar 
nicht erst. Und Unternehmen, die es nicht gibt, 
leisten naturgemäß keinen Beitrag zu den Steuer-
einnahmen. Würde dagegen ihre Gründung und 
ihr Wachstum steuerlich begünstigt, dann zah-
len sie schon im Wachstumsprozess auf vielfäl-
tige Weise Steuern und mutieren in reiferem Al-
ter schließlich zu wichtigen Steuerquellen. Des-
halb sind ideologische Vorbehalte gegenüber 
steuerlichen Fördermaßnahmen an dieser Stel-
le wenig sinnvoll, denn sie schaden im Grunde 
nachhaltig der Fähigkeit zur Erneuerung des 
deutschen Unternehmensbestands und führen 
schon deshalb dazu, künftig mögliche Steuer-
einnahmen zu reduzieren. Diese Erkenntnis 
sollte sich vor allem im Finanzministerium he-
rumsprechen und Vorbehalte gegenüber steuer-
lichen Sonderregelungen, jedenfalls in diesem 
speziellen Fall, beseitigen. 

Zum zweiten brauchen wir wieder die Möglich-
keit eines erfolgreichen Börsengangs für junge 
Unternehmen, die eine gewisse Reife erlangt ha-
ben. Das ist aus zwei Gründen wichtig. Zum ei-
nen versorgt ein Börsengang solche Unterneh-
men mit dem Wachstumskapital, welches sie 
brauchen, um schnell in internationale Größen-
ordnungen zu wachsen. Denn nur dann haben 
sie langfristig überhaupt eine Überlebenschan-
ce. Zum anderen ermöglicht es denjenigen, die 
Beteiligungskapital bereitgestellt haben, dieses im 
Erfolgsfall mit Gewinn zu veräußern und sich 
dadurch zu refinanzieren. Dabei sollte aus dem 
Zusammenbruch des Neuen Marktes die Lehre 
gezogen werden, dass erst durch eine geeignete 
Kontrolle und Transparenz von Börsengängen 
junger Unternehmen die nachhaltige Bereitschaft 
der Anleger entsteht, in dieses Segment erhebli-
che Mittel zu investieren. 
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In diesem Zusammenhang wäre auch noch ein-
mal darüber nachzudenken, ob es in den Neuen 
Ländern spezifische Bedingungen für die Aus-
gründung von Technologieunternehmen aus der 
Forschung geben sollte. Warum sollte das vor 
Kurzem eingestellte Programm FUTOUR nicht 
wiederbelebt werden, mit dem Gründer(innen) 
ihren FuE-Vorlauf mitfinanziert bekamen. Wa-
rum sollten nicht noch weitergehende steuerli-
che Sonderregelungen in den Neuen Ländern 
geschaffen werden, welche die Gründung und 
Wachstumsfinanzierung von Ausgründungen 
aus der Forschung begünstigen? Im Grunde geht 
es gerade in den Neuen Ländern um eine neue 
Gründerzeit, um eine Stimmung, die übergreift, 
denn die scheinbar triviale Aussage gilt auch 
hier: Nichts ist so erfolgreich wie der Erfolg. 
Wenn eine einzige Unternehmensansiedlung in 
den Neuen Ländern zwei- bis dreistellige Millio-
nenbeträge staatlicher Förderung verschlingt, 
muss noch einmal neu darüber nachgedacht wer-
den, ob es nicht noch effizientere Formen der 
Förderung gibt. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die Erneuerung der deutschen Volkswirtschaft 
ist die große Herausforderung unserer Zeit. Ein 
Vergleich mit den USA zeigt, dass Ausgründun-
gen aus der Forschung längerfristig einen ent-
scheidenden Beitrag zu dieser Erneuerung leis-
ten. Voraussetzung dafür ist eine leistungsfähige 
öffentlich finanzierte Wissenschaft, die Motiva-
tion potentieller Unternehmensgründer(innen) 
durch ein entsprechendes Umfeld, sowie eine 
öffentliche und private Finanzierungskette, von 
der Seed-Finanzierung bis zur Wachstumsfinan-
zierung. 

Bedenkt man die Summen, die heute erforderlich 
sind, um Unternehmen neu anzusiedeln, und 
vergleicht sie mit den Kosten von Unternehmens-
gründungen, so zeigt sich vor allem mit Blick 
auf die Neuen Länder, dass die Stärkung der en-
dogenen Kräfte, also eine erstklassige Wissen-
schaftsinfrastruktur verbunden mit einer klaren 
Orientierung zur Förderung unternehmerischen 
Handelns, vermutlich sehr viel effizienter ist, als 
hohe Zulagen für Investitionen von Unterneh-

men zu zahlen, die anderswo ihr Zentrum ha-
ben. 

In der Gründerzeit im letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts hat Deutschland exemplarisch vorge-
macht, wie eine führende Industrienation wie 
Großbritannien durch Wissenschaftsförderung 
und Gründergeist innerhalb weniger Jahrzehnte 
überholt werden kann. Junge Technologieunter-
nehmen mit hohem Wachstumspotential in in-
ternationalen Märkten lösen alleine nicht das 
Problem der Arbeitslosigkeit. Aber sie sind die 
Lokomotive, an die zahlreiche Serviceunterneh-
men und lokale Produzenten ankoppeln. Diese 
Erkenntnis muss sich in Deutschland mehr als 
hundert Jahre nach der Gründerzeit wieder 
durchsetzen. 

Nach wie vor gibt es zahlreiche Hürden für die 
öffentlich finanzierte Forschung, wenn sie Aus-
gründungen aktiv unterstützen will. Dazu ge-
hören falsche Anreize, wie weiter unten im Fall 
der FhG diskutiert, oder fehlende Anreize, wie 
bei der in den Neuen Ländern stark vertretenen 
WGL. Dazu gehören aber auch fehlende Experti-
se, um Gründer(inne)n bei der Lösung ihrer Pro-
bleme zu helfen, und administrative Schwierig-
keiten, wenn sich Forschungseinrichtungen ma-
teriell oder finanziell engagieren, um Ausgrün-
dungen zu unterstützen. 

7. Empfehlung 
Beteiligung der öffentlichen 

Forschung an Spin-Offs 

Um die Ausgründung von jungen Unternehmen aus 
der Forschung zu stimulieren, sollte das Wissen-
schaftsmanagement der öffentlich finanzierten For-
schung (innerhalb und außerhalb von Universitäten) 
sich aktiv dafür einsetzen und Hindernisse beiseite 
räumen, die dem entgegenstehen. Dazu gehört die 
Motivierung der Institutsleiter(innen), Ausgründun-
gen zu unterstützen, die Beratung der Gründer(innen) 
durch erfahrene Fachleute, die Bereitstellung von 
Know-how und Technik der öffentlichen Forschungs-
institutionen für junge Unternehmen, die mögliche 
finanzielle Beteiligung der Forschungsorganisation in 
der Seed-Phase und die enge Kooperation mit priva-
tem Venture Capital. 

Die ausschließliche Fixierung auf öffentlich finan-
zierte Programme, wie zum Beispiel der High-
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Tech-Gründerfonds des BMWi, reicht nicht aus. 
Es kommt darauf an, dass privates Kapital (smart 
capital), sich in der Seed- und Early Stage-Finan-
zierung junger Technologie-Unternehmen wie-
der engagiert. Wie andere Länder überzeugend 
nachgewiesen haben, sind vor allem die steuer-
lichen Rahmenbedingungen, aber auch der Ab-
bau bürokratischer Hemmnisse entscheidend für 
die Erneuerung einer Wirtschaft durch junge 
Unternehmen, die aus der Forschung heraus ge-
gründet werden. 

8. Empfehlung 
Private und öffentliche Förderung 
junger Technologie-Unternehmen 

Die Finanzierungskette für junge Technologie-Unter-
nehmen durch öffentlich gestützte Seed-Finanzierung, 
private Venture Capital-Finanzierung und Wachs-
tumsfinanzierung durch eine auf junge Technologie-
Unternehmen spezialisierte Börse muss gemeinsam 
von Staat und Wirtschaft neu geknüpft und nachhal-
tig aktiviert werden. Dabei sind nicht nur Förderpro-
gramme, sondern auch geeignete steuerliche Rah-
menbedingungen und aktive Hilfestellungen beim 
Gang durch die Bürokratie hilfreich. 

3.4 Das deutsche Wissenschafts-
modell weiterentwickeln 

Le système fédérale est contraire à l’intérêt 
des grands états parce qu’il morcèle leur force. 
Mais il est favorable aux petits parce qu’il 
leur laisse toute leur vigueur naturelle.  
(Napoléon Bonaparte 1802 zu einer Schweizer 
Delegation) 

Wie ist der deutsche Wissenschaftsraum kon-
struiert? Zunächst einmal ist es ein Raum mit 
vielen Zimmern, die im Folgenden kurz beschrie-
ben werden sollen. Anschließend, um bei dem 
Bild zu bleiben, sollen Türen zwischen den Zim-
mern untersucht werden. Vielleicht gilt es tat-
sächlich, ein paar Wände einzureißen, ohne den 
Einsturz zu riskieren. Wäre das nicht sehr viel 
einfacher möglich, wenn der Bund die Gesamt-
verantwortung für die außeruniversitäre For-
schung und für die Deutsche Forschungsgemein-
schaft übernehmen könnte? Warum die Zersplit-
terung in der Finanzierungsverantwortung, wel-
che den säulenübergreifenden Wettbewerb er-
schwert? Das führt zwar erst einmal zu einer hö-

heren finanziellen Belastung des Bundeshaus-
halts und zu einer spiegelbildlichen Entlastung 
der Länderhaushalte. Aber notwendige Refor-
men, welche die Zerstückelung der Kräfte auf-
heben können, sollten daran nicht scheitern. 

Was richtet die vieldiskutierte Versäulung an, be-
stehend aus fünf großen Säulen: der FhG, MPG, 
HGF, WGL, den Universitäten. Und man könnte 
als sechste Säule die allerdings völlig inhomoge-
ne und zersplitterte Ressortforschung hinzufügen, 
die leider viel zu häufig außer Acht bleibt. Fer-
ner gibt es noch zahlreiche kleinere Forschungs-
einrichtungen, die von den Ländern finanziert 
und hier nicht näher betrachtet werden. Nicht 
zuletzt gibt es interessante Exoten, wie das erfolg-
reiche DFKI in Saarbrücken und das originelle 
Institut „Caesar“, in Bonn, welches möglicherwei-
se von der MPG übernommen werden soll und 
damit ein Stück weit seine Originalität einbüßt. 

Versäulung klingt zunächst bedenklich, aber es 
muss nicht verkehrt sein, wenn unterschiedliche 
Aufgaben in unterschiedlichen Organisationsfor-
men und mit unterschiedlicher „Governance“ 
gelöst werden. Außerdem und ganz trivial: jede 
Universität handelt doch auch für sich und 
pflegt, vor allem wenn sie gut ist, ihre eigene 
Identität. Projekte, welche Universitäten mitein-
ander vernetzen, sind noch viel seltener als Pro-
jekte, welche außeruniversitäre und universitä-
re Forschung vernetzen. 

Die Versäulung der deutschen Forschungsland-
schaft ist bis zu einem gewissen Grade ein Po-
panz der forschungspolitischen Diskussion. Je-
de der Säulen sollte immer wieder versuchen, sich 
besser zu organisieren, ihre Leistung intern zu 
überprüfen oder extern evaluieren zu lassen oder 
sich gar dem kritischen Blick des Wissenschafts-
rats zu stellen. Das steht außer Frage. Sie sollte 
aber vor lauter Evaluation nicht den Blick dafür 
verlieren, sich schon ex ante gut aufzustellen und 
nach klaren Leistungskriterien zu handeln. Das 
spart Zeit und ist allemal besser, als eine ex post 
Überprüfung. Schließlich allerdings, und da hakt 
es wirklich, brauchen wir wissenschaftlichen 
Wettbewerb quer zur Versäulung. 

Der säulenübergreifende Wettbewerb ist ein Ge-
bot der Stunde und sollte auch bei einer Födera-
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lismusreform im Vordergrund stehen. Zunächst 
holzschnittartig einige Fakten und Fragestellun-
gen zur außeruniversitären Forschung (noch von 
Bund und Ländern gemeinsam getragen): 

Die außeruniversitäre Forschung verfügt derzeit 
über ein Budget von rund 5 Mrd. €. Der Bund 
trägt davon zwei Drittel, ein letzte Drittel wird 
von den Ländern aufgebracht. Die mit Abstand 
größte Wissenschaftsorganisation in Deutsch-
land ist die Helmholtzgemeinschaft HGF. Sie 
ist in der Öffentlichkeit zwar bisher weniger be-
kannt, jedenfalls im Vergleich zur industriena-
hen Fraunhofergesellschaft und zur internatio-
nal renommierten und deshalb auch politisch 
geliebten Max-Planck-Gesellschaft. Die HGF be-
schäftigt allerdings so viele Wissenschaftler(in-
nen) wie FhG und MPG zusammen, meldet die 
meisten Patente an und verfügt über Campus-
lösungen, die gerade für transdisziplinäre For-
schung entscheidende Vorteile bieten. 

Wie funktioniert dort die neu eingeführte Pro-
grammförderung, welche dem Management der 
einzelnen Forschungseinrichtungen eine große 
Verantwortung aufbürdet? Wie und mit welchen 
Kriterien und Zielen werden FhG und MPG ge-
führt und welche Vor- und Nachteile ergeben 
sich aus ihrer ausgeprägten Autonomie. Welche 
Rolle spielt die Leibnizgemeinschaft WGL, die 
etwa so viele Wissenschaftler(innen) beschäftigt 
wie FhG oder MPG, und warum wollen manche 
Forschungspolitiker(innen) gerade die WGL mit 
ihrer starken Verankerung in den Neuen Län-
dern gänzlich in die Verantwortung der Länder 
überführen, statt sie ganz besonders zu fördern? 

Die Fraunhofergesellschaft (FhG) 

Das Wissenschaftsmanagement der Fraunhofer-
gesellschaft ist eine Erfolgsgeschichte. Die FhG 
hat seit den Siebziger Jahren durch gute Führung 
und eine klare Orientierung an der Vertragsfor-
schung eine außerordentlich dynamische Ent-
wicklung genommen. Es ist ihr sogar gelungen, 
dem Auf und Ab der Grund- und Projektfinan-
zierung durch den Bund zu trotzen und syste-
matisch zu wachsen. Die Grundfinanzierung be-
läuft sich nur auf rund 40 % ihrer Erträge, aller-
dings ganz unterschiedlich von Institut zu Insti-

tut. Es gibt in der FhG Institute, die bei rechtli-
cher Selbständigkeit große Schwierigkeiten hät-
ten, ihre Gemeinnützigkeit zu bewahren, weil sie 
allein von industriellen Aufträgen leben könn-
ten, während andere durchaus Mühe haben, in 
größerem Umfang industrielle Aufträge zu ak-
quirieren. Die Grundfinanzierung wird zu 90 % 
vom Bund getragen, die übrigen zehn Prozent 
tragen die Länder. Im Grunde macht diese Misch-
finanzierung der FhG überhaupt keinen Sinn. Sie 
ist ein alter Zopf, der abgeschnitten gehört. Der 
Bund sollte auch die letzten 10 % übernehmen. 
Die Grundfinanzierung der FhG sollte zu 100 % 
vom Bund geleistet werden. 

Ohnehin werden die Länder bei der Gründung 
neuer Institute oft recht kräftig zur Kasse gebe-
ten, wenn es um Investitionen geht. Das sind 
Einmalzahlungen und diese lohnen sich in der 
Regel für das Land, weil FhG-Institute einen er-
heblichen Teil ihrer Einnahmen aus der Projekt-
förderung des Bundes und aus Industrieerträgen 
beziehen und überdies in der Region dazu bei-
tragen können, neue Unternehmen anzusiedeln. 

Ein besonders plastisches Beispiel ist das Fraun-
hoferinstitut für Siliziumtechnologie (ISiT) in 
Itzehoe, einer Stadt in Schleswig-Holstein, die 
seit Gründung des dortigen FhG-Instituts aus 
einem hübschen, aber verschlafenen Städtchen 
zu einem herausragenden Technologiestandort 
mit weltweiter Ausstrahlung geworden ist. Das 
war allerdings nur möglich, weil das Forschungs-
ministerium in ganz erheblichem Umfang Pro-
jekte finanziert hat, unterstützt von einem inte-
ressierten und weitsichtigen ehemaligen Mit-
glied des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages. Und es ist zu hoffen, dass das Land 
erhebliche komplementäre Anstrengungen un-
ternimmt, um an seinen Hochschulen den not-
wendigen technisch-wissenschaftlichen Nach-
wuchs heranzuziehen. Gute Chancen dafür gibt 
es, weil in diesem Bundesland inzwischen erst-
malig Wirtschaftspolitik, Technologiepolitik und 
Hochschulpolitik in einem Ministerium versam-
melt sind. 

Die FhG, wäre sie eine amerikanische Erfin-
dung, würde mit Sicherheit für Deutschland 
als großes Vorbild gelten, eben weil sie einen 
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wesentlichen Teil ihrer Erträge im Rahmen von 
Aufträgen aus der Wirtschaft oder im Rahmen 
öffentlich geförderter Verbundprojekte erwirt-
schaftet, an denen die Wirtschaft beteiligt ist. Sie 
ist in dieser Größenordnung und Ausrichtung 
weltweit einmalig. Warum sollten wir in Deutsch-
land nicht auch ein wenig stolz auf diese Insti-
tution sein und sie im Ausland als Vorbild hin-
stellen? 

Was ist das Erfolgsgeheimnis des Wissenschafts-
managements der FhG? Die Antwort lautet: De-
zentralisierung. Eben weil die Führung der FhG 
nicht strategisch erfolgt, die strategischen Eingrif-
fe sich jedenfalls in engen Grenzen halten und die 
Last der Führungsverantwortung bei den Insti-
tutsleitern liegt, und weil das Wissenschafts-
management der Zentrale sich überwiegend an 
Kennzahlen orientiert, kann dieses Modell funk-
tionieren. Wenn ein Institut viele Drittmittel ein-
fährt, hat es Chancen, auch an der Grundfinan-
zierung stärker beteiligt zu werden. Die FhG ist 
insoweit eine Erfolgsgeschichte, allerdings mit 
zwei kleinen Schönheitsfehlern. Sie hat zwei 
Handicaps, die einen künftigen Präsidenten der 
FhG mit Sicherheit beschäftigen werden, weil sie 
exakt mit ihren Stärken zusammenhängen. 

Das erste Handicap betrifft die strategische Ori-
entierung der FhG als Ganzes. Wer von Dritt-
mitteln lebt, der darf der Wirtschaft nicht zu weit 
vorneweg laufen, mit ein Grund, warum die in-
dustrielle Leistungsfähigkeit Deutschlands in der 
Biotechnologie lange Zeit mit der FhG nichts zu 
tun hatte, denn hier lief die Forschung der In-
dustrie in der Tat zu weit vorneweg. Während 
die deutsche Großindustrie noch das Forschungs-
potential der USA fest im Blick hatte und in 
ideologischer Verblendung dort, statt in Deutsch-
land, beachtliche Summen, zum Beispiel in die 
Grundlagenforschung des Massachusetts Hos-
pital in Boston investierte, bildete sich in Deutsch-
land vor allem in der MPG, aber auch in anderen 
Einrichtungen und an Universitäten eine leis-
tungsfähige Forschung in der Biotechnologie aus, 
stark gefördert durch das deutsche Forschungs-
ministerium, doch kaum durch die Industrie. 

In der Mikroelektronik konnte sich die FhG nur 
deshalb strategisch positionieren, weil der Bund 

aus Mitteln der Projektförderung kräftig und 
nachhaltig in FhG-Institute investiert hat und die 
Leiter dieser Institute voller innovativer Ideen 
steckten und immer noch stecken. Ähnliches gilt, 
vor allem nach dem Zusammenschluss mit der 
Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei-
tung (GMD), für den Bereich der Informations-
technik. 

Es wird also in den nächsten Jahren bei der 
FhG darauf ankommen, die Balance zwischen 
Vertragsforschung und strategischer Forschung 
herzustellen. Das könnte ihr auch gelingen, 
vorausgesetzt, sie findet im Forschungsministe-
rium einen Partner, auf den sie sich verlassen 
kann, weil er die Projektförderung nicht ver-
nachlässigt und zugleich an sein eigenes Wis-
senschaftsmanagement hohe Qualitätsanforde-
rungen stellt. 

Das zweite Handicap ist genau so gravierend. 
Da sich die Grundfinanzierung eines FhG-Insti-
tuts im Prinzip nach den von der öffentlichen 
Hand oder der Industrie eingeworbenen Erträ-
gen richtet, müssen die Institutsleiter darauf ach-
ten, dass diese Erträge nicht gefährdet werden. 
Wenn nun eine besonders leistungsfähige Grup-
pe zu dem Schluss kommt, dass sie mit einer 
Ausgründung, mit einem eigenen Unternehmen, 
sich hervorragend entwickeln könnte, steht der 
Institutsleiter vor der Entscheidung, zunächst 
auf die von dieser Gruppe in der Industrie ein-
geworbenen Drittmittel zu verzichten in der eher 
vagen Hoffnung, irgendwann auch mit dem 
neuen Unternehmen Geschäfte machen zu kön-
nen, oder die Ausgründung zu torpedieren, je-
denfalls nicht zu fördern. Die Entscheidung wird 
nicht dadurch leichter, dass er nicht nur diese 
Drittmitteleinnahmen einzubüßen gewärtigen 
muss, sondern dafür auch noch von der Zentral-
verwaltung niedrigere Grundfinanzierungsmit-
tel zugewiesen bekommt, weil ihm Drittmittel 
fehlen. Warum sollte er sich unter diesen Um-
ständen für Spin-Offs stark machen? 

Vom Forschungsministerium wurde der FhG 
angeboten, Ausgründungen aus Instituten für 
eine befristete Zeit durch eine Erhöhung der 
Grundfinanzierung dieser Institute zu kompen-
sieren, aber so lange das Thema Innovation durch 
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junge Technologieunternehmen in Deutschland 
als zweitrangig gilt, wird auch die FhG den ihr 
möglichen Beitrag zur Erneuerung des Unter-
nehmensbestands in Deutschland nicht leisten, 
den sie als industrienahe Forschungsorganisa-
tion eigentlich leisten könnte und müsste. Eine 
neue Gründerzeit zur Erneuerung des deutschen 
Unternehmensbestands ist das Gebot der Stun-
de und die FhG sollte dabei eigentlich eine 
führende Rolle übernehmen können. 

Die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

Als Kontrastprogramm zur FhG erscheint die 
MPG. Sie will unabhängig von Drittmittelfinan-
zierung Grundlagenforschung betreiben und ist 
dabei sehr erfolgreich, weil sie kompromisslos 
auf Exzellenz setzt, mit ihren besonderen Mög-
lichkeiten den Rahm an den Universitäten ab-
schöpft und darüber hinaus auch über große in-
ternationale Anziehungskraft verfügt. 

Anders als bei der FhG, deren Institute sich am 
Markt der Vertragsforschung bewähren müssen, 
sind die Institute der MPG von äußeren Einwir-
kungen weitgehend unabhängig. Anders als die 
FhG, die vom Bund 90 % ihrer Grundfinanzie-
rung erhält, teilen sich bei der MPG Bund und 
Länder je hälftig die Forschungsfinanzierung. Ob 
die Mischfinanzierung sinnvoll ist, mag man be-
zweifeln, aber weder die MPG selbst noch die 
Länder kämpfen aus unterschiedlichen Motiven 
um eine reine Bundesfinanzierung der MPG. 
Von daher lohnt sich ein Kampf um die reine 
Lehre, also ein Kampf um die Abschaffung der 
Mischfinanzierung bei der MPG möglicherwei-
se nicht. Es funktioniert auch so. Trotzdem wäre 
eine hundertprozentig vom Bund getragene Fi-
nanzierung letztlich zukunftsweisender und bö-
te, worauf weiter unten eingegangen werden 
soll, vor allem neue Möglichkeiten für einen die 
Institutionen übergreifenden Wettbewerb. 

Auch wenn das Harnack-Prinzip, wonach Insti-
tute durch Berufung eines hervorragenden Wis-
senschaftlers gegründet und mit seinem Aus-
scheiden geschlossen werden, heute nicht mehr 
durchgehalten werden kann, ist doch nach wie 
vor die wissenschaftliche Autorität der Instituts-
leitung prägend für ein Institut der MPG. Die 

Spannweite ist allerdings groß. Es gibt For-
schungspatriarchen in der MPG, welche unter 
Veröffentlichungen, an denen sie inhaltlich nicht 
mitgewirkt haben, meinen, nach alter Weise ih-
ren Namen setzen zu müssen. Und es gibt Insti-
tutsleiter, welche jungen Arbeitsgruppen alle 
Freiheiten verschaffen, die sie für ihre Forschung 
brauchen, und die Idee, Wissenschaftler(innen), 
die Grundlagenforschung betreiben, hierarchisch 
führen zu können, für abwegig halten. 

Eines haben FhG und MPG jedoch gemeinsam, 
nämlich den unbedingten Willen, inhaltliche Ein-
mischungen des Geldgebers Staat in das Wissen-
schaftsmanagement so klein zu halten wie irgend 
möglich. So erscheint es zumindest auf den ers-
ten Blick. Die Realität ist allerdings differenzier-
ter, denn Institute, die an Verbundprojekten der 
Projektförderung des BMBF mitwirken, versu-
chen natürlich, dafür auch Finanzierung zu erhal-
ten. Und gerade weil die Vernetzung innerhalb 
der Wissenschaft über Organisationsgrenzen hin-
weg und zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
ein hohes Gut ist, sollte diese Realität auch posi-
tiv zur Kenntnis genommen werden. Es ist nicht 
verwerflich für ein MPG-Institut, an Verbund-
projekten des BMBF oder der EU mitzuwirken 
Denn das heißt noch lange nicht, dass der Staat 
oder die Wirtschaft auf dem Umweg über die 
Projektfinanzierung massiv in die Unabhängig-
keit der Grundlagenforschung der MPG eingrei-
fen würde. Sondern es handelt sich schlicht um 
eine Erweiterung ihrer Forschungskompetenz. 

Drei Problemkreise des Wissenschaftsmanage-
ments der MPG sind in der Interaktion von Po-
litik und MPG allerdings von großem Gewicht, 
nämlich erstens die Frage der strategischen Ori-
entierung auf bestimmte Forschungsfelder, wo-
bei es natürlich einfacher ist, Prioritäten statt 
Posterioritäten durchzusetzen, zweitens die Fi-
nanzierung von Großprojekten der Grundlagen-
forschung, welche die internen Steuerungsme-
chanismen der MPG überfordern, und schließ-
lich drittens die Flexibilisierung von Haushalts-
mechanismen, zu der sich der Bund trotz hefti-
gem Widerstand der Beamten des Finanzministe-
riums am Ende durchgerungen hat. 

Zum ersten Problemkreis: Ähnlich wie bei der 
FhG, wenn auch aus anderen Gründen, ist es für 
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die Führung der MPG keine einfache Aufgabe, 
die strategischen Forschungsfelder der Zukunft 
zu orten und dafür in ihrer relativ festgefügten 
Institutslandschaft Freiräume zu erkämpfen. 
Weil die Einwirkung von außen fehlt und Markt-
mechanismen aus der Natur der Sache heraus 
nicht greifen können, muss der Präsident der 
MPG mit seiner Autorität, im vielstimmigen, 
aber nicht immer harmonischen Konzert der In-
stitutsleiter und mit einem eher zurückhaltenden 
Senat, diesen Kraftakt immer wieder aufs Neue 
versuchen. Gelegentlich scheitert er dabei, insbe-
sondere wenn es um Institutsschließungen geht, 
die für den Neuanfang an anderer Stelle ge-
braucht werden. Die externe Systemevaluation 
der MPG hatte deshalb sogar ein externes Bera-
tungsgremium für das Präsidium der MPG ins 
Gespräch gebracht, welches mithelfen sollte, 
strategische Entscheidungen über künftige For-
schungsfelder zu treffen. 

Im großen Ganzen gesehen ist eine zukunftswei-
sende Strategie gleichwohl und auch ohne ein 
solches Gremium gelungen, wie etwa das Bei-
spiel der Biotechnologie zeigt. Hier hat sich die 
MPG innerhalb von einem Jahrzehnt eine Füh-
rungsposition erarbeitet, die weit über Deutsch-
land hinaus die besten Wissenschaftler(innen) 
anzieht. Und es ist bemerkenswert, dass gerade 
aus diesem Bereich auch eine Reihe von am 
Markt erfolgreichen Spin-Offs herausgewachsen 
sind. 

Offenbar funktioniert diese kooperative, weitge-
hend intern bestimmte Form des Wissenschafts-
managements bisher so gut, weil sie mit einem 
durchgängig hohem Qualitätsanspruch einher-
geht. Die MPG würde ganz schnell abgleiten, 
wenn im Anspruch auf Exzellenz Kompromisse 
eingegangen würden, eine Gefahr, der diese welt-
weit anerkannte Forschungsgesellschaft ohne 
Selbstgefälligkeit immer wieder ins Auge schaut. 

Auch deshalb wäre es allerdings nützlich, wenn 
sich die MPG aus eigenem Antrieb gefordert 
fühlte, von Zeit zu Zeit ein strategisches Kon-
zept vorzulegen, ein Konzept, welches Auskunft 
gibt, wo die künftigen Schwerpunkte der For-
schung liegen sollen. Dieses Konzept sollte dann 
auch kritisch durch Externe bewertet und inten-

siv debattiert werden. Auch hier vermissen wir 
eine Royal Academy, eine deutsche Wissen-
schaftsakademie oder alternativ eine Deutsche 
Wissenschaftsgemeinschaft als lebendigen Part-
ner. Der Wissenschaftsrat kann, bei allem Res-
pekt, diese Rolle bisher noch nicht übernehmen. 
Die Kombination aus Wissenschaftsrat und Deut-
scher Forschungsgemeinschaft könnte es, viel-
leicht sogar besser als eine deutsche Wissen-
schaftsakademie, die sich auf Appelle beschrän-
ken müsste. 

Das weitgehend autarke Wissenschaftsmanage-
ment funktioniert aber auch deshalb – und das 
ist der zweite Problemkreis in der Interaktion 
zwischen Politik und MPG, der gern verdrängt 
wird – weil sich die MPG bei extrem teuren For-
schungsfeldern entweder zurückhält oder einen 
besonders intelligenten Finanzierungsmodus 
praktiziert, der ihr die innere Auseinanderset-
zung über Prioritäten erspart und diese auf den 
Staat und Institutionen wie den Wissenschafts-
rat abwälzt. Ein Beispiel ist die Hochenergiephy-
sik, ein Gebiet der Grundlagenforschung mit be-
achtlichen Kosten. Deshalb gehören solche Ein-
richtungen auch zur Helmholtzgemeinschaft und 
der Vorschlag, beispielsweise DESY in die Me-
chanismen der MPG einzugliedern, trifft bei der 
MPG auf keinerlei Resonanz, obwohl es sich zu-
mindest in der Hochenergiephysik um klassische 
Grundlagenforschung handelt. Denn sobald es 
um Milliardeninvestitionen geht, ist zumindest 
fraglich, ob die MPG mit ihren internen Ent-
scheidungsmechanismen, in denen viele Wis-
senschaftsgebiete Priorität versuchen zu erstrei-
ten, solche Projekte zu tragen oder zu ertragen 
in der Lage wäre. 

Immerhin, ein Projekt dieser Art hat in der MPG 
Platz gefunden, nämlich die Fusionsforschung in 
Garching und Greifswald. Aber das ist gelungen, 
weil das Institut für Plasmaphysik (IPP) zwar als 
MPG-Institut gilt, allerdings nicht unter Haus-
haltsgesichtspunkten. Die geniale Lösung: Die-
ses MPG-Institut gehört gleichzeitig zur Helm-
holtzgemeinschaft. Das IPP lebt überwiegend 
von der Sonderfinanzierung des Bundes und von 
Zuschüssen der EU, aber nicht vom Haushalt 
der MPG. Der Grund liegt auf der Hand. Ange-
sichts der gewaltigen Summen, welche die Fu-
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sionsforschung benötigt, könnte eine maßgebli-
che und mit wissenschaftlicher Autorität ausge-
stattete Mehrheit der Institutsleiter der MPG zu 
dem Schluss kommen, dass dieses Geld auf an-
deren Forschungsfeldern besser angelegt wäre. 
Und das gilt es zu vermeiden. Oder nicht? Wer 
glaubt eigentlich ernsthaft in der MPG an die Fu-
sion auf der Erde als zukünftiger Energiequelle? 

Was die Finanzierung angeht, ist ähnliches übri-
gens bei der Erforschung des Weltalls zu beob-
achten. Hier finanziert sich das MPI für extrater-
restrische Physik in Garching zu einem ganz er-
heblichen Teil aus Drittmitteln, die von der ESA 
oder dem nationalen Raumfahrtetat des BMBF 
aufgebracht werden und eben nicht von der 
Grundfinanzierung abgezweigt werden müssen. 

Die Prioritätensetzung bei Großgeräten der 
Grundlagenforschung ist demzufolge nicht Sa-
che der MPG, der großen Grundlagenforschungs-
einrichtung Deutschlands. Sie ist auch nicht Sa-
che der weiter unten zu diskutierenden Helm-
holtzgemeinschaft. Großgeräte der Grundlagen-
forschung werden vom Wissenschaftsrat mit Prio-
ritäten versehen und am Ende vom BMBF im Rah-
men der vom Parlament zur Verfügung gestell-
ten Haushaltsmittel entschieden, soweit sie nicht 
in internationale Absprachen eingebettet sind. 
Aber auch da hat die Regierung das letzte Wort. 

Schließlich und drittens ist es der MPG dank ih-
rer von der Politik respektierten starken Position 
auch zuerst gelungen, sich von Fesseln der Haus-
haltsbewirtschaftung zu befreien und mehr Fle-
xibilität zu erreichen, etwa bei der Stellenplan-
bindung, einem Lieblingskind aller Finanzmi-
nister, und bei der flexiblen Handhabung der 
Deckungsfähigkeit und Jährlichkeit der Haus-
haltspläne. Im Gegenzug hat die MPG eine flä-
chendeckende Kosten-Leistungs-Rechnung ein-
geführt, die zwar institutsspezifische Besonder-
heiten berücksichtigt, aber insgesamt die Trans-
parenz innerhalb der MPG deutlich erhöht hat. 
Damit ist die MPG zum Vorbild für eine moder-
ne Form des Wissenschaftsmanagements im ad-
ministrativen Bereich avanciert, welches Nach-
ahmer findet, die sich ebenfalls nicht länger von 
mehr oder weniger sinnvollen Vorgaben des Fi-
nanzministeriums abhängig machen wollen. 

Die Helmholtzgemeinschaft (HGF) 

Die Helmholtzgemeinschaft bedarf einer gründ-
lichen Analyse, nicht nur wegen ihrer schieren 
Größe. Sie war bis vor wenigen Jahren ein loser 
Zusammenschluss von Großforschungseinrich-
tungen, kurz Zentren genannt, die, rechtlich 
selbständig geführt, jeweils über eigene Haus-
haltstitel im Haushalt des BMBF verfügten. Ein 
schmales Präsidium der HGF mit sehr begrenz-
ten Eingriffsmöglichkeiten hatte die Aufgabe, 
für die zunächst 16 und nach der Fusion von 
GMD und FhG 15 Forschungszentren zu werben. 
Ein im Wettbewerb vergebener Vernetzungsfonds 
brachte zwar einzelne Arbeitsgruppen aus ver-
schiedenen Zentren zusammen, aber eine pro-
grammatische Forschungsallianz der HGF-Zen-
tren kam dadurch nicht zustande. Da der Präsi-
dent auch keinen wesentlichen Einfluss auf die 
Auswahl des Führungspersonals der Zentren 
hatte, blieb es letztlich dem Wissenschaftsma-
nagement in den einzelnen Großforschungsein-
richtungen, also den Vorständen und Aufsichts-
räten überlassen, wie sie sich in der Forschungs-
landschaft positionierten. 

Damit ist ein Dilemma der HGF bereits angedeu-
tet. Sie verfügt, ob zu Recht oder Unrecht sei 
hier noch dahingestellt, nicht über den Ruf der 
MPG. Und die Kontrollmechanismen der FhG 
greifen bei ihr nicht. Sie muss einen eigenen Weg 
finden und das ist nicht einfach. 

Auch der reale Einfluss des BMBF, welches 90 % 
der Grundfinanzierung dieser Zentren trägt, war 
bis vor Kurzem eher gering. Sanktionsmechanis-
men bei mangelnder Qualität waren auf Grund 
starrer Strukturen in der Finanzierung kaum 
umzusetzen. Mangelnde Qualität war nicht er-
kennbar, wurde allenfalls vermutet. Die im Mi-
nisterium für die Zentren jeweils zuständigen 
Sachbearbeiter verstanden sich gelegentlich we-
niger als Kontrolleure denn als Lobby der von 
ihnen betreuten Einrichtungen, was angesichts 
des intraministeriellen Wettbewerbs um die Res-
sourcenverteilung durchaus verständlich ist. In 
den Aufsichtsgremien führten zwar hochrangige 
Mitarbeiter des Ministeriums das Wort und hat-
ten den Vorsitz inne, und sie trugen letztlich auch 
die Verantwortung für die Besetzung der Vor-
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standspositionen „ihres“ Zentrums. Aber der An-
spruch der Zentren, Forschungsaufgaben wahr-
zunehmen, „die durch Vorsorgeinteressen von 
Staat und Gesellschaft gekennzeichnet und in 
den Schlüsseltechnologien auf längerfristig an-
gelegte Anforderungen der Wirtschaft ausgelegt 
sind“, spiegelte sich nicht in der Wechselwirkung 
mit dem Staat oder mit der Wirtschaft. Dass hier 
etwas nicht funktionierte, zeigte sich auch daran, 
dass bei der Verteilung der Haushaltsmittel die 
Zentren weitgehend im Gleichschritt marschier-
ten. Von Prioritätensetzung zwischen den Ein-
richtungen gab es kaum eine Spur, sieht man 
einmal von dringenden Investitionen ab. 

Einerseits gelten vor allem die großen Zentren 
bei vielen Entscheidern in Wirtschaft und Politik 
als erstarrte Überbleibsel einer vergangenen Epo-
che, in der enorme Beträge in Raumfahrt und 
Kernforschung investiert wurden, eine Bewer-
tung, die mit der heutigen Realität nicht mehr 
übereinstimmt. Andererseits hatten und haben 
die Zentren gegenüber der FhG oder der MPG 
natürliche Stärken, die in Kombination mit wis-
senschaftlicher Exzellenz ihr einen spezifischen 
Platz in der deutschen Wissenschaftslandschaft 
sichern, wenn es gelingt, auch diejenigen zu über-
zeugen, welche die Zentren in erster Linie auf den 
Betrieb von Großgeräten reduzieren wollen. 

Natürlich ist die Fähigkeit der Zentren, wissen-
schaftliche Großgeräte effizient zu managen, eine 
Stärke. Darauf sollten aber die HGF-Zentren nicht 
reduziert werden. Denn ihre zweite viel bedeut-
samere Stärke, auf einem Campus die unter-
schiedlichsten Fachdisziplinen zu vereinen, ist 
ein Alleinstellungsmerkmal der HGF, welches 
zunehmend ins Blickfeld modernen Wissen-
schaftsmanagements rückt. Die beiden großen 
ehemaligen Kernforschungszentren in Karlsruhe 
und Jülich – ähnliches gilt auch für einige klei-
nere Einrichtungen der HGF – sind in ihren For-
schungsfeldern breit angelegt und versammeln 
auf einem Campus eine Konzentration von Wis-
senschaftler(inne)n, die von MPG- oder FhG-In-
stituten nicht erreicht werden kann. 

Darüber ist bisher vielleicht noch zu wenig 
nachgedacht worden. Die sogenannten Groß-
forschungseinrichtungen sollen, so die oft ver-

tretene Position, entsprechend ihrem allerdings 
längst überholten Gründungsauftrag immer gro-
ße Ziele verfolgen. Sie riskieren dadurch eher, 
eine große Chance zu verpassen. Gestützt auf 
die Bereitschaft, Forschungsfelder zu bearbeiten, 
die Transdisziplinarität erfordern, und gestützt 
auf Großgeräte, die einmalige Möglichkeiten für 
Grundlagenforschung bieten, könnten die HGF-
Zentren in den nächsten Jahren der dynamischste 
Bereich außeruniversitärer Forschung werden. 
Angesichts eines relativ hohen Altersdurch-
schnitts der Mitarbeiter(innen) sind die nächsten 
10 Jahre darüber hinaus ein Fenster der Erneue-
rung von großer Tragweite für das deutsche 
Wissenschaftssystem. 

Wie könnte der Weg dahin aussehen? Mit der 
Einführung der Programmorientierten Förde-
rung wurde zunächst einmal die faktische Gleich-
behandlung und finanzielle Autarkie der einzel-
nen Zentren aufgehoben. Das war ein notwendi-
ger, wenn auch schmerzhafter Schritt. Im Ge-
genzug wurde eine Flexibilisierung in der Haus-
haltsbewirtschaftung, ähnlich wie in der MPG, 
eingeführt. Das war sozusagen die Karotte. Es 
wurden die sechs Forschungsbereiche Gesund-
heit, Verkehr und Weltraum, Struktur der Ma-
terie, Erde und Umwelt, Energie und Schlüssel-
technologien jeweils mit eigenen Haushaltsmit-
teln versehen, die in der Finanzplanung, so die 
Theorie und wohl auch die Praxis, unterschied-
lich schnell wachsen. Über die Dotierung der 
Forschungsbereiche entscheidet die Politik. An-
sonsten macht sie nur wenige sehr globale Vor-
gaben. 

Innerhalb dieser sechs Forschungsbereiche sind 
die Forschungsaktivitäten in langfristige, aber 
befristete, in der Regel zentrenübergreifende Pro-
gramme gegliedert, welche von den Zentren 
selbst definiert werden. Innerhalb der Program-
me, und das ist sehr wichtig, gibt es deshalb zu 
jeder Zeit beachtliche Freiräume für reine Grund-
lagenforschung oder für die Vorbereitung auf 
neue Forschungsfelder. 

Diese Programme werden – und hier ist der wich-
tigste Verantwortungsbereich des Präsidenten 
der HGF – wissenschaftlich begutachtet. Die Gut-
achter wählt er aus, nicht die Regierung. Die po-
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sitiv bewerteten Programme schlägt der Präsi-
dent den Geldgebern zur Förderung vor und 
auf dieser Grundlage finanzieren sich die For-
schungseinrichtungen der HGF. Der kritische 
Punkt, an dem sich entscheidet, ob die Programm-
förderung den Durchbruch in eine neue Zukunft 
der HGF bringt, kann mit einem einzigen Wort 
beschrieben werden: Leistungswettbewerb. Nur 
wenn der Leistungswettbewerb akzeptiert wird 
und die Programme ausreichend aussagefähig 
sind, um bewertet zu werden, funktioniert die 
Programmförderung. Dann geht es nicht nur um 
Prioritäten, sondern spiegelbildlich dazu auch 
um Posterioritäten. 

Noch ist es zu früh, um zu sagen, wie gut sich 
dieses Modell bewährt. Noch gibt es Widerstän-
de, etwa im Bereich der Lebenswissenschaften. 
Die entsprechenden Einrichtungen der HGF wür-
den sich am liebsten zu einer Holding formie-
ren, welche die Gebiete der Lebenswissenschaf-
ten möglichst genau aufteilt und faktisch einen 
vorwettbewerblichen Zustand wieder herbei-
führt. Dann gäbe es drei Entscheidungsebenen, 
die Forschungseinrichtungen selbst, die Holding 
und schließlich den Präsidenten der HGF, von 
den Geldgebern ganz zu schweigen. Das wäre 
wahrscheinlich die schlechteste aller möglichen 
Lösungen: Mehr Bürokratie und Kartellbildung 
statt Leistungswettbewerb. 

Es gibt aber noch ein weiteres Problem und das 
heißt DLR, Deutsches Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt. Das DLR mit rund 5000 Beschäftig-
ten ist die einzige Einrichtung der HGF, die an 
zahlreichen Standorten in Deutschland tätig ist, 
also über keinen überwiegend geschlossenen 
Campus verfügt. Sie ist ferner in den internatio-
nalen Kontext der Raumfahrt integriert und ver-
fügt traditionell über enge Industriekontakte, 
vor allem in der Luftfahrtforschung und in der 
Raumfahrt. Für das DLR war im Grunde die Ent-
scheidung, ob ihr Wissenschaftsmanagement den 
Regeln der HGF oder der FhG folgen soll, d.h. 
ob der Leistungswettbewerb der Programmför-
derung oder der Vertragsforschung ihr Manage-
ment bestimmt, eine durchaus offene Frage. Es 
wäre zumindest bedenkenswert, das DLR nach 
dem Muster der FhG zu einem drittmittelge-
steuerten, dezentral gemanagten Forschungs-

zentrum weiter zu entwickeln, eine Richtung, 
die sich in einigen Instituten des DLR bereits ab-
zeichnet. Nur, dann hätte sie in der HGF keinen 
Platz mehr. Sie ist in der Tat groß genug, um 
sich als Forschungszentrum für Infrastrukturen 
und Dienstleistungen neben der FhG, und an 
manchen Stellen im Wettbewerb zu dieser, zu 
behaupten. Beim DLR könnte es tatsächlich so 
sein, dass die Mechanismen der Programmför-
derung ihr den für gute Leistung notwendigen 
Überlebenskampf in manchen Punkten erschwert. 
Andererseits ist die Einbettung in die HGF auch 
eine große Chance. Möglicherweise wird diese 
Chance nicht klar genug erkannt. Sie sollte ohne 
ideologische Verklemmung diskutiert werden 
können. Möglicherweise beantwortet sie sich al-
lerdings von selbst, wenn das DLR in den Zustän-
digkeitsbereich des BMWi eingegliedert wird. 

Zurück zur Programmförderung der HGF. Zu-
nächst einmal funktioniert sie schneller und bes-
ser als von Vielen zunächst erwartet. Die For-
schungsallianz der HGF-Zentren wird tatsäch-
lich sichtbar. Die Hoffnung, die sich damit ver-
bindet, ist die einer neuen Dynamik dieser größ-
ten Säule in der deutschen Forschungslandschaft, 
die derzeit fast so viele Menschen beschäftigt, 
wie FhG und MPG zusammen. Sie bietet die zur 
Zeit größten Chancen und Potentiale für die Stei-
gerung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wissenschaft, allerdings nur, 
wenn sie auf dem Weg zu diesem Ziel vom For-
schungsministerium bestärkt und gefördert wird. 
Dafür wäre eine Abschaffung der Mischfinanzie-
rung durch Bund und Länder förderlich. Auch 
hier, ähnlich wie bei der FhG, macht es keinen 
Sinn, dass die Länder mitfinanzieren und damit 
Blockaden verursachen könnten, wenn es im 
Leistungswettbewerb hart auf hart geht. Der 
Bund sollte auch die restlichen 10 % Länderfi-
nanzierung abdecken und dadurch eine klare 
Verantwortung für die Zukunft der HGF über-
nehmen. Das führt unmittelbar zur Leibnizge-
meinschaft, die trotz aller Bekenntnisse noch auf 
der Suche nach einer eigenen Identität ist. 

Die Leibnizgemeinschaft (WGL) 

Die „Wissensgemeinschaft Gottfried Wilhelm 
Leibniz“ ist in ihrer heutigen Gestalt vor allem 
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ein Ergebnis der Wiedervereinigung. Ihre Vor-
läufer sind zum einen die Institute der „Blauen 
Liste“ in der alten Bundesrepublik und zum an-
deren positiv evaluierte Forschungsinstitute der 
Akademie der Wissenschaften der DDR. Ihr 
Credo ist, dass in ihren Instituten eine Brücke 
zwischen erkenntnisorientierter Grundlagenfor-
schung und angewandter Forschung geschlagen 
wird. 

Die DDR hatte mit ihren zentral getragenen Aka-
demieinstituten eine von der alten Bundesre-
publik deutlich abweichende Form der Wissen-
schaftsorganisation. Man kann als sicher anneh-
men, dass niemand diese Form heute auch nur 
ansatzweise als Vorbild betrachten wird. Warum 
eigentlich nicht? War die Wissenschaft in der 
DDR wirklich so erfolglos, dass schon ein Nach-
denken darüber sich verbietet? Dieser Frage soll 
hier nicht weiter nachgegangen werden, weil die 
Zeit darüber hinweg gegangen ist. Die Bemer-
kung dient nur der Erinnerung, dass die heutige 
Wissenschaftsorganisation in Deutschland zwei 
Wurzeln hat und nicht nur eine, auch wenn es 
heute anders erscheinen mag, weil eine Wurzel 
im Zuge der Vereinigung einfach gekappt wor-
den ist. 

Ähnlich wie die MPG und im Unterschied zur 
FhG und HGF wurden die Institute der soge-
nannten Blauen Liste in der Regel je hälftig von 
Bund und Ländern finanziert. Einige Institute 
der Blauen Liste wurden nicht vom Bundesfor-
schungsministerium, sondern von einem ande-
ren Bundesressort kofinanziert. Auf dieser lan-
gen Liste rechtlich selbständiger Institute finden 
sich ganz unterschiedliche Einrichtungen, deren 
einzige Verbindung im Grunde der Finanzie-
rungsschlüssel war, und selbst der variierte bei 
den Serviceeinrichtungen der Blauen Liste. Denn 
das Spektrum reichte von industrienahen For-
schungsinstituten über naturwissenschaftliche 
Grundlagenforschung, Forschung in Museen bis 
zu Einrichtungen mit Servicecharakter. 

In diese Residualkategorie mit zum großen Teil 
wissenschaftlich sehr beachtlichen Leistungen 
wurden nun ehemalige Forschungsinstitute der 
Akademie der Wissenschaften integriert. Sie sind 
ganz überwiegend naturwissenschaftlich ausge-

richtet, oft von hervorragender Qualität, wie die 
Evaluierung durch den Wissenschaftsrat gezeigt 
hat. Sie stellen heute einen ganz wichtigen Teil 
der Forschungslandschaft Ostdeutschlands dar. 
Die WGL hat in Ostdeutschland fast so viele In-
stitute wie FhG und MPG zusammen. Welche 
Strategie hatte die damalige Bundesregierung 
verfolgt, als sie Akademieinstitute in die Blaue 
Liste integrierte? Offensichtlich eine Strategie, 
die ganz überwiegend vom Bundesministerium 
der Finanzen bestimmt wurde. 

Am Beispiel des Forschungszentrums Rossendorf 
wird deutlich, wie willkürlich nach der Wende 
unter forschungspolitischen Gesichtspunkten 
verfahren wurde. Denn Rossendorf war ganz 
eindeutig ein Pendant zu den Großforschungs-
einrichtungen der alten Bundesrepublik. Also 
hätte es nach dem Finanzierungsschlüssel 90:10 
der HGF finanziert werden müssen und nicht 
50:50 wie in der Blauen Liste oder jetzt WGL. 
Das war dem Bund zu teuer und die sächsische 
Landesregierung war damals wohl noch zu un-
erfahren, um sich erfolgreich gegen die hälftige 
Mitfinanzierung zu wehren. Überdies gab es auf 
dem weitläufigen Gelände in Rossendorf einen 
zu entsorgenden Reaktor. Sachsen wäre ihn gern 
an die Bundesrepublik los geworden, aber der 
Bund wollte ihn nicht. 

Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuwei-
sen, dass die HGF in Leipzig mit dem Umwelt-
forschungszentrum, in Berlin mit dem Max-Del-
brück-Zentrum für Molekulare Medizin und in 
Potsdam mit dem GeoForschungszentrum be-
reits aktiv ist und schon deshalb Rossendorf ein 
besonders krasses Beispiel für Ungleichbehand-
lung ist. 

Ähnliche Überlegungen, wenn auch nicht ganz 
so drastisch in der Ungleichbehandlung, gelten 
für viele der 36 Einrichtungen der WGL in den 
Neuen Ländern. Auch hier wäre ein anderer Fi-
nanzierungsschlüssel im Interesse der deutschen 
Einheit sinnvoll gewesen. Weil der damalige Bun-
desfinanzminister, aus einem mit Bundesmit-
teln reich gesegneten südlichen Bundesland stam-
mend, das erfolgreich verhindert hat, ist eine 
Chance vertan worden, die nach dem Zusam-
menbruch der Industrieforschung im Grunde 
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eine der ganz wenigen Chancen war, die Wirt-
schaft in Ostdeutschland durchgreifend zu er-
neuern. Darauf soll gleich genauer eingegangen 
werden. 

Inzwischen versucht die WGL mit Hilfe einer 
kleinen Dachorganisation, in den letzten Jahren 
geführt von einer medienwirksamen Persönlich-
keit, eine eigene Identität zu entwickeln, um ins-
besondere auch in der Auseinandersetzung um 
Wachstumsraten der institutionellen Förderung 
nicht immer an letzter Stelle zu stehen oder gar 
im Rahmen einer möglichen Föderalismusreform 
den überregionalen Status zu verlieren. Damit 
wären ihre Institute dann reine Landesinstitute, 
was früher oder später ihre Auflösung bzw. ihre 
Eingliederung in die Universitäten zur Folge 
hätte. Das muss nicht von vornherein verkehrt 
sein, dürfte aber in der Realität der knappen Kas-
sen in den Neuen Ländern die Weiterentwicklung 
der Forschungsinstitute eher behindern als för-
dern. Im Augenblick führt die Unsicherheit über 
die Zukunft schon zu erheblichen Schwierigkei-
ten, wenn neue Wissenschaftsmanager(innen) 
oder herausragende Wissenschaftler(innen) be-
rufen werden sollen. 

Noch ist es glücklicherweise nicht so weit, dass 
die WGL aus der Bundesfinanzierung ausschei-
det und ein(e) an der Entwicklung der Wirtschaft 
in den Neuen Ländern interessierte Bundespo-
litiker(in) sollte den Wert dieser Institute für die 
wirtschaftliche Erneuerung Ostdeutschlands er-
kennen. Unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass die Zahl der technisch-naturwissenschaftli-
chen Institute der WGL in den Neuen Ländern 
fast doppelt so hoch ist wie die Zahl der FhG-
Institute und die spezifische wirtschaftliche Si-
tuation dort auch spezifische Antworten ver-
langt, wäre die Frage zu stellen, ob es nicht für 
einen befristeten, aber ausreichend lange Zeit-
raum, etwa bis zum Jahr 2020, eine öffentlich 
finanzierte Forschungsorganisation in den Neu-
en Ländern geben sollte, die auf Industrienähe 
aufbaut, aber, weil die Industrie nicht ausrei-
chend vorhanden ist, diese selber zu schaffen 
sucht. Insofern gibt es einen entscheidenden Un-
terschied zur „Governance-Philosophie“ der FhG, 
die vorwiegend an eine vorhandene Industrie-
struktur anknüpft. 

Eine solche Forschungsorganisation sollte die 
meisten WGL-Institute in den Neuen Ländern 
einbeziehen und auch in der Lage sein, bei Be-
darf neue Institute zu gründen. Sie sollte mit ei-
nem Finanzierungsschlüssel 90:10 oder noch bes-
ser 100 % Bund ausgestattet sein und ihre wich-
tigste Aufgabe in enger Verknüpfung mit Hoch-
schulen und Venture Capital-Gesellschaften in 
der systematischen Vorbereitung der Gründung 
junger Technologieunternehmen sehen. Die Fi-
nanzierung der Institute sollte sich danach rich-
ten, wie viele Arbeitsplätze in ihren Spin-Offs 
entstehen. Das wäre das neue „Governance-Prin-
zip“ einer WGL(Ost). Je mehr Arbeitsplätze die 
Forschung schafft, desto besser sollte das Institut 
dotiert werden. Durch die Eingliederung in die 
HGF als Sonderforschungszentrum Neue Län-
der sollte sie von vornherein eine Perspektive 
erhalten, auch wenn sie zunächst in ihrer Finan-
zierung zumindest teilweise anderen Regeln ge-
horcht. Die verbleibende WGL sollte sich mit 
ihrer bisherigen Struktur weiter entwickeln kön-
nen, so wie die Blaue Liste vor der Vereinigung. 

Diese Skizze führt zu einer Reihe von Einwen-
dungen. Drei sollen hier kurz erörtert werden. 
Die erste betrifft die Unterstellung, dass in den 
Neuen Ländern infolge des Zusammenbruchs 
der industriellen Basis im Grunde nur die For-
schung eine neue Basis schaffen könnte und 
insofern eine andere Ausgangssituation besteht 
als in den Alten Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland. Die zweite betrifft die Möglich-
keit, den Bund insoweit zur Kasse zu bitten und 
aus einer 50:50 Finanzierung eine 90:10 oder gar 
eine 100 %-Finanzierung zu machen und zugleich 
die Bereitschaft der Länder zu erreichen, „ihre 
Institute“ quasi dem Bund zu überantworten. 
Die dritte Einwendung betrifft die Sinnhaftig-
keit, die Allianzstruktur der HGF auf diesen Teil 
der WGL auszudehnen. Der vierte Einwand, auch 
bestimmte Institute der WGL in den Alten Län-
dern in eine solche Strategie einzubeziehen, soll 
hier nicht weiter vertieft werden, obwohl er kei-
neswegs von der Hand zu weisen ist. 

Zum ersten Einwand: es ist unbestritten, dass 
die industrielle Basis in den Neuen Ländern 
weitgehend zerstört worden ist. Weniger zur 
Kenntnis genommen wird die Tatsache, dass in-
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dustrielle Ansiedlungen in den Neuen Ländern 
extrem teuer sind, bis zu 250000 € pro Arbeits-
platz. Wenn es gelänge, die endogenen Kräfte in 
den Neuen Ländern wirklich zu aktivieren, und 
zwar auf dem risikoreichen Wege der Unterneh-
mensgründung aus der Forschung heraus, wäre 
ein entscheidender Schritt der Erneuerung ge-
tan, eine Mission allerdings, die für die öffent-
lich alimentierte Forschung in Deutschland bis-
her nicht selbstverständlich ist. Wie wäre es al-
so, wenn ein Sonderforschungszentrum WGL 
(Ost) in enger Verbindung mit den Universitäten 
genau diese Aufgabe übernähme? Im Vergleich 
zur Ansiedlung externer Unternehmen hätte ei-
ne solche Strategie eine Reihe von Vorteilen. Sie 
kostet wahrscheinlich mittelfristig pro geschaf-
fenen Arbeitsplatz erheblich weniger. Sie fördert 
die Kapitalbildung vor Ort. Sie gibt der For-
schung eine klare Aufgabe und macht sie damit 
sichtbar für Investoren. 

Zum zweiten Einwand: In der Tat würde der 
Bund sich niemals dazu hergeben, Aufgaben der 
Länder zu übernehmen und sich insoweit zur 
Kasse bitten zu lassen. Es sei denn, daraus könn-
te sich mittel- bis langfristig eine Einsparung er-
geben. Die allerdings liegt auf der Hand. Wenn 
es nicht gelingt, in den Neuen Ländern eine in-
ternational wettbewerbsfähige Industriestruktur 
aufzubauen, wird der Haushalt des Bundes nicht 
dauerhaft saniert werden können. Und Ansied-
lung mit öffentlicher Förderung ist teurer als 
der Aufbau aus eigenem Humankapital. Noch 
gibt es in den Neuen Ländern ein beachtliches 
Humankapital, welches Zinsen tragen würde, 
wenn es eine entschlossene Politik der industriel-
len Erneuerung gäbe. Sie wird allerdings nur 
funktionieren, wenn Ausgründungen aus der 
Forschung mit Rahmenbedingungen für sie 
selbst und ihre Finanziers versehen werden, die 
sie attraktiv machen. 

Der dritte Einwand ist in der Tat eine besonders 
spannende Frage. Er betrifft im Kern das Selbst-
verständnis der HGF. Wenn sie die Vernetzung 
und den Wettbewerb mit dem Sonderforschungs-
zentrum WGL-Ost langfristig für eine interes-
sante Herausforderung hält, wird sie möglicher-
weise einen solchen Schritt begrüßen, zumal zu-
nächst einmal die Finanzierung teilweise ande-

ren Regeln gehorcht als in der HGF. Wenn sie 
sich vor allem davon verspricht, aus den spezifi-
schen Erfahrungen der WGL-Ost lernen zu kön-
nen, wie man auch in den Alten Ländern sehr 
viel mehr junge Unternehmen aus der Forschung 
heraus gründen kann, wird sie daraus ein ganz 
wichtiges zusätzliches Profil entwickeln können. 

Die universitäre Forschung 

Die universitäre Forschung verfügt in Deutsch-
land über mehr als 9 Milliarden €/Jahr. Sie gilt 
in Deutschland schon rein quantitativ als das 
Rückgrat des Forschungssystems. Auch in der 
universitären Forschung spielen Drittmittel eine 
wichtige Rolle. Insgesamt deckten Drittmittel, 
die von den Hochschulen in einem harten Leis-
tungswettbewerb eingeworben werden, mit über 
3 Milliarden € rund ein Drittel ihrer Forschungs-
ausgaben ab. Größte Quelle für Drittmittel ist die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, die von Bund 
und Ländern finanziert wird. Darüber hinaus 
finanziert der Bund, vor allem im Rahmen der 
Projektförderung, noch einmal mit erheblichen 
Beträgen in fast der gleichen Größenordnung 
wie die DFG die Forschung an Hochschulen. 
Insgesamt kommen mehr als die Hälfte der Dritt-
mittel für die Hochschulforschung direkt oder 
indirekt aus dem Bundeshaushalt. Unternehmen 
und Stiftungen steuern fast 1 Milliarde € im Jahr 
bei. Soll das durch eine Föderalismusreform 
ernsthaft in Frage gestellt werden? 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 

Die DFG wird zu 58 % vom Bund und zu 42 % 
von den Ländern finanziert. Ihr Budget beläuft 
sich derzeit auf über 1,3 Milliarden €/Jahr. Sie 
gilt auch im internationalen Vergleich als vor-
bildlich und verfügt über ein breit gefächertes 
Instrumentarium, um Forschung und Nach-
wuchsförderung im Wettbewerb zu unterstüt-
zen. Zum Instrumentarium der DFG gehören 
neben der Einzelförderung auf Antrag und der 
direkten Nachwuchsförderung im Rahmen von 
Stipendien auch die Ausschreibung von länger-
fristig angelegten Sonderforschungsbereichen, 
quasi Instituten auf Zeit. Dazu gehört auch die 
Förderung von übergreifenden Schwerpunktpro-
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grammen und interdisziplinären Forschungs-
gruppen sowie die Förderung von Graduierten-
kollegs für den wissenschaftlichen Nachwuchs in 
der Promotionsphase. Bereits heute bewirkt die 
DFG-Förderung eine durchaus erwünschte Qua-
litätsdifferenzierung zwischen den Universitäten. 
Wer bereits gut ist, hat beste Chancen, mit Hilfe 
der DFG noch besser zu werden. 

Die Systemevaluation der DFG durch internatio-
nale Experten hat vor einigen Jahren eine aller-
dings vorsichtige Kritik am Programmportfolio 
der DFG, wie sie es nennt, geübt und hat eine 
stärkere strategische Orientierung gefordert. Sie 
hat ferner eine Ergänzung des erfolgreichen Peer 
Review-Systems um jüngere und um ausländi-
sche Wissenschaftler(innen) gefordert und noch 
mehr Multidisziplinarität für sinnvoll erachtet. 
Die DFG hat daraus bereits erste Schlussfolge-
rungen gezogen. 

Spitzenuniversitäten 

Mit dem neuen Programm zur Förderung von 
Spitzenuniversitäten in Deutschland und der Ein-
beziehung der DFG in die Bewertung der ent-
sprechenden Anträge zur Förderung von „Gra-
duiertenschulen, Exzellenzclustern und Zukunfts-
konzepten zu universitärer Spitzenforschung“ 
ist ein weiterer Schritt getan worden, um die 
Hochschulen in Deutschland international noch 
weiter nach vorn zu bringen. Reicht er aus? 

Zum Vergleich: Der so genannte „Wettbewerb 
Exzellenzinitiative“ sieht in den fünf Jahren von 
2006 bis 2011 die Bereitstellung von 1,9 Milliar-
den € vor, die im Wettbewerb vergeben werden. 
Im gleichen Zeitraum werden aus dem regulären 
Haushalt der DFG voraussichtlich zwischen 7 
und 7,5 Milliarden € Forschungsmittel in die 
Hochschulen fließen und, so steht zu hoffen, di-
rekt aus dem Haushalt des BMBF im Rahmen 
der Projektförderung noch einmal mehr als 3 
Milliarden €. Der von der Exzellenzinitiative aus-
gelöste zusätzliche Finanzstrom stellt also tat-
sächlich einen beachtlichen Impuls dar, auch 
wenn er in Beziehung gesetzt werden muss zu 
den Gesamtausgaben für universitäre Forschung, 
die sich in diesem Zeitraum auf 40 bis 50 Milliar-
den € belaufen werden. 

Besonders interessant an dem „Wettbewerb Ex-
zellenzinitiative“ ist die Förderung von Exzel-
lenzclustern, sieht man einmal von dem sprach-
lichen Meisterwerk der Begriffsbildung ab. Da-
bei sollen etwa 30 Netzwerke, in denen auch Uni-
versitäten mit außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen zusammenarbeiten, für fünf Jahre 
mit im Schnitt 6,5 Millionen €/Jahr ausgestattet 
werden, um Spitzenforschung zu betreiben. Aber 
die eigentliche Chance, aus hervorragenden Fach-
bereichen an Universitäten und außeruniversi-
tärer Spitzenforschung wirkliche Eliteuniversi-
täten, Forschungsuniversitäten mit Weltruf zu 
formen, kann mit diesem Programm zwar vor-
bereitet, aber bestimmt nicht realisiert werden. 

Die eigentliche Dramatik in Deutschland rührt 
daher, dass es keine Spitzenuniversitäten nach 
dem Muster der amerikanischen Forschungs-
universitäten gibt bzw. dass diese nicht sichtbar 
sind. Denn es gibt natürlich Bereiche in der deut-
schen Hochschullandschaft, die in Forschung 
und Lehre absolute Spitzenleistungen erbringen 
und sich mit den Besten in der Welt ohne Wei-
teres messen können. Aber sie werden entweder 
durch die Einbettung in Massenuniversitäten in-
ternational nicht so sichtbar, wie sie eigentlich 
sein müssten, oder sie erhalten ihre Leistungsfä-
higkeit erst durch die Kombination mit außer-
universitärer Forschung und fallen schon deshalb 
durch das international übliche Rankingraster. 

Die Hoffnung, weltweit anerkannte „Leuchttür-
me der Wissenschaft“ mit durchschnittlich 21 
Millionen € pro Jahr anzuzünden, wie es in der 
Exzellenzinitiative heißt, ist sicher nicht völlig 
abwegig. Wie weit diese dann leuchten werden, 
ist allerdings eine andere Frage. Denn dazu ge-
hört nicht nur eine sehr hohe Qualität in Lehre 
und Forschung, sondern auch das Markenzei-
chen, welches die Besten der Welt anzuziehen 
und das Licht erst zu fokussieren vermag. Nie-
mand weiß so ganz genau, auf welchen Feldern 
Oxford oder Stanford führend ist, aber die Na-
men bürgen bereits für Qualität. Sie stehen im 
Licht internationaler Aufmerksamkeit. Garching 
bei München ist zwar ein fantastischer Wissen-
schaftsstandort, bleibt aber international im Dun-
keln. Die im Dunkeln sieht man nicht – jeden-
falls vom Ausland her gesehen. 
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Erst wenn die Erkenntnis Platz greift, dass wir im 
internationalen Wettbewerb um wissenschaftli-
che Eliten nur dann erfolgreich mitbieten, wenn 
wir auch solche Namen in Deutschland auf die 
Beine stellen wie Oxford oder Stanford, CalTech 
oder MIT, wird die Exzellenzinitiative oder das 
daran anschließende Folgeprogramm wirklich 
erfolgreich sein und die Besten der Welt anzie-
hen können. So lange das nicht der Fall ist, wird 
das deutsche Modell, Wissenschaft zu organisie-
ren und zu managen, sicher hervorragend und 
auf jeden Fall besser als sein Ruf funktionieren, 
aber ein neues Mekka der Wissenschaft, wie 
einst in Göttingen, wird dabei nicht entstehen. 
Jedenfalls nicht als Universität mit ihrem uni-
versellen Anspruch und der Fähigkeit, ständig 
neue ganz hervorragende wissenschaftliche Be-
gabungen hervorzubringen. Denn das war der 
eigentliche Anspruch von Göttingen. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die Frage, ob das deutsche Modell besser ist als 
sein Ruf, kann eindeutig mit ja beantwortet wer-
den. Das Modell, außeruniversitärer Forschung 
Freiräume zu geben, sie an klaren Kriterien zu 
messen, bürokratische Hemmnisse abzubauen 
und diese Forschung eng mit den Universitäten 
zu verknüpfen, funktioniert zunehmend besser. 
Aber damit ist die wichtige Frage, wie können 
wir uns in Deutschland international wieder mit 
den Besten messen, leider noch nicht beantwor-
tet. Viele kleine und einige große Schritte sind 
dafür erforderlich. Drei große Schritte sollen hier 
zur Diskussion gestellt werden, wohl wissend, 
dass eine intensive Diskussion des Für und Wi-
der unabdingbar ist. 

Noch gibt es den Organisationsgrenzen über-
schreitenden wissenschaftlichen Wettbewerb nur 
in rudimentärer Form. Noch fehlt es der DFG, 
der MPG, der HGF und der WGL an einem Wis-
senschaftsmanagement, welches die strategische 
Orientierung der von ihnen verantworteten Res-
sourcenprioritäten zum zentralen Ziel erhebt. 
Noch ist die Bildung von Exzellenzclustern ein 
mühsamer Prozess, der durch Förderung be-
schleunigt vorankommt, aber deswegen noch 
nicht gleich grundlegend neue Spuren hinter-

lässt. Was muss sich ändern, um dem deutschen 
Modell wissenschaftlichen Glanz zu verleihen? 

Bereits heute redet die Politik im Wissenschafts-
rat im Rahmen der Verwaltungskommission mit 
und respektiert die Entscheidungen der Wissen-
schaftlichen Kommission. Auch im Hauptaus-
schuss der DFG sind die Ministerien vertreten, 
dort allerdings nicht auf politischer Ebene. Und 
trotzdem ist es gelungen, die Unabhängigkeit 
der Wissenschaft in vollem Umfang aufrecht zu 
erhalten und ihr die erste Stimme zu geben. Das 
muss auch in Zukunft so bleiben, aber Staat und 
Wissenschaft sind bei der richtigen Prioritäten-
setzung aufeinander angewiesen. Wir brauchen 
eine strategisch orientierte schlagkräftige deut-
sche Wissenschaftsorganisation und keine Zer-
splitterung in zahlreiche Einzelgremien. Das gilt 
für den politischen Bereich, für die BLK und die 
KMK, aber auch für die Wissenschaft selbst. 

9. Empfehlung 
Wissenschaftsrat und DFG 

strategisch verknüpfen 

Zusammenführung von Wissenschaftsrat und Deut-
scher Forschungsgemeinschaft zu einer Deutschen 
Wissenschaftsgemeinschaft, ausgestattet mit einem 
Budget zur Förderung der Grundlagenforschung, 
welches nicht in Bund/Länder-Mischfinanzierung aus-
gehandelt, sondern zu 100 % vom Bund getragen 
wird. Die Deutsche Wissenschaftsgemeinschaft soll-
te nicht wie bisher Drittmittel nur für Hochschulen, 
sondern auch für die außeruniversitäre Forschung 
bereitstellen und damit den Wettbewerb säulenüber-
greifend in Gang bringen (DFG). Sie sollte als Grund-
lage dafür eine strategische Orientierung der deut-
schen Grundlagenforschung entwickeln und fort-
schreiben (Wissenschaftsrat). Mindestens 20 % der 
institutionellen Forschungsförderung sollten auf die-
sem Weg im Wettbewerb um Exzellenz vergeben 
werden, an einzelne Institute oder Institutsverbün-
de. Die Deutsche Wissenschaftsgemeinschaft sollte 
grundsätzlich zu Vollkosten finanzieren, um Univer-
sitäten im Wettbewerb um Fördermittel gegenüber 
der außeruniversitären Forschung nicht zu benach-
teiligen und die Vernetzung zu fördern. 

Deutschland braucht Elitehochschulen. Ein nach-
haltiger Impuls zum Aufbau von international 
renommierten Forschungsuniversitäten als Elite-
hochschulen wird in Deutschland von einer 
Zusammenführung hervorragender Bereiche in 
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Universitäten mit außeruniversitärer Forschung 
erwartet werden können. Wir können es uns 
nicht länger leisten, dem hochbegabten Nach-
wuchs zunächst in Massenuniversitäten eine ent-
sprechende Chance intensiver Betreuung in den 
ersten Semestern zu verwehren und ihm erst im 
Masterstudiengang und als Doktoranden beson-
dere Bedingungen im Studium und in der For-
schung zu verschaffen. Gerade bei Eliteuniver-
sitäten mit internationaler Ausstrahlung haben 
Bund und Länder eine gemeinsame Verantwor-
tung. An dieser Stelle führen die Überlegungen 
zur Föderalismusreform in eine Sackgasse. Bei 
der Finanzierung von Eliteuniversitäten sollte 
der Bund in enger Zusammenarbeit mit der DFG 
und dem Wissenschaftsrat mittelfristig eine mit-
entscheidende und dauerhafte Verantwortung 
übernehmen, auch wenn es zur Zeit so aussieht, 
als ob diese Verantwortung bestritten wird. 

10. Empfehlung 
Bundesfinanzierte Eliteuniversitäten 

Universitäten und außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen sollten gemeinsam Tochteruniversitäten 
gründen, die von vornherein nicht als Massenuniver-
sitäten, sondern als Forschungsuniversitäten angelegt 
werden. Der Zugang für Studierende sollte in jeder 
Phase des Studiums, auch unmittelbar nach dem 
Abitur, auf der Grundlage von Prüfungen mit sehr 
hohen Leistungsanforderungen möglich sein. Jede(r) 
Studierende sollte einen ausreichend dotierten Prak-
tikumsplatz erhalten, um sein/ihr Studium schnell und 
gründlich deutlich unter der sonst üblichen Regelstu-
dienzeit zu absolvieren. Durch die Verbindung mit 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen sollte 
von Anfang an eine Integration des Studiums in an-
spruchsvolle Forschung ermöglicht werden. Die Fi-
nanzierung dieser Universitäten und ihrer Studieren-
den sollte zu 100 % durch den Bund erfolgen. Das 
fördert den Wettbewerb zwischen den Ländern. Die 
Eliteuniversitäten sollten rechtlich selbständige Stiftun-
gen sein und ein hohes Maß an Autonomie genie-
ßen. Der Rechtsrahmen bleibt Ländersache. Wer auf 
Landesebene den geeigneten Rechtsrahmen schafft 
und seine Landesuniversitäten überzeugt, sich an der 
Trägerschaft zu beteiligen, verbessert seine Chancen 
im Standortwettbewerb. 

Die Brücke zwischen der Grundlagenforschung 
und der Erneuerung der deutschen Volkswirt-
schaft muss neue Pfeiler erhalten, um tragfähi-
ger zu werden. Zwar ist unbestritten, dass die 
Mission der FhG, der MPG und der HGF klar 

definiert sind. Das gilt jedoch nicht für die WGL 
und das ist bedauerlich. Denn die häufig unter-
schätzte Leibnizgemeinschaft stellt vor allem in 
den Neuen Ländern ein Forschungspotential dar, 
welches gezielt für den Wiederaufbau der Wirt-
schaft eingesetzt werden sollte und könnte. Hier 
ist eine Strukturreform überfällig, denn vor al-
lem in den Neuen Ländern ist die Wissenschaft 
die große Chance zur Verbesserung der Wirt-
schaftskraft. Sie kann nur gelingen, wenn die 
dort angesiedelten Institute erstens eine lang-
fristige Perspektive erhalten, die auch nicht von 
einer Föderalismusreform in Frage gestellt wird, 
und zweitens systematisch die Fähigkeit hono-
riert wird, neue Unternehmen aus der Forschung 
heraus zu gründen. 

11. Empfehlung 
HGF und Teile der WGL zusammenführen 

Die neue HGF sollte alle naturwissenschaftlich-tech-
nischen WGL-Institute in den Neuen Ländern und 
einige geeignete Institute in den Alten Ländern ein-
beziehen. Sie sollte durch entsprechende Dotierung 
der Haushaltsmittel in die Lage versetzt werden, in den 
Neuen Ländern bei Bedarf neue Institute zu grün-
den. Dieser neue Bereich in der HGF sollte zunächst 
einen Sonderstatus erhalten, aber wie die Mutteror-
ganisation HGF in der Programmförderung nicht der 
Mischfinanzierung unterliegen, sondern mit einem 
Finanzierungsschlüssel „100 % Bund“ ausgestattet 
sein. Seine wichtigste Aufgabe ist in enger Verknüp-
fung mit Hochschulen und Venture Capital-Gesell-
schaften die systematische Vorbereitung der Grün-
dung junger Technologieunternehmen vor allem in 
den Neuen Ländern. Durch die Eingliederung in die 
HGF als „Sonderforschungszentrum Neue Länder“ 
sollten diese Institute von vornherein eine langfristi-
ge Perspektive erhalten, durch den Qualitätswettbe-
werb im Rahmen der Programmförderung einen ho-
hen wissenschaftlichen Standard halten und durch 
die Bindung zusätzlicher Fördermittel an den Erfolg 
von Ausgründungen sich klar im Gefüge der außer-
universitären Forschung positionieren. 

3.5 Wissenschaftsmarketing 

„Die Welt ist ein Narrenhaus, das Renommee 
macht alles!“  
Plakat zum Einsteinjahr 2005 

Im fünften und letzten Kapitel geht es um die 
Wechselwirkung von Entscheidungen und Ent-
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scheidungsträger(innen) in der Wissenschaft mit 
der Öffentlichkeit und ihren Repräsentanten. For-
schung ist entscheidend für die Zukunftsgestal-
tung in Deutschland. Darüber gibt es wenig 
Streit. Aber Wissenschaft kostet Geld. Das wird 
ohne ein aktives Wissenschaftsmarketing nicht 
dauerhaft gesichert werden können. Wie entste-
hen Prioritäten in der Forschung? Sie entstehen 
nicht nur in elitären Zirkeln oder Lobbygruppen. 
Sie entstehen auch durchaus demokratisch, im 
Parlament. Sie entstehen nicht losgelöst von der 
öffentlichen Debatte. 

Wie entstehen Prioritäten für die Finanzierung 
von Forschung im Wettbewerb mit anderen Auf-
gaben des Staates in Zeiten knapper Kassen? Da-
bei spielen sowohl Niederlagen als auch Erfolge 
im nationalen und internationalen Wissenschafts-
wettbewerb eine Rolle, jedenfalls soweit sie von 
der Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen wer-
den. Denn spätestens dann wird Politik hellhörig. 

Ein besonders wirkungsvolles Wissenschaftsmar-
keting, gegründet auf eine scheinbare oder ech-
te Niederlage, war die Ende der Sechziger Jahre 
des letzten Jahrhunderts einsetzende Debatte in 
der OECD um die technologische Lücke zwi-
schen Europa und den USA, im Grunde eine 
Niederlage, die aber zur Kenntnis genommen 
wurde. Bücher wie das von Servan-Schreiber 
(Die Amerikanische Herausforderung) wurden 
zu Bestsellern. Das Renommee der OECD liefer-
te der Politik die Argumente, machte bewusst, 
welche Bedeutung Investitionen in Wissenschaft 
und Technik für die Zukunft Europas haben wer-
den und setzte damit einen Prozess in Bewegung, 
der heute noch anhält. 

Auch Erfolge zählen. Nobelpreise gelten als na-
tionale Erfolge. Nobelpreisträger, in der Regel 
eher öffentlichkeitsscheu, können die Bedeutung 
von Wissenschaft einer breiten Öffentlichkeit 
vermitteln und so wirkungsvoll dazu beitragen, 
dass Forschung selbst in Zeiten knapper Kassen 
Priorität erhält. Besonders wirksam sind solche 
„Erfolge“, wenn sie von deutschen Wissenschaft-
lern erzielt werden, die in den Vereinigten Staa-
ten forschen. Dann wird gern berichtet. 

In japanischen Zeitungen schaffen es besondere 
Leistungen japanischer Wissenschaft häufig auf 

die erste Seite, was in Deutschland eher selten 
ist. Zum Wissenschaftsmarketing gehört daher 
die Fragestellung: Warum haben wir zum Bei-
spiel keine Preise, deren Popularität dem Nobel-
preis entspricht, obwohl die finanziellen Auf-
wendungen durchaus vergleichbar sind und die 
wissenschaftlichen Leistungen sehr viel aktuel-
ler und insofern auch interessanter. Der Gott-
fried-Wilhelm-Leibniz-Preis ist für experimentel-
le Arbeiten mit 1,55 Mio. € und für theoretische 
Arbeiten mit 770000 € dotiert und wurde in die-
sem Jahr zum zwanzigsten Male verliehen. Und 
doch verschwindet er im Schatten des Nobelprei-
ses und wird kaum zur Kenntnis genommen. 

Die zahlreichen Preise, mit denen hervorragen-
de wissenschaftliche Arbeiten belohnt werden, 
sind bisher noch nicht genügend als Marketing-
instrument eingesetzt worden. Hier würde sich 
eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit lohnen. 
Das gilt umso mehr, als häufig die ausgezeich-
neten Wissenschaftler(innen), zum Beispiel im 
medizinischen Bereich, ganz unmittelbar ver-
ständliche, spektakuläre und noch dazu aktuel-
le Fortschritte erzielt haben, etwa in der Krebs-
bekämpfung mit Nanopartikeln oder in der Me-
dizintechnik mit Sehhilfen für unheilbar Blinde. 

Warum ist der Nachrichtenwert von wissen-
schaftlichen Entdeckungen und technischen Er-
findungen in Deutschland so gering? Wir haben 
hervorragende Wissenschaftsjournalisten, aber 
sie schaffen es in der Regel nicht auf die erste 
Seite. Das Fernsehen bringt ganz ausgezeichnete 
Wissenschaftssendungen, aber sie sind kein nach-
haltiges und prägendes Thema und haben mit 
wenigen Ausnahmen relativ niedrige Einschalt-
quoten. Was unser Leben langfristig verändert, 
hat gegenüber kurzfristiger Unterhaltung keine 
Chance. Die Schlussfolgerung ist nicht, darüber 
ein Klagelied anzustimmen, vielmehr Wissen-
schaftsmarketing nicht als anrüchiges Problem, 
sondern als große Chance zu begreifen. 

Eine Frage, der nachgegangen werden soll, ist: 
Welche Rolle spielen in diesem Zusammenhang 
sachverständige Wissenschaftsjournalisten und 
deren ständige Weiterbildung bei der Organisa-
tion des Dialogs zwischen Wissenschaft, Politik 
und Gesellschaft? 
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Die wichtigste Frage jedoch vorab: Wie können 
wir dazu beitragen, dass junge Menschen Ver-
trauen und Begeisterung für die Wissenschaft 
entwickeln? Hier haben wir zwar in den letzten 
Jahren bedeutende Fortschritte gemacht, aber 
wir haben unser Nachwuchsproblem noch nicht 
gelöst. 

Wissenschaft im Dialog 

Seit vor fünf Jahren die Deutsche Physikalische 
Gesellschaft zusammen mit dem BMBF und dem 
Stifterverband für die deutsche Wissenschaft das 
Jahr der Physik ausgerufen hat, kann man mit 
Fug und Recht behaupten, dass sich deutsche 
Wissenschaftsmanager(innen) sehr bewusst der 
Öffentlichkeit stellen und ganz neue Methoden 
des Wissenschaftsmarketing salonfähig gemacht 
haben. Sie haben erkannt, dass neben dem di-
rekten Kontakt mit der Politik vor allem eine 
Mobilisierung der Öffentlichkeit notwendig ist, 
wenn Deutschland in Wissenschaft und Wirt-
schaft eine Spitzenstellung behaupten und zu-
rückgewinnen will. 

Noch gibt es keine umfassende Bewertung des-
sen, was mit den Jahren der Wissenschaft erreicht 
worden ist. Auf die Physik folgten die Lebens-
wissenschaften, dann die Geowissenschaften, 
Chemie, Technik und schließlich in diesem Jahr 
das Einsteinjahr. Sie sind Teil der vielfältigen 
Aktivitäten von „Wissenschaft im Dialog“, einer 
von den Wissenschaftsorganisationen in Deutsch-
land und dem Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft getragenen großangelegten Initia-
tive. Man wird mit Sicherheit davon ausgehen 
können, dass die Anziehungskraft von Veran-
staltungen, welche oft mehrere Zehntausende 
von Menschen erreichen, eine nachhaltige Wir-
kung entfalten werden. 

Wenn heute niemand mehr bestreitet, dass 
Deutschland bis zum Jahr 2010 die magischen 3 % 
für FuE vom BIP erreichen sollte, hat das auch 
etwas mit erfolgreichen Marketinganstrengun-
gen des deutschen Wissenschaftsmanagements 
zu tun, wie eben zum Beispiel „Wissenschaft im 
Dialog“. Was das in Zeiten knapper Kassen und 
hoher Staatsverschuldung bedeutet und welches 
Veränderungspotential damit aktiviert wird, wird 

sich hoffentlich bald positiv bemerkbar machen. 
Die Folgen allerdings sind langfristiger Natur. 
Aber das ist eben ein Kennzeichen des Marke-
ting in der Wissenschaft, dass es für kurzfris-
tige Maßnahmen mit langfristigen Wirkungen 
werben muss – anders als in der Wirtschaft, in 
der Marketing ganz überwiegend auf kurzfristi-
ge Wirkungen zielt. 

Marketing hat für Wissenschaftler(innen) leicht 
etwas Anrüchiges, denn Wissenschaft ist auf der 
Suche nach Erkenntnis. Aber wenn es konkret 
darum geht, für ihr eigenes Thema die Werbe-
trommel zu rühren, schwinden diese Bedenken 
in der Regel dahin. Tatsächlich ist Wissenschafts-
management wie jedes Management auf erfolg-
reiches Marketing angewiesen und nicht jede(r) 
Wissenschaftsmanager(in) hat bereits genügend 
Erfahrungen sammeln können, wenn er oder sie 
eine verantwortliche Position übernimmt. Wenn 
in einem früheren Kapitel die Gründung einer 
Führungsakademie vorgeschlagen worden ist, so 
sollte diese den Bereich Marketing nicht ausspa-
ren, sondern die Wissenschaftsmanager(innen) 
und nicht zuletzt die Forschungsförder(innen) 
auch auf diesem wichtigen Feld qualifizieren. 

Nachwuchs gewinnen 

Die Neigung von jungen Menschen, sich einem 
naturwissenschaftlichen oder technischen Fach 
zuzuwenden, wird bereits in der Schule geweckt. 
Tatsächlich haben die vielfältigen Aktivitäten in 
den letzten Jahren dazu geführt, dass sich der 
Rückgang der Zahl der Studierenden in natur-
wissenschaftlich-technischen Fächern nicht fort-
gesetzt, sondern der Trend sich ganz deutlich 
umgekehrt hat. Aber das in den Neunziger Jah-
ren ausgehobene Tal war tief und es braucht Zeit, 
wieder nach oben zu kommen. Die rasch wech-
selnden Forschungsminister in den Neunziger 
Jahren galten nicht als Spitzenbesetzungen und 
hatten schon deshalb wenig Chancen gegenzu-
steuern. Drum ist es kein Wunder, dass Deutsch-
land, bezogen auf die Zahl von Studienanfän-
gern in naturwissenschaftlichen Fächern, etwa 
gegenüber Großbritannien immer noch einen 
eklatanten Rückstand aufweist. Das ist umso er-
staunlicher, als Deutschland nach wie vor als 
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Exportweltmeister gerade auf diesem Feld einen 
riesigen Bedarf hat, der bald nicht mehr befrie-
digt werden wird. 

Der Mangel beginnt beim Lehrernachwuchs. Es 
gibt nicht genug Lehrer(innen) für Physik, Ma-
thematik, moderne Biologie und Chemie. Es 
gilt für diejenigen, welche diese Fächer studieren, 
auch nicht als besonders attraktiv, Lehrer(in) zu 
werden statt in die Forschung zu gehen. Viel-
leicht sollten hier Knappheitspreise gezahlt wer-
den, denn diese Lehrer(innen) sind es, wenn sie 
denn in der Lage sind, Interesse zu erzeugen, 
und wenn sie den Stoff beherrschen, die erst den 
Nachwuchs an die Hochschulen bringen, den 
wir dringend brauchen werden. 

Besonders bedauerlich ist die Tatsache, dass vor 
allem Frauen sich vergleichsweise viel zu selten 
für ein solches Studium entscheiden. Daran ha-
ben Kampagnen des BMBF sich abgearbeitet, aber 
noch nicht wirklich einen Durchbruch hervor-
bringen können. Wir können es uns in Deutsch-
land nicht länger leisten, gerade dieses Reser-
voir begabter Frauen nicht auszuschöpfen. Viel-
leicht sollten wir uns paradoxerweise an Län-
dern ein Beispiel nehmen, wo wir es am We-
nigsten erwarten. So sind beispielsweise in is-
lamischen Ländern, wie dem Iran oder Indone-
sien, Frauen bereits mit mehr als fünfzig Prozent 
in naturwissenschaftlich-technischen Fächern re-
präsentiert. Sie machen immer häufiger die bes-
ten Abschlüsse und qualifizieren sich damit für 
akademische Führungspositionen. Diesen Rück-
stand gegenüber einem internationalen Trend 
aufzuholen ist von ganz entscheidender Bedeu-
tung für die Zukunft der deutschen Forschung. 

Das Problem ist erkannt. Viele Universitäten be-
mühen sich und machen Angebote an Schülerin-
nen und Schüler, an Lehrangeboten teilzuneh-
men und bereits erste Scheine für ein späteres 
Studium zu erwerben, um auf diesem Weg die 
drohende Lücke im Nachwuchs zu füllen. Au-
ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen bieten 
Schülerlabors an, in denen diese sich mit der 
Faszination von Wissenschaft vertraut machen 
können. „Jugend forscht“ lässt öffentlich werden, 
was möglich ist, wenn junge Menschen sich an 
der Wissenschaft begeistern. Das sind alles hoff-

nungsvolle Zeichen, die in den nächsten Jahren 
ihre Früchte tragen werden. Die Wissenschaft 
sitzt schon lange nicht mehr im Elfenbeinturm. 
Sie geht auf den Marktplatz und wirbt. Wer ein-
mal gesehen hat, wie junge Menschen auf diese 
Angebote reagieren, ist überzeugt, dass sich hier 
Grundlegendes in den letzten Jahren geändert 
hat. 

Diese positive Entwicklung geht allerdings ins 
Leere, wenn die jungen Menschen nicht erken-
nen können, dass sie damit auch ihre Zukunft 
sichern können. Deshalb ist es notwendig, durch 
entsprechende Förderung, die antizyklisch zum 
Verhalten der Wirtschaft gestaltet wird, attrak-
tive Arbeitsplätze in der Forschung anzubieten 
und nicht den Fehler der Neunziger Jahre zu 
wiederholen. Damals baute die Industrie kräftig 
Stellen in der Forschung und Entwicklung ab 
und die Bundesregierung verhielt sich prozyk-
lisch und verordnete auch der Wissenschaft ei-
nen Stellenabbau, besonders krass in den Neuen 
Ländern, aber auch in der alten Bundesrepublik. 
Eine Art Schweinezyklus war die Folge. Der Stel-
lenabbau verminderte die Bereitschaft, Natur-
wissenschaft und Technik zu studieren. Und als 
die Wirkung fünf bis sechs Jahre später einsetz-
te, war der Mangel an Nachwuchs eine entschei-
dende Wachstumsbremse in Branchen, die ihre 
Stellen nicht mehr besetzen konnten. Das darf 
sich nicht wiederholen. 

Weiterbildung von Journalist(innen) 

Zum Wissenschaftsmarketing gehört es, Journa-
list(inn)en die Kenntnisse und Informationen zu 
bieten, um spannend und kenntnisreich über 
Wissenschaft berichten zu können. Das ist kein 
finanzielles Problem. Nichts hindert die Wissen-
schaftsorganisationen, die sich in der Allianz 
versammeln, zusammen mit dem BMBF und 
den Ländern und unterstützt durch die Wirt-
schaft, regelmäßige Summer Schools für Jour-
nalist(inn)en in attraktiver Umgebung anzubie-
ten. Auf diese Weise könnten neue Erkenntnis-
se und Entdeckungen in den Naturwissenschaf-
ten, großartige Erfindungen und neue Lösungen 
in der Technik für Probleme, die uns alle betref-
fen, etwa in der Medizin, in der Energietechnik, 
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im Umweltschutz oder in der Verkehrstechnik 
vermittelt sowie sachkundig und engagiert vor-
getragen und diskutiert werden. 

Wissenschaft muss konkret und verständlich dar-
geboten werden, um den Weg in die Öffentlich-
keit zu finden. Die Mediateure sind die Wissen-
schaftsjournalist(inn)en. Sie sind auf die Hilfe 
der Wissenschaft angewiesen und sollten diese 
Hilfe auch bekommen. Wenn in Zukunft sogar 
Chefredakteure gewonnen werden können, spek-
takuläre Nachrichten auf der ersten Seite zu brin-
gen, dann wird auch eine neue Begeisterung für 
den wissenschaftlichen und technischen Fort-
schritt entstehen, der unsere Probleme lösen hilft. 
Dann wird Wissenschaft in den Medien kein 
Aschenputteldasein mehr fristen. 

Wissenschaftsmarketing im Wettbewerb 

An anderer Stelle ist schon darauf hingewiesen 
worden, dass es auch in der Wissenschaft, bei 
Hochschulen oder außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen, darum geht, Qualität und Renom-
mee zusammen zu führen, um Markennamen zu 
etablieren. Hier hat die Presse, unterstützt durch 
die Bertelsmann-Stiftung und andere Organisa-
tionen, in den letzten Jahren wichtige Beiträge 
geliefert. Das Management derartiger Aktionen 
ist inzwischen sogar Thema eines Studiengangs 
der Technischen Universität Berlin, der in die-
sem Wintersemester beginnt. 

Aber wie jeder Markenstratege in der Wirtschaft 
weiß, funktioniert das nur nachhaltig, wenn das 
Angebot stimmt und die Kunden das Angebot 
annehmen. Auf das Angebot haben Wissen-
schaftsmanager(inn)en Einfluss. Sie werden sich 
allerdings umso mehr engagieren, je mehr sich 
der Wettbewerb um die beste Platzierung lohnt. 
Das ist die Stärke einer Wettbewerbsverfassung, 
die wir bisher nur begrenzt nutzen. 

Dort, wo kein Wettbewerb sichtbar wird, fehlt 
dieses Engagement. Also sollte er auch sichtbar 
und nachvollziehbar werden. Hochschulen und 
Forschungsorganisationen brauchen ein klares 
Profil und eine aggressive Vermarktung dieses 
Profils, um sichtbar zu werden. Nur wenn das 
gelingt, wird die deutsche Wissenschaft auch im 

Ausland so attraktiv, dass die Begabungen der 
Welt wieder nach Deutschland strömen, weil 
sie sich dort eine Wissenschaft versprechen, die 
weltweit führend ist. 

Auf diesem Gebiet können wir von den USA 
oder Israel einiges lernen. Ein Beispiel dafür sind 
Spenden. Wissenschaftsmanager(innen) sind in 
Zeiten knapper Mittel zunehmend darauf ange-
wiesen, Spenden einzuwerben und den Spen-
dern deutlich zu machen, wie gut ihre Arbeit ist. 
Das sollten wir nicht negativ besetzen. Wir soll-
ten in Deutschland die Scheu davor verlieren, 
private Spenden im Wissenschaftsbetrieb mit 
Skepsis zu betrachten. Warum sollte nicht der 
Neubau eines Universitätsinstituts oder gar ei-
nes Max-Planck-Instituts mit dem Namen eines 
Spenders geschmückt werden. Dadurch verliert 
die Wissenschaft ihre Unabhängigkeit nicht. Im 
Gegenteil, nur wenn sie diese bewahrt, bewahrt 
sie ihre Identität und bleibt damit letztlich für 
Spender auch attraktiv. Wissenschaft ist keine 
Ware, die man verkauft, um Interessen zu die-
nen. Nur ihre dauerhafte Qualität macht sie erst 
wirklich interessant, nicht ihre Anpassung an 
vorübergehende Interessen. 

Warum sollte unser Stiftungsrecht nicht darauf 
zugeschnitten werden, Wissenschaft zu fördern. 
Warum sollten die Bedingungen für Stiftungen 
nicht so gestaltet werden, dass auch in Deutsch-
land mit seinem riesigen Finanzpotential in sehr 
viel größerem Masse private Mittel für die Wis-
senschaft aktiviert werden. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Noch ist Deutschland im Wissenschaftsmarke-
ting Entwicklungsland, aber wir holen auf. Die 
Wissenschaft hat den Elfenbeinturm verlassen 
und wirbt aktiv um ihre Sache. Das wurde aller-
dings auch Zeit, denn das Hauptproblem, vor 
dem die deutsche Wissenschaft steht, ist die 
Nachwuchssicherung. 

Das ist zunächst offenbar eine Aufgabe für un-
ser Schulsystem. Es ist darüber hinaus aber auch 
eine große Aufgabe, weltweit für Begabungen 
attraktiv zu werden. Amerika hat es geschafft, 
trotz eines im Ganzen nicht wirklich guten 
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Schulsystems, die Begabungen der Welt anzu-
ziehen. Wir sind Exportland Nummer 1. Schon 
deshalb ist das eine der ganz großen Heraus-
forderungen, vor der wir stehen. Wir brauchen 
in Zukunft die Partner, die bei uns gelernt und 
gelebt haben und unsere Sprache sprechen, un-
sere Kultur lieben. 

Professionelle Öffentlichkeitsarbeit ist für Wis-
senschaftsmanager in der Regel kein vorrangi-
ges Thema, obwohl auch da Ausnahmen die Re-
gel bestätigen. Sie will gelernt sein und ihr Ziel 
ist nicht nur, die eigene Organisation ins Be-
wusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Gleich 
wichtig ist es, gemeinsam mit Anderen der Wis-
senschaft im öffentlichen Bewusstsein einen ho-
hen Stellenwert einzuräumen und immer wieder 
neu zu erkämpfen. 

12. Empfehlung 
Professionelle Öffentlichkeitsarbeit 

Wissenschaftsmanager(innen) sollten gemeinsam für 
Wissenschaft werben, wie im Rahmen von „Wissen-
schaft im Dialog“ bereits hervorragend demonstriert. 
Sie sollten sich eine(n) Sprecher(in) suchen, welcher 
als Stimme der deutschen Wissenschaft anerkannt 
und von der Politik gehört wird. Sie sollten darüber 
hinaus durch klare Profilbildung ihrer Universität 
oder Wissenschaftsorganisation dafür sorgen, dass 
sich ein unverkennbarer Markenname herausbildet, 
der im In- und Ausland Attraktivität ausstrahlt. 

Das größte Problem der deutschen Wissenschaft 
ist die Nachwuchssicherung. Das beginnt bereits 
in der Schule und deshalb ist es ein Alarmsignal, 
dass Schulen Schwierigkeiten haben, geeignete 
Lehrer(innen) in Naturwissenschaft und Technik 
zu finden, und die Begeisterung für den techni-
schen Fortschritt deshalb nicht ausreichend ver-
mitteln können. Dabei ist auch die Frage, wie 

Mädchen für diese Themen gewonnen werden 
können, von zentraler Bedeutung, weil es darum 
geht, alle Begabungen auszuschöpfen. 

13. Empfehlung 
Um den Nachwuchs werben 

Es ist eine der vornehmsten Aufgaben des Wissen-
schaftsmanagements in Deutschland, mitzuhelfen, 
dass sich mehr junge Menschen für Wissenschaft und 
Technik begeistern und darin auch eine Perspektive 
für ihr Berufsleben erkennen. Die bereits eingeleite-
ten Werbeaktivitäten und vor allem die Verknüpfun-
gen von Schule und Wissenschaft sollten gefördert 
und weiter verstärkt werden. Lehrer(innen) in diesen 
Fächern müssen, der Knappheit entsprechend, at-
traktive Arbeitsbedingungen und soweit notwendig 
spezifische Leistungszulagen erhalten und darüber 
hinaus die Chance bekommen, sich ständig weiter 
zu bilden, fachlich und pädagogisch. 

Deutschland hat einen Nachholbedarf in der 
Akquisition privater Mittel für die Wissenschaft. 
Traditionell gilt in Deutschland Wissenschaft als 
staatliche Aufgabe und das wird auch ganz über-
wiegend so bleiben. Gleichwohl können private 
Mittel einen wesentlichen Beitrag leisten und 
dazu kann gutes Wissenschaftsmarketing ent-
scheidend beitragen. 

14. Empfehlung 
Private Spenden für die Wissenschaft fördern 

Die Bedingungen für Stiftungen zur Förderung der 
Wissenschaft sollten deutlich verbessert werden. Da-
zu kann eine Reform des Erbschaftssteuerrechts in 
Verbindung mit dem Stiftungsrecht, dem amerikani-
schem Vorbild folgend, beitragen. Genau so wichtig 
ist die Bereitschaft des Wissenschaftsmanagements, 
sich privaten Stiftern zu öffnen und den Stiftern die 
Möglichkeit zu geben, ein Stück ihres Lebenswerks 
in Spenden für die Wissenschaft öffentlich sichtbar 
zu dokumentieren. 
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4. NACHWORT UND DANK 

Die hier vorgelegten Überlegungen und Emp-
fehlungen stützen sich auf zahlreiche Gespräche 
mit Kennern der Materie. Sie wurden zu einem 
Zeitpunkt formuliert, an dem sich die neue Bun-
desregierung der Großen Koalition anschickt, 
dem Wissenschaftsmanagement neue Impulse zu 
geben. Ihr Wille und Versprechen, Bildung und 
Forschung Priorität zu geben, wird gewürdigt. 
Die Ausführungen enthalten aber auch Kritik, 
die zu Kontroversen Anlass geben mag, aber 
diese Kritik ist konstruktiv gemeint. Einige 
Empfehlungen weisen über den Tag hinaus, 
aber es macht auch wenig Sinn, nur das unmit-
telbar Mögliche zu diskutieren. Wichtig ist die 
Erkenntnis, dass Wissenschaftsmanagement in 
Deutschland immer noch ein Stiefkind der öffent-
lichen Diskussion ist und dass sich das ändern 
muss, wenn die Innovationskette in Deutsch-
land optimiert werden soll. 

Der Verfasser trägt die alleinige Verantwortung 
für den Inhalt und damit auch für mögliche Fehl-
einschätzungen, dankt aber insbesondere dem 
ehemaligen Präsidenten der Helmholtzgemein-
schaft, Professor Kröll, der stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden des Forschungszentrums Jü-
lich, Frau Dzwonnek, dem Leiter des Zentrums 
für Wissenschaftsmanagement in Speyer, Pro-
fessor Blum, dem Vorstandsmitglied des Deut-
schen Zentrums für Luft- und Raumfahrt, Dr. 
Baumgarten, und dem Ressortleiter Wissenschaft 
der „ZEIT“, Herrn Spiewack, für ihre kritischen 
Bemerkungen zu einer ersten Fassung. 

Er bedankt sich insbesondere bei Dr. Michael 
Domitra und Dr. Peter Oesterdiekhoff von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung für ihre große Hilfe. 
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